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Vorwort 
Die Freigabe von Materialien aus Strahlenschutzbereichen ist ein verantwortungsvoller Akt, der sowohl in 
Deutschland als auch in der Schweiz strengen gesetzlichen Vorgaben unterliegt. In Deutschland bildet ins-
besondere der Rechtsrahmen der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) [1] die Grundlage für den Umgang 
mit Reststoffen, die aus Kontrollbereichen stammen. In der Schweiz finden sich vergleichbare Regelungen 
in der Strahlenschutzverordnung (StSV) [2]. Diese Vorgaben dienen dem Schutz von Menschen und Umwelt 
und stellen sicher, dass nur solche Materialien einen Strahlenschutzbereich verlassen, die nachweislich 
keine Gefährdung mehr darstellen. 

Die Durchführung der Freigabe ist eine komplexe Aufgabe, die weit mehr erfordert als das Ablesen von 
Messwerten und deren Vergleich mit Freigabewerten. Sie beginnt bei der Planung der Arbeitsabläufe und 
reicht über die Auswahl geeigneter Messtechnik bis hin zur finalen Dokumentation der Ergebnisse. Mo-
derne Messgeräte bieten zwar eine hohe Empfindlichkeit und Genauigkeit, doch deren korrekte Anwen-
dung und die Auswertung der Messwerte setzen umfangreiches Fachwissen voraus. Störeinflüsse müssen 
erkannt, Messunsicherheiten bewertet und Freigabewerte zuverlässig unterschritten werden. Nur so kann 
die Entscheidung zur Freigabe auf einer soliden und nachvollziehbaren Grundlage getroffen werden. 

Neben der technischen Seite spielen auch organisatorische Aspekte eine zentrale Rolle. Das beteiligte Per-
sonal muss nicht nur fachlich qualifiziert sein, sondern auch ein ausgeprägtes Verantwortungsbewusstsein 
besitzen, da eine fehlerhafte Beurteilung weitreichende Folgen haben kann. Daher sind regelmäßige Schu-
lungen, Übungen und interne Audits unverzichtbar, um die Qualität und Verlässlichkeit der Prozesse sicher-
zustellen. 

Die rechtlichen Vorgaben stellen hohe Ansprüche an alle Beteiligten. Dazu gehören klare Definitionen der 
einzuhaltenden Werte, eindeutige Zuständigkeiten und lückenlose Dokumentationspflichten. Diese Anfor-
derungen dienen nicht der Bürokratie, sondern dem Schutz der Öffentlichkeit sowie der Transparenz des 
behördlichen und betreiberseitigen Handelns. Sie verlangen zudem, dass Entscheidungen nachvollziehbar 
begründet werden müssen. Dies bedeutet, dass jede Freigabeprüfung stets reproduzierbar sein muss. 

Darüber hinaus müssen institutionelle Rahmenbedingungen geschaffen werden, die es ermöglichen, alle 
erforderlichen Maßnahmen effizient und rechtskonform umzusetzen. Dazu gehört der Zugang zu geeigne-
ter Infrastruktur sowie die Bereitstellung ausreichender finanzieller und personeller Ressourcen. Ohne 
diese Voraussetzungen können die gesetzlichen Vorgaben kaum in der geforderten Qualität erfüllt werden. 

Dieser Leitfaden ist bewusst allgemein gehalten, um den Profilen der vielen verschiedenen Genehmigungs-
inhaber (Kernkraftwerke, Radiopharmazie, Landessammelstellen, Forschung etc.) und den behördlichen 
Vorgaben gerecht werden zu können. Durch seine breite Ausrichtung ermöglicht er eine anpassbare und 
zugleich robuste Vorgehensweise, die sowohl kleinen Einrichtungen als auch großen Betrieben Orientie-
rung bietet und eine Hilfestellung geben soll, unterschiedliche technische und organisatorische Bedingun-
gen angemessen zu berücksichtigen. Die Informationspapiere der Entsorgungskommission (ESK) [3, 4] zum 
Thema Freigaben beinhalten weiterführende Informationen für den Rückbau von kerntechnischen Anla-
gen. 
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Einleitung 
Mit diesem Leitfaden legt der Fachverband für Strahlenschutz e. V. (FS e. V.), erarbeitet vom Arbeitskreis 
Entsorgung (AKE), ein Dokument vor, das Praktikern helfen soll, die komplexen Aufgaben eines Freigabe-
prozesses in Deutschland und der Schweiz sachgerecht und effizient zu bearbeiten. Dieser Leitfaden ersetzt 
den vom Arbeitskreis Entsorgung (AKE) des FS veröffentlichten „Leitfaden für die praktische Umsetzung 
des § 29 StrlSchV (Freigabeleitfaden)“, Ausgabe 3, Stand: 8. Dezember 2005. Die Neubearbeitung war er-
forderlich, da mit dem seit dem 31.12.2018 gültigen Strahlenschutzrecht in Deutschland und den inzwi-
schen langjährigen Praxiserfahrungen in Deutschland und der Schweiz sich eine Fortschreibung des bishe-
rigen Textes als wenig geeignet herausstellte.  

Die Freigabe von radioaktiven Stoffen ist ein sinnvoller Weg zur Reduzierung radioaktiven Abfalls. Entsorgt 
werden Reststoffe, deren Aktivität aus Sicht des Strahlenschutzes vernachlässigbar gering ist.  

Ein wesentliches Ziel bei der Behandlung und Bewertung potenziell radioaktiver Stoffe und Gegenstände 
besteht darin, freigebbares Material von nicht-freigebbarem Material zu trennen und so den Abfallanteil 
für die weiteren Konditionierungsschritte zu minimieren und zu vermeiden, dass radioaktive Abfälle in den 
Wirtschaftskreislauf gelangen. 

Die betrachteten Nuklide werden gewichtet nach der jeweiligen Freigrenze (D) bzw. Bewilligungsgrenze 
(CH) aufsummiert. Die Freigabewerte sind gemäß der radiologischen Relevanz festgelegt. In den gesetzli-
chen Regelungen sind die maximalen, spezifischen Aktivitäten für die uneingeschränkte Freigabe pro Radi-
onuklid festgelegt sowie die Werte für die maximale Oberflächenkontamination. Neben der uneinge-
schränkten Freigabe gibt es auch die spezifische Freigabe. Betrachtet man die massen- bzw. flächenspezi-
fischen Aktivitäten für die spezifische Freigabe, die pro Radionuklid festgelegt sind, wird schnell klar, dass 
Freigabe und Freimessung mitnichten triviale Prozesse sind und sich Freigabeverfahren in Abhängigkeit von 
Material, Arbeitsbereich und Entsorgungspfaden stark voneinander unterscheiden können. Freigabever-
fahren in kerntechnischen Anlagen folgen anderen Ablaufplänen als z. B. Freigabeverfahren in Medizin, 
Industrie und Forschung. 

Redaktionelle Vorbemerkungen 
In diesem Leitfaden werden die Regelungen und das Vorgehen zur Freigabe in Deutschland und der Schweiz 
erläutert. In den Teilen 1 und 2 erfolgt die Darstellung für Deutschland bzw. die Schweiz getrennt. Teil 3 
beschreibt die Nachweisführung für beide Länder parallel. Besonderheiten für ein Land werden durch vo-
ran- oder nachgestelltes „D“ bzw. „CH“ gekennzeichnet. Bei Texten, welche ausschließlich die Schweiz be-
treffen, wurde die Schweizer Rechtschreibung beachtet. 

Die häufig zitierten Strahlenschutzverordnungen werden im ganzen Text mit „StrlSchV“ für Deutschland 
und „StSV“ für die Schweiz abgekürzt, wie es in den Ländern üblich ist. 

Im Text wird zum Teil auf verschiedene Ausgaben der deutschen Strahlenschutzverordnung Bezug genom-
men. Die Kennzeichnung der älteren Ausgaben erfolgt durch Doppelpunkt und nachgestellte Jahreszahl, z. 
B. StrlSchV:1989, StrlSchV:2001. Der Verweis auf die Strahlenschutzverordnung ohne Kennzeichnung mit 
einer Jahreszahl bezieht sich immer auf die Ausgabe 2018 mit Revisionsstand vom 23.10.2024. 

Absätze von Paragrafen werden in runden Klammern, Nummern mit der Abkürzung „Nr.“ angegeben, z. B. 
§ 4 (4) Nr. 2 e).  
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Das Schweizer Strahlenschutzgesetz und die Strahlenschutzverordnung sind in Artikel (abgekürzt „Art.“) 
und Buchstaben (abgekürzt „Bst.“) gegliedert. Des Weiteren werden in Bezug auf die Regelungen des 
Schweizer Nuklearsicherheitsinspektorats (ENSI) die Kapitel mit „Kap.“, Buchstaben mit „Bst.“ und Ziffern 
mit „Ziff.“ abgekürzt. 

Literaturverweise werden immer bei der ersten Erwähnung in der Antwort auf eine Frage durch Zahlen in 
eckigen Klammern gekennzeichnet. 

Definitionen von Begriffen, für die keine Literaturquelle aufgeführt ist, gelten nur für diesen Freigabeleit-
faden. 

Frage 1 An wen richtet sich der Freigabeleitfaden? 
Dieser Leitfaden zur praktischen Umsetzung der §§ 31 ff. StrlSchV [1] (D) bzw. §§ 105 ff. StSV (CH) [2] soll 
für alle am Freigabeverfahren Beteiligten sowohl aus dem kerntechnischen als auch nicht kerntechnischen 
Bereich zur Orientierungshilfe werden, und zwar für:  

• Antragsteller (Genehmigungsinhaber) 

• Anwender (ausführendes Personal) 

• Behörden 

• Entsorger sowie 

• Sachverständige und Gutachter. 

Der Leitfaden wurde ausgehend von Erfahrungen mit der Methodik, Durchführung, aber auch der prakti-
schen Umsetzung von Freigabeverfahren und Freimessungen vor Ort entwickelt. Dafür werden neben der 
Darstellung der radiologischen und gesetzlichen Grundlagen und des Freigabeverfahrens auch Anwen-
dungsbeispiele beschrieben. Diese Beispiele stammen sowohl aus dem Bereich der Kerntechnik, in dem 
Freigabeverfahren fest etabliert sind, als auch aus anderen Anwendungsbereichen, wie Industrie, oder 
medizinischen Einrichtungen, wo oft vereinfachte Vorgehensweisen zweckmäßig sind. 

Trotz ähnlicher konzeptioneller Grundlagen unterscheiden sich die Vorgehensweisen in Deutschland und 
der Schweiz in den Details teilweise deutlich. Daher werden die deutschen und Schweizer Regelungen und 
die darauf basierende Praxis in verschiedenen Abschnitten dieses Leitfadens beschrieben.  

Frage 2 Wie ist die Historie und internationale Einbindung der Freigabe? 
Im September 1981 fand bei der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEA) in Wien ein „Advisory 
Group Meeting“ statt, das sich mit der Festlegung von Strahlendosen für die Freigabe von festen, schwach 
radioaktiven Abfällen in die terrestrische Umwelt befasste. Die daran anschließenden Ausarbeitungen wur-
den 1983 veröffentlicht [5]. Sie enthalten als ein zentrales Element den Ansatz, dass zusätzliche Strahlen-
expositionen der Bevölkerung mit effektiven Dosen von Einzelpersonen im Bereich von einigen 0,01 mSv/a 
so geringfügig sind, dass daraus keine gesetzlichen Anforderungen abgeleitet werden sollten. Dieses von 
der IAEA als „de minimis“ bezeichnete Konzept der radiologischen Geringfügigkeit wurde von der Interna-
tionalen Strahlenschutzkommission (ICRP) im Jahr 1993 zur Anwendung empfohlen [6].  

In der deutschen Strahlenschutzverordnung von 1989 (StrlSchV:1989) [7] wurde der Umgang mit radioak-
tiven Stoffen, deren spezifische Aktivität weniger als 100 Bq/g beträgt, als anzeige- und genehmigungsfrei 
festgelegt. Von dieser generellen, radionuklidunspezifischen Freigrenze wurde allerdings die Entsorgung 
radioaktiven Abfalls ausgenommen. Der § 4 (4) Nr. 2 e) StrlSchV:1989 [7] legte fest, dass derjenige einer 
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Genehmigung bedarf, der radioaktive Stoffe als radioaktiven Abfall, „dessen spezifische Aktivität das 10-

4fache der Freigrenzen der Anlage IV Tabelle IV 1 Spalte 4 je Gramm überschreitet, beseitigt, soweit es sich 
nicht um Abfall handelt, der bei der Anwendung radioaktiver Stoffe im häuslichen, nicht beruflichen Be-
reich entstanden ist.“ Davon ausgehend war es möglich, radioaktive Stoffe mit hinreichend geringer spezi-
fischer Aktivität genehmigungsfrei zu beseitigen. Spezielle Vorgaben zum Verfahren, wie diese Beseitigung 
vorzunehmen ist, waren in der StrlSchV:1989 nicht enthalten.  

Erst mit der Strahlenschutzverordnung von 2001 (StrlSchV:2001) [8] wurde die Freigabe radioaktiver Ab-
fälle auf der Grundlage des de-minimis-Konzeptes in das deutsche Strahlenschutzrecht eingeführt. Der § 29 
der StrlSchV:2001 bezog sich nicht nur auf die effektive Dosis „im Bereich von 10 Mikrosievert im Kalender-
jahr“ als Maßstab der Freigabe, sondern legte auch das Verfahren fest, mit dem radioaktive Stoffe aus ei-
nem genehmigten Umgang zu nicht radioaktiven Stoffen des Abfallrechts werden konnten.  

Das damit eingeführte System der Freigabe hat sich in der Praxis bewährt und wird mit der Strahlenschutz-
verordnung von 2018 (StrlSchV) [1] weitergeführt. Allerdings enthält das neue Recht einige bezüglich der 
Freigabe sehr wesentliche Änderungen. So sind die in der StrlSchV:2001 noch eigenständig definierten Frei-
gabewerte für die uneingeschränkte Freigabe (Anlage III Tabelle 1 Spalte 5 StrlSchV:2001) nun gleich den 
Freigrenzen gesetzt (Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 3 StrlSchV:2018). Für die Freigrenzen wurden die Werte der 
IAEA [44] verwendet, die auch in den Europäischen Basic Safety Standards (EU-BSS) [9] in Anhang VII Ta-
belle A verbindlich enthalten sind, um eine internationale Vergleichbarkeit z.B. beim grenzüberschreiten-
den Warenverkehr zu erreichen. Der Grund dafür ist die internationale Vergleichbarkeit, z. B. beim grenz-
überschreitenden Warenverkehr. Die Werte der Freigrenzen sind nun auf volle Zehnerpotenzen gerundet, 
auch dadurch sind die Werte für einige Nuklide niedriger und für andere Nuklide höher als die Werte in der 
StrlSchV:2001. 

Die Werte für die spezifische Freigabe stimmen dagegen fast vollständig mit den Werten der StrlSchV:2001 
überein. Sie sind weiterhin auf eine signifikante Ziffer gerundet. Die Werte für die spezifische Freigabe ha-
ben nur nationale Bedeutung, deshalb dürfen die dafür verwendeten Modelldaten von denen der IAEA 
abweichen. 

Während in der StrlSchV:2001 die Freigabewerte durch die Freigrenzen nach oben begrenzt waren, trifft 
dies für die StrlSchV:2018 nicht mehr zu. Durch Berechnungen [32] konnte aber nachgewiesen werden, 
dass freigegebene Stoffe bei Einhaltung der Randbedingungen nach Anlage 8 StrlSchV:2018, z. B. der Ver-
mischung mit anderen Abfällen in der Deponie oder mit anderen Metallschrotten beim Recycling, im Er-
gebnis die Freigrenzen unterschreiten. Auf diese Weise kann ein Rückfall freigegebener Stoffe in die atom- 
und strahlenschutzrechtliche Überwachung ausgeschlossen werden. Ausnahmen davon sind Bauschutt 
und das Recycling von Metallschrotten für einige wenige Nuklide. Bei Bauschutt wurde aus diesem Grund 
eine Massenbegrenzung von 10 000 Mg im Kalenderjahr eingeführt für die Nutzung des Freigabewerts nach 
Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 6 für Cs-137. Für Metallschrott, der nur mit einem einzelnen der in der Anlage 8 
Teil G Ziffer 4 aufgelisteten Nuklide kontaminiert ist, wurde die Masse auf 10 Mg im Kalenderjahr be-
schränkt. 

So sind die in der StrlSchV:2001 noch eigenständig definierte Freigrenzen als „Werte der Aktivität und spe-
zifischer Aktivität radioaktiver Stoffe nach Anlage III Tabelle 1 Spalte 2 und 3, bei deren Überschreitung 
Tätigkeiten mit diesen radioaktiven Stoffen der Überwachung nach dieser Verordnung unterliegen“, voll-
ständig in das Freigabekonzept integriert. Während Freigrenzen der spezifischen Aktivität bisher als obere 
Schranken der Freigabefähigkeit galten, sind sie jetzt mit den Werten für uneingeschränkt freigebbare 
Stoffe identisch und damit vielfach geringer als die Freigrenzen der StrlSchV:2001. Das Gesamtkonzept der 



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 11 von 90 

Freigabe und die wesentlichen Neuerungen sind in der amtlichen Begründung zur StrlSchV [10] vom Ge-
setzgeber ausführlich erläutert. Sehr wesentlich für das Verständnis und die praktische Umsetzung der Frei-
gabe ist auch, dass freigegebene Stoffe in der Regel Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) [11] sind und für die Entsorgung daher auch abfallrechtliche Anforderungen zu beachten sind. Kon-
kretere Beschreibungen im Hinblick auf die Abgrenzungen zum KrWG finden sich in den Antworten auf die 
nächsten Fragen. 
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Teil 1: Deutsche Regelungen - Freigabeverfahren Deutschland 

Frage 3 Welche übergeordneten gesetzlichen Regelungen gelten in Deutsch-
land? 

Der Strahlenschutz in Deutschland ist Teil der Gesetzgebung. Dessen Struktur kann der folgenden Abbil-
dung 1 entnommen werden. 

 

Abbildung 1: Strahlenschutz in der Gesetzgebungspyramide in Deutschland 

Das Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) [12] und die für die Freigabe wesentlichen Regelungen der Strahlen-
schutzverordnung (StrlSchV) [1] traten am 31.12.2018 in Kraft. Die letzten in diesem Leitfaden berücksich-
tigten Anpassungen datieren vom 23.10.2024.  

Das Gesetz trifft Regelungen zum Schutz des Menschen und, soweit es um den langfristigen Schutz der 
menschlichen Gesundheit geht, auch der Umwelt vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung.  

Mit § 68 StrlSchG wird die Bundesregierung ermächtigt, in einer Verordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates zu bestimmen, 

1. unter welchen Voraussetzungen, 

2. mit welchen Nebenbestimmungen und 

3. in welchem Verfahren  

eine Freigabe radioaktiver Stoffe zum Zweck der Entlassung aus der Überwachung erfolgt, sowie 

4. wer die Freigabe beantragen kann und 

5. welche Pflichten im Zusammenhang mit der Freigabe zu beachten sind. 

In der StrlSchV können auch das Verfahren und die Mitteilungspflichten für die Fälle geregelt werden, in 
denen die Voraussetzungen für die Freigabe nicht mehr bestehen.  
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Das StrlSchG legt in § 68 (2) weiterhin fest, dass für den Fall einer Freigabe radioaktiver Stoffe zur Beseiti-
gung nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) [11] die freigegebenen Stoffe nicht 
wieder als Abfälle nach dem KrWG verwendet oder verwertet werden dürfen. Die im § 6 KrWG vorgege-
bene Abfallhierarchie ist damit für freigegebene Abfälle nicht anzuwenden, sofern ihre zweckgerichtete 
Verwertung oder Beseitigung nach Strahlenschutzrecht angeordnet ist.  

Abgrenzungen 

Frage 4 Wie können Stoffe aus Strahlenschutzbereichen herausgelangen? 
Grundsätzlich unterliegen alle Stoffe und Gegenstände, die in Strahlenschutzbereichen vorkommen, anfal-
len oder hineingebracht werden, dem Strahlenschutzrecht und dürfen nur nach den folgenden beschriebe-
nen Vorgehensweisen aus Strahlenschutzbereichen und damit aus dem Regelungsbereich des Strahlen-
schutzrechts herausgelangen. 

Die Strahlenschutzverordnung sieht unterschiedliche Möglichkeiten vor, mit denen Stoffe aus Strahlen-
schutzbereichen herausgelangen können (s. Abbildung 2). 

 

 
Abbildung 2: Schematische Darstellung der gesetzlichen Möglichkeiten, mit denen Stoffe und bewegliche 
Gegenstände einen Strahlenschutzbereich verlassen können. Alle aufgeführten Paragrafen beziehen sich, 
soweit nicht anders angegeben, auf die StrlSchV. 

Im Gesamtkontext des Vorgangs des Verlassens von Dingen aus Strahlenschutzbereichen lassen sich die 
folgenden Vorgehensweisen abgrenzen.  
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Abgabe ist die Übergabe von radioaktiven Stoffen, die im Rahmen einer Genehmigung gehandhabt wer-
den, an einen anderen Genehmigungsinhaber. Die Verantwortung für die Einhaltung der gesetzlichen An-
forderungen (§ 94 StrlSchV [1]) liegt beim Strahlenschutzverantwortlichen bzw. dem von ihm beauftragten 
Strahlenschutzbeauftragten.  

Die Abgabe ist in der Regel mit Beförderung als radioaktiver Stoff nach Gefahrgutrecht verbunden. 

Ableitung ist die (genehmigte) „Abgabe flüssiger, an Schwebstoffe gebundener oder gasförmiger radioak-
tiver Stoffe auf hierfür vorgesehenen Wegen“ (§ 1 (1) StrlSchV). Für Ableitungen mit Luft oder Wasser sind 
die Grenzwerte von 0,3 mSv im Jahr (je Pfad) für Einzelpersonen der Bevölkerung einzuhalten (§ 99 
StrlSchV). Die Festlegung von Messgrößen zur Nachweisführung wird im § 102 StrlSchV geregelt.  

Freigabe ist ein Verwaltungsakt, mit dem der Rechtsstatus „radioaktiver Stoff“ im Zusammenhang mit 
atom- oder strahlenschutzrechtlichen Genehmigungen aufgehoben wird. Die freigegebenen Stoffe (Gegen-
stände, Gebäude, Böden) können anschließend als nicht radioaktiv gehandhabt, entsorgt oder verwendet 
werden. Die Freigabe ist ein komplexer Prozess mit verteilten Verantwortlichkeiten, dessen gesetzliche An-
forderungen in diesem Leitfaden beschrieben sind. 

Herausbringen ist ein Vorgang, bei dem bewegliche Gegenstände, die sich vorübergehend in einem Kon-
trollbereich (ggf. auch Überwachungsbereich) befinden (z. B. Werkzeug) zum Zweck der Wiederverwen-
dung oder bewegliche Gegenstände, die sich z. B. zur Reparatur vorübergehend außerhalb eines Kontroll-
bereiches (Überwachungsbereiches) befinden sollen, in Verbindung mit der Prüfung auf Kontamination 
oder Aktivierung (§ 58 (2) StrlSchV) aus dem Kontrollbereich (Überwachungsbereich) entfernt werden. Die 
Verantwortung für den Prozess liegt beim Strahlenschutzverantwortlichen bzw. dem von ihm beauftragten 
Strahlenschutzbeauftragten.  

Die Herausgabe beschreibt die dauerhafte Entfernung von Stoffen, die nicht kontaminiert oder aktiviert 
sein können, aus dem Regelungsbereich des StrlSchG [12] bzw. Atomgesetzes (AtG) [13], ohne dass eine 
Freigabe erfolgen muss. 

Die Empfehlung der Entsorgungskommission (ESK) „Leitlinien zur Stilllegung kerntechnischer Anlagen“ [27] 
behandelt im Kapitel 7.3 das Thema Herausgabe. Weitere Ausführungen zur Herausgabe können auch dem 
„Leitfaden zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss und zum Abbau von Anlagen oder Anlagenteilen nach § 
7 des Atomgesetzes“ [26] entnommen werden. 

Für die Herausgabe ist der formale Aufwand deutlich geringer, als er bei einer Freigabe wäre. Weiterfüh-
rende Erläuterungen finden sich in StrahlenschutzPRAXIS Heft 1/2008 [14], StrahlenschutzPRAXIS Heft 
3/2009 [15] und Atomwirtschaft 1/2023 [16]. 

Mittlerweile hat die Vorgehensweise der Herausgabe Eingang in das neue Strahlenschutzrecht als Aus-
nahme von der Freigabe gefunden und kann nach § 31 (5) StrlSchV erfolgen. Dies gilt nicht für Stoffe aus 
Anlagen, die einer § 7 AtG Genehmigung unterliegen. Die Vorgehensweise zum Nachweis, dass keine Kon-
tamination oder Aktivierung vorliegen, ist in einer betrieblichen Unterlage zu beschreiben und durch An-
gaben zu Art und Umfang der Tätigkeit der zuständigen Behörde darzulegen.  

Frage 5 Wie lassen sich Abfälle und Reststoffe voneinander abgrenzen? 
Zur Übersicht und Nachvollziehbarkeit der entsprechenden Begriffe in diesem Freigabeleitfaden sind im 
Nachfolgenden Begriffe für Abfälle und Reststoffe im Kontext der Freigabe beschrieben. In Abbildung 3 ist 
die Abgrenzung der Abfall- und Reststoffbegriffe schematisch dargestellt. 
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Abfälle gemäß StrlSchG sind alle Stoffe und Gegenstände, die Abfälle im Sinne des § 3 (1) des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes (KrWG) [11] sind, einschließlich der Abfälle, die nach § 2 (2) Nr. 1 bis 5 oder 7 bis 15 
des KrWG vom Geltungsbereich des KrWG ausgenommen sind. Keine Abfälle im Sinne des StrlSchG [12] 
sind Reststoffe und Anlagenteile, die nach § 9a (1) des AtG [13] schadlos zu verwerten oder geordnet zu 
beseitigen sind, sowie andere den Bestimmungen des AtG oder des Standortauswahlgesetzes [17] unter-
liegende radioaktive Abfälle, Rückstände im Sinne von § 5 (32) StrlSchG und weitere sonstige radioaktive 
Stoffe. 

Abfälle gemäß KrWG [11] sind alle Stoffe oder Gegenstände, derer sich ihr Besitzer entledigt, entledigen 
will oder entledigen muss. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die verwertet werden; Abfälle, die nicht 
verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung. 

Radioaktiver Abfall gemäß Definition der Bundesgesellschaft für Entsorgung (BGE) [18] bezeichnet radi-
oaktive Stoffe, die nach ihrer Nutzung nicht mehr benötigt werden und auch nicht anderweitig genutzt 
werden können. 

Reststoffe gemäß Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Reststoffe und radioaktiver Abfälle [19] sind radi-
oaktive Stoffe, ausgebaute oder abgebaute radioaktive Anlagenteile, Gebäudeteile (Bauschutt) und aufge-
nommener Boden, sowie bewegliche Gegenstände, die kontaminiert oder aktiviert sind, bei denen der Ver-
wertungs- bzw. Entsorgungsweg noch nicht entschieden ist, bis zur Feststellung, dass er dem radioaktiven 
Abfall zuzuordnen ist. Der Reststoff in diesem Sinne kann in der eigenen oder einer anderen Anlage ver-
wertet werden, wobei radioaktive Abfälle anfallen können, oder sofort oder nach Abklinglagerung nach §§ 
31 ff. StrlSchV freigegeben werden. 

Radioaktive Reststoffe sind Reststoffe, für die die Entscheidung getroffen wurde, diese dem Wirtschafts-
kreislauf wieder zuzuführen oder zweckgerichtet zu verwerten bzw. schadlos zu beseitigen (d. h. uneinge-
schränkt oder spezifisch freizugeben). 

Anmerkung der Autoren: Wohl wissend, dass die ESK auf ihrer 123. Sitzung am 03.06.2025 ein 
Glossar verabschiedet hat, das eine Definition für radioaktive Reststoffe enthält, die im Wesentli-
chen auf der Begriffsbestimmung aus der „Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver Reststoffe und radi-
oaktiver Abfälle“ beruht: 

Radioaktive Reststoffe: Radioaktive Reststoffe sind radioaktive Stoffe, bei denen über den Entsor-
gungsweg noch nicht entschieden ist und die entweder schadlos verwertet oder als radioaktive Ab-
fälle geordnet beseitigt werden. Dazu gehören auch Einrichtungen, Bauschutt und aufgenommener 
Boden sowie bewegliche Gegenstände, die kontaminiert oder aktiviert sind. 

verwenden wir den Begriff Reststoff und radioaktiver Reststoff wie in Frage 5 definiert. 
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Abbildung 3: Schematische Darstellung der Abgrenzung von Abfällen und Reststoffen 

Frage 6 Wann handelt es sich nicht um eine Freigabe? 
In einem Strahlenschutzbereich befinden sich radioaktive Stoffe im Sinne von § 3 StrlSchG [12] (bzw. § 2 
AtG [13]), die Gegenstand einer strahlenschutz- oder atomrechtlichen Genehmigung sind. Radionuklide, 
die nicht dem genehmigten Umgang oder Betrieb zuzuordnen sind, müssen bei der Freigabe nicht berück-
sichtigt werden. Dazu gehören neben natürlichen Radionukliden natürlicher Herkunft, die zum Beispiel in 
Baumaterialien und Boden enthalten sind, auch die Radioaktivität aus Kernwaffenfallout und unfallbeding-
ter Herkunft (z. B. Tschernobyl).  

Weiterhin gibt es zeitweise in Strahlenschutzbereichen eingesetzte Werkzeuge, Schreibunterlagen, Notiz-
blöcke und ähnliche Gegenstände, für die die Strahlenschutzverordnung unterschiedliche Möglichkeiten 
vorsieht, wie sie aus Strahlenschutzbereichen herausgelangen können (siehe Frage 4).  
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Grundsätzlich gilt die Freigabe nur für radioaktive Stoffe; das Verlassen eines Kontrollbereichs von Perso-
nen ist in § 58 (1) StrlSchV [1] geregelt. Spezielle Regelungen gelten für kontaminierte Personen, die einen 
Strahlenschutzbereich verlassen müssen, an denen die Kontamination nicht zu beseitigen ist [20], [21].  

Ein Sonderfall sind Patienten nach nuklearmedizinischer Behandlungen, diese unterliegen nicht der Frei-
gabe [22]. 

Frage 7 Was hat sich in der Freigabe mit der Novellierung des Strahlenschutz-
rechtes 2018 geändert? 

Die Strahlenschutzgesetzgebung wurde in Deutschland zum 31.12.2018 novelliert, so dass mit dem neu 
geschaffenen Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) [12] und der novellierten Strahlenschutzverordnung 
(StrlSchV) [1] die StrlSchV:2001 [8] ihre Gültigkeit verloren hat. In der neuen Strahlenschutzverordnung 
wurden die im § 29 der StrlSchV:2001 enthaltenen Regelungen zur Freigabe in einem eigenen Kapitel neu 
gefasst. In Abbildung 4 ist die Neuordnung der die Freigabe betreffenden §§ 31 bis 42 StrlSchV schematisch 
dargestellt. Die Paragrafen lassen sich in die drei Gruppen: Grundsätze und übergeordnete Aspekte, Einzel-
regelungen sowie Verfahrensregelungen gruppieren. 
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Abbildung 4: Schematische Darstellung der Neuregelung der Freigabe in der StrlSchV:2018. Der § 29 der 
StrlSchV:2001 wurde in den §§ 31 bis 42 neu geregelt.  

Die Paragrafen lassen sich in die drei Gruppen Grundsätze und übergeordnete Aspekte, Einzelregelungen 
und Verfahrensregelungen gruppieren. 
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Grundsätze und übergeordnete Aspekte 

Frage 8 Welche Akteure gibt es in der Freigabe und was sind ihre Aufgaben? 
In Abbildung 5 sind die wichtigsten Akteure eines Freigabeverfahrens und im nachfolgenden Text deren 
wesentliche Aufgaben dargestellt.  

 

Abbildung 5: Akteure im Freigabeverfahren 

Die Hauptakteure im Bereich der Freigabe sind der Betreiber eines atom- oder strahlenschutzrechtlich ge-
nehmigten Prozesses als Genehmigungsinhaber und die für die Freigabe zuständige Strahlenschutzbe-
hörde. Für den Fall einer uneingeschränkten Freigabe (z. B. nach Abklinglagerung) sind nur diese beiden 
Akteure im Freigabeverfahren nötig. Auch bei einer uneingeschränkten Freigabe, die Abfälle betrifft, die 
entsorgt werden müssen, ist das abfallrechtliche Verfahren unabhängig vom strahlenschutzrechtlichen 
Freigabeverfahren und benötigt daher keine Abstimmungen. 

Von Seiten des Betreibers können Gutachter als Dienstleister unterstützend an der Erstellung der Verfah-
rensunterlagen mitwirken. Vor allem in Verfahren, in denen es um die Freigabe von Stoffen aus kerntech-
nischen Anlagen geht, können nach § 20 AtG [13] Sachverständige von Seiten der Behörde(n) herangezo-
gen werden, um die Unterlagen des Betreibers zu prüfen, zu bewerten und gegebenenfalls eigene Messun-
gen im Auftrag der Behörde durchzuführen.  

Für den Fall, dass die Freigabe als spezifische Freigabe oder Freigabe im Einzelfall eine Verwertung oder 
Beseitigung des Abfalls nach KrWG [11] einschließt, treten als weitere wichtige Akteure Unternehmen aus 
der konventionellen Abfallwirtschaft als Entsorger und die Abfallbehörde hinzu. Obwohl gesetzlich nicht 
vorgesehen können die Entsorger strahlenschutzseitig Gutachter zur Begleitung eines Entsorgungsvorgan-
ges hinzuziehen. 

Für die praktische Durchführung einer Freigabe mit Abgabe der freigegebenen Abfälle an Unternehmen 
der Abfallwirtschaft werden in der Regel Transportunternehmen hinzugezogen.  
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Die Aufgaben der verschiedenen Akteure sind: 

• Der Genehmigungsinhaber (Betreiber) stellt den Freigabeantrag an die zuständige Strahlenschutz-
behörde, führt die dafür notwendigen Messungen und die notwendigen Dokumentationen durch. 
Der Genehmigungsinhaber kann zur Unterstützung einen Dienstleister beauftragen, der ihn in der 
Organisation und Durchführung der Freigabe berät oder in seinem Auftrag an der Erlangung der 
Voraussetzungen für eine Freigabe mitwirkt.  

• Die Strahlenschutzbehörde prüft diesen Freigabeantrag und erteilt die Freigabe. Dabei kann sie 
einen Sachverständigen beauftragen, der sie in der Bewertung des Freigabeantrags unterstützt. 
Dazu zählen z. B. neben den administrativen Prüfungen, z. B. auf Vollständigkeit, Freigabepfad, 
Freigabemasse etc., auch die Durchführung von eigenen Messungen und Rechnungen.  

• Unternehmen der Abfallwirtschaft (Entsorger) müssen im Freigabeverfahren mitwirken und eine 
Annahmebereitschaft von Abfällen nach der Freigabe verbindlich zusagen („Annahmeerklärung 
nach § 40 (2) StrlSchV:2018“ in den dort genannten Fällen der spezifischen Freigabe). Sie verpflich-
ten sich damit implizit, den vorgesehenen Entsorgungsweg einzuhalten.  

• Darüber hinaus kann es allerdings noch weitere Akteure geben, die im Freigabeprozess eingebun-
den werden können oder gar sollten. Dazu zählt unter anderem die Öffentlichkeit, die durch Nicht-
regierungsorganisationen (NGO) oder Bürgervertretungen vertreten werden kann. Die Entlassung 
aus der strahlenschutzrechtlichen Überwachung ist ein hoch emotionales Thema. Deshalb kann es 
für einen reibungslosen Freigabeablauf wichtig sein, die regionale Bevölkerung über die Art, den 
Umfang und die Durchführung der Freigabe transparent zu informieren. 

Frage 9 Wann ist eine Freigabe erforderlich? 
Eine Freigabe ist immer dann erforderlich, wenn radioaktive Stoffe aufgrund ihrer geringen Radioaktivität 
wieder in die konventionelle Abfall- und Kreislaufwirtschaft übergeben werden können. In der Strahlen-
schutzverordnung [1] heißt es hierzu sinngemäß:  

Wer radioaktive Stoffe oder bewegliche Gegenstände, Gebäude, Räume, Raumteile und Bauteile, Boden-
flächen, Anlagen oder Anlagenteile (Gegenstände), die mit radioaktiven Stoffen kontaminiert sind oder ak-
tiviert wurden, als nicht radioaktive Stoffe verwenden, verwerten, beseitigen, innehalten oder an einen 
Dritten weitergeben will, muss für diese Stoffe oder Gegenstände zuvor eine Freigabe erwirken. Einer Frei-
gabe bedürfen insbesondere Stoffe und Gegenstände, die aus Kontrollbereichen stammen, in denen mit 
offenen radioaktiven Stoffen umgegangen wird oder wurde, offene radioaktive Stoffe vorhanden sind oder 
waren, oder die Möglichkeit einer Aktivierung bestand. (vgl. § 31 StrlSchV).  

Frage 10 Welche gesetzlichen Grundlagen gibt es für die Freigabe? 
Durch eine Freigabe wird aus einem im rechtlichen Sinne radioaktiven Stoff de jure ein nicht-radioaktiver 
Stoff. In § 3 (1) StrlSchG [12] bzw. § 2 (1) AtG [13] wird festgelegt, dass nur solche Stoffe als „radioaktive 
Stoffe” strahlenschutz- bzw. atomrechtlichen Regelungen zu unterwerfen sind, deren Aktivität oder spezi-
fische Aktivität nach den Regelungen dieser Gesetze oder einer auf Grund dieser Gesetze von der Bundes-
regierung mit Zustimmung des Bundesrates erlassenen Rechtsverordnung nicht außer Acht gelassen wer-
den kann. § 3 (2) StrlSchG bzw. § 2 (2) AtG definieren die Bedingungen, unter denen die Aktivität eines 
Stoffes außer Acht gelassen werden kann, es sich also um “nicht-radioaktive Stoffe” im rechtlichen Sinne 
handelt. Für den Fall, dass es sich um einen im Rahmen einer genehmigungspflichtigen Tätigkeit nach dem 
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StrlSchG, dem AtG oder nach einer auf Grund eines dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnung anfallen-
den Stoff handelt, kann die Aktivität nur außer Acht gelassen werden, wenn sie festgelegte Freigabewerte 
unterschreitet und der Stoff freigegeben worden ist. 

In der StrlSchV:2001 [8] wurde die Freigabe in § 3 (2) Nr. 15 als ein behördlicher Verwaltungsakt definiert, 
der die Entlassung aus dem Strahlenschutz und Atomrecht bewirkt. Diese Definition ist im novellierten 
Strahlenschutzrecht entfallen, da nach Ansicht des Gesetzgebers durch den Regelungstext zur Freigabe so-
wie die Ermächtigungsnorm nach § 68 StrlSchG der Begriff hinreichend bestimmt ist (s. Begründung zur 
StrlSchV [10]). 

Rechtstheoretisch ist die Freigabe ein Verwaltungsakt, mit dessen Wirksamwerden die freigegebenen 
Stoffe, Gegenstände, etc., trotz ihrer physikalisch vorhandenen Radioaktivität juristisch nicht mehr als ra-
dioaktive Stoffe gelten (sog. juristische Fiktion). Die ausführenden Regelungen hierzu finden sich in Teil 2 
Kapitel 3 und Kapitel 6 StrlSchV [1] sowie in den Anlagen 4 und 8 StrlSchV, insbesondere die nuklidspezifi-
schen Freigabewerte und die Einzelheiten des Freigabeverfahrens. 

Durch den Bezug auf radioaktive Stoffe im Sinne des § 3 StrlSchG / § 2 AtG und die Beschränkung auf die 
Herkunft dieser radioaktiven Stoffe aus den in § 31 (1) Nr. 1 und 2 StrlSchV genannten Tätigkeiten sind 
Freigaberegelungen nicht anzuwenden auf: 

• bestehende Expositionssituationen, insbesondere radioaktive Altlasten, solange diese Altlasten 
nicht zum Zwecke der Sanierung von Grundstücken entfernt werden 

• natürlich vorkommende Radionuklide (NORM), die bei Tätigkeiten im Sinne des § 4 (1) Nr. 10 
StrlSchG auftreten 

• radioaktive Stoffe, die beim Aufsuchen, Gewinnen oder Aufbereiten sowie beim Besitz von radioak-
tiven Bodenschätzen anfallen, wenn hierauf die Vorschriften des Bundesberggesetzes [23] Anwen-
dung finden 

• das Herausbringen beweglicher Gegenstände aus Strahlenschutzbereichen mit dem Ziel der Wie-
derverwendung nach § 58 StrlSchV 

• Ableitungen radioaktiver Stoffe mit Luft und Wasser, die nach den Anforderungen von § 99 StrlSchV 
bzw. nach § 102 StrlSchV genehmigt sind 

• die Abgabe radioaktiver Stoffe an Andere nach § 94 StrlSchV 

• auf die Abgabe radioaktiver Abfälle nach AtEV [24] bzw. deren anderweitige Beseitigung oder Ab-
gabe nach § 94 StrlSchV 

• bewegliche Gegenstände, Gebäude, Bodenflächen, Anlagen oder Anlagenteile in Verantwortung 
des Inhabers einer atomrechtlichen Genehmigung, die aber nicht Gegenstand einer atomrechtli-
chen Genehmigung sind (z. B. Kantine eines Kernkraftwerks) 

• radioaktive Stoffe, die zugesetzt werden bei der Herstellung von Konsumgütern, Arzneimitteln, 
Pflanzenschutzmitteln, Schädlingsbekämpfungsmitteln und Düngemitteln sowie die Aktivierung der 
vorgenannten Produkte 

• nicht kontaminierte oder aktivierte bewegliche Gegenstände, Gebäude, Bodenflächen, Anlagen 
oder Anlagenteile (z. B. Raum in dem ausschließlich mit umschlossenen radioaktiven Stoffen umge-
gangen wurde). Die Bewertung der Begriffe „nicht kontaminiert oder aktiviert“ sind im Einzelfall mit 
der zuständigen Behörde zu klären (vgl. § 31 (5) StrlSchV:2018). 
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Frage 11 Was ist die Grundlage der Freigabe? 
Grundlage der Freigabe ist, dass zusätzliche Strahlenexpositionen der Bevölkerung mit effektiven Dosen 
von Einzelpersonen im Bereich von 0,01 mSv/a (10 µSv/a) so geringfügig sind, dass daraus keine gesetzli-
chen Anforderungen abgeleitet werden sollten. Dieses von der IAEA [5] als „de minimis“ bezeichnete Kon-
zept der radiologischen Geringfügigkeit wurde von der Internationalen Strahlenschutzkommission (ICRP) 
[6] im Jahr 1993 zur Anwendung empfohlen (vgl. hierzu Frage 2). Basierend darauf hat man das Dosiskrite-
rium für die Freigabe in § 31 (2) StrlSchV [1] definiert. Danach muss sichergestellt sein, dass für Einzelper-
sonen der Bevölkerung durch die freizugebenden Stoffe und Gegenstände nur eine effektive Dosis im Be-
reich von 10 Mikrosievert im Kalenderjahr auftreten kann. Im IAEA General Safety Guide No. 18 (GSG-18) 
[25] werden unter Punkt 2.5 die 10 Mikrosievert im Kalenderjahr als Dosiskriterium präzisiert. Dort heißt 
es: „… the effective dose expected to be incurred by any individual is of the order of 10 µSv in a year...“. 
Übersetzt heißt das, dass der Dosisbeitrag des freizugebenen Materials in der Größenordnung von 10 Mik-
rosievert pro Kalenderjahr sein darf. In der amtlichen Begründung zur Strahlenschutzverordnung [10] zu 
Kapitel 3 StrlSchV („Freigabe“) wird dazu erläutert: „Der einer Freigabe zu Grunde liegende Begriff „im Be-
reich von 10 Mikrosievert im Kalenderjahr“ bedeutet wie bisher schon, dass die Modellrechnungen zur 
Herleitung einzelner Freigabewerte einschließlich der jeweils angenommenen Randbedingungen, wie sie 
durch Festlegungen der Anlage 8 Teil A Nr. 2 StrlSchV bestimmt sind, oder im Einzelfall unterstellt werden 
müssen, tatsächlich auch Werte der effektiven Dosis für Einzelpersonen der Bevölkerung bis ca. 20 Mikro-
sievert im Kalenderjahr nicht ausschließen. Der Mittelwert der statistischen Dosisverteilung muss dabei 
unter oder höchstens bei 10 Mikrosievert liegen.“  

Die Legaldefinition des Begriffs radioaktiver Stoff in § 3 StrlSchG [12] bzw. § 2 AtG [13] besagt, dass eine 
unter einer Genehmigung gehandhabte Aktivität nur außer Acht gelassen werden kann, wenn sie festge-
legte Freigabewerte unterschreitet und der Stoff freigegeben worden ist. Radioaktive Stoffe aus genehmi-
gungspflichtigen Tätigkeiten sind daher de jure so lange „radioaktiv“, bis sie behördlicherseits freigegeben 
worden sind. Die Eigenschaft radioaktiv zu sein, verlieren sie nicht durch Aufteilung in kleine Mengen oder 
durch physikalischen Zerfall, auch wenn dadurch ggf. Freigrenzen oder Freigabewerte unterschritten wer-
den.  

Der § 31 StrlSchV gibt den allgemeinen Rahmen der Freigabe vor und besagt, dass radioaktive Stoffe und 
kontaminierte oder aktivierte Gegenstände aus Tätigkeiten ausschließlich nach einer behördlichen Frei-
gabe als nicht radioaktive Stoffe verwendet, verwertet, beseitigt, innegehabt oder an einen Dritten weiter-
gegeben werden dürfen. Dieses bereits in § 29 (1) Satz 1 der StrlSchV:2001 [8] enthaltene Regelungskon-
zept wird damit fortgeführt. 

Im § 31 (1) StrlSchV:2018 werden die radioaktiven Stoffe benannt, die in den Freigaberegelungen konkret 
berücksichtigt werden. Die radioaktiven Stoffe werden zum einen nach ihrer Herkunft/Entstehung, zum 
anderen nach ihrer Form spezifiziert.  

Als relevante Herkunftsbereiche werden benannt:  

Ein Umgang (Tätigkeiten nach § 4 (1) Satz 1 Nr. 3 bis 7 oder ein Umgang nach § 5 (39) Nr. 1 oder 2 StrlSchG),  

• Tätigkeiten mit Kernbrennstoffen, 

• Tätigkeiten in Anlagen des Bundes zur Sicherstellung oder Endlagerung radioaktiver Abfälle, 

• Tätigkeiten in Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlung nach § 4 (1) Satz 1 Nr. 7 StrlSchG, 
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• Umgang mit künstlich erzeugten radioaktiven Stoffen und natürlich vorkommenden radioaktiven 
Stoffen auf Grund ihrer Radioaktivität, zur Nutzung als Kernbrennstoff oder zur Erzeugung von 
Kernbrennstoffen, 

• Umgang beim Betrieb von Bestrahlungsvorrichtungen. 

Freizugeben sind ggf. Stoffe, die infolge dieser Tätigkeiten radioaktiv kontaminiert sind oder durch die ge-
nannten Tätigkeiten aktiviert wurden. 

Als spezielle Formen werden genannt:  

• bewegliche Gegenstände 

• Gebäude, Räume, Raumteile und Bauteile 

• Bodenflächen 

• Anlagen oder Anlagenteile (Gegenstände) 

Der § 31 (2) StrlSchV:2018 verweist noch einmal explizit darauf hin, dass insbesondere Stoffe und Gegen-
stände, die aus Kontrollbereichen stammen, in denen 

• mit offenen radioaktiven Stoffen umgegangen wird oder wurde, 

• offene radioaktive Stoffe vorhanden sind oder waren oder 

• die Möglichkeit einer Aktivierung bestand 

einer Freigabe bedürfen.  

Da die im § 31 (1) StrlSchV:2018 verwendeten Begriffe „aktiviert“ bzw. „kontaminiert“ vom Gesetzgeber 
nur in Bezug auf die Entstehung aus geplanten Tätigkeiten, nicht aber in Bezug auf den Wert der spezifi-
schen Aktivität konkretisiert wurden, gibt es keine untere Schwelle, unterhalb der eine Freigabe per se 
nicht nötig ist. 

Frage 12 Welche Ausnahmen gibt es? 
Durch § 31 (5) StrlSchV:2018 wird die Möglichkeit eröffnet, dass die Behörde Ausnahmen von den Anfor-
derungen an die Freigabe zulässt. Voraussetzung ist, dass durch geeignete beweissichernde Messungen die 
Kontaminationsfreiheit oder die Abwesenheit von Aktivierung nachgewiesen wurde.  

Allerdings gilt diese Regelung nicht für die Tätigkeiten Errichtung, Betrieb, die sonstige Innehabung, die 
Stilllegung, der sichere Einschluss einer Anlage sowie der Abbau einer Anlage oder von Anlagenteilen nach 
§ 7 des Atomgesetzes [13]. Im Rahmen dieser Tätigkeiten kann die Entlassung aus der atom- und strahlen-
schutzrechtlichen Überwachung mittels einer Herausgabe ebenfalls erfolgen, allerdings nur für nicht radi-
oaktive Stoffe und Gegenstände einschließlich Bodenflächen, die nicht aus dem Kontrollbereich stammen 
und für die eine Kontamination oder Aktivierung durch die Tätigkeit ausgeschlossen ist. Die grundsätzliche 
Vorgehensweise für die Herausgabe in Anlagen mit einer Genehmigung nach § 7 AtG ist in einer Genehmi-
gungsunterlage zu beschreiben [26]. Eine für Anlagen gemäß § 7 AtG anerkannte Definition der Herausgabe 
findet sich auch in der Empfehlung der Entsorgungskommission „Leitlinien zur Stilllegung kerntechnischer 
Anlagen“ [27]. 
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Frage 13 Wie wird die Freigabe beantragt? 
Ein Antrag auf Freigabe nach § 32 StrlSchV:2018 wird in der Regel bei der für den genehmigten Umgang 
mit radioaktiven Stoffen zuständigen Behörde gestellt. Ein Antrag auf Freigabe sollte dabei folgende Infor-
mationen enthalten: 

• Name, Bezeichnung und Anschrift der Institution, die die Freigabe beantragt 

• Ansprechpartner für Rückfragen 

• Herkunftsbereich der freizugebenden Stoffe 

• konkrete Beschreibung der freizugebenden Stoffe 

o Materialbeschreibung (Metall, Beton, Rohrleitung, Erdreich usw.) 

o Beschreibung der Geometrie 

 glatte messbare Oberfläche 

 Oberflächenbeschaffenheit (Rost erkennbar, Beschichtung usw.) 

 Durchmesser 

 Bohrlöcher, Durchführungen  

 Schüttgut 

 Menge (kg, Mg, m³) 

 usw. 

• Betriebshistorie der freizugebenden Stoffe 

o mögliche Radionuklide in den freizugebenden Stoffen, ggf. Nuklidvektor(en) 

o Herkunft der radioaktiven Stoffe (Kontamination, Aktivierung) 

• Antragsgegenstand 

o uneingeschränkte Freigabe (§ 35 StrlSchV) 

o spezifische Freigabe von (§ 36 StrlSchV) 

 Bauschutt > 1 000 Mg 

 Bodenflächen 

 festen Stoffen < 100 Mg/a zur Deponierung 

 Stoffen < 100 Mg/a zur Verbrennung 

 festen Stoffen < 1 000 Mg/a zur Deponierung 

 Stoffen < 1 000 Mg/a zur Verbrennung 

 Gebäuden zur Wieder-/Weiterverwendung 

 Gebäuden zum Abriss 

 Metallschrott zum Recycling 

• falls erforderlich Ergebnisse von Abklingberechnungen 

• Ergebnisse der durchgeführten Entscheidungsmessungen für die Oberflächenkontamination (wo 
messbar) und für die spezifische Aktivität 
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• Versicherung und Dokumentation darüber, dass die in Anlage 8 StrlSchV genannten Bedingungen 
eingehalten wurden 

Darüber hinaus kann es je nach Komplexität des Freigabeverfahrens sinnvoll sein, weitere Unterlagen, wie 
ein Freimesskonzept, Angaben über die zu verwendenden Messgeräte (z. B. Kalibrierprotokolle), dem An-
trag beizufügen. 

Im Falle der spezifischen Freigabe zur Beseitigung, bei einer spezifischen Freigabe von Metallschrott zum 
Recycling und bei einer spezifischen Freigabe im Einzelfall hat der Antragsteller der Behörde vor Erteilung 
der Freigabe eine Erklärung über den Verbleib der Abfälle und eine Annahmeerklärung des Betreibers der 
Verwertungs- oder Beseitigungsanlage vorzulegen. Eine Kopie dieser Annahmeerklärung hat der Antrag-
steller an die für den Standort des Entsorgers zuständige Abfallbehörde zu senden (Informationspflicht). 
Die Erfüllung dieser Informationspflicht gegenüber der am Standort der Entsorgungsanlage zuständigen 
Behörde nach KrWG [11] hat der Antragsteller im Freigabeantrag nachzuweisen. 

Der Antrag ist vom Strahlenschutzverantwortlichen zu unterzeichnen und in der Regel in Papierform (an-
dere Übersendungsarten sind je nach Behörde möglich) einzureichen. 

Frage 14 Wie wird die Freigabe erteilt? 
Nach § 33 StrlSchV:2018 wird die Freigabe schriftlich in einem Freigabebescheid erteilt. Die Einhaltung des 
Dosiskriteriums ist Voraussetzung für die Erteilung des Freigabebescheides. Die Behörde prüft sowohl den 
Entsorgungsweg als auch die Einhaltung der Werte nach Anlage 4 Tabelle 1 StrlSchV. Werden diese Werte 
eingehalten so ist das Dosiskriterium erfüllt. 

Grundsätzlich werden unterschieden:  

• Uneingeschränkte Freigabe (§ 35 StrlSchV) 

• Spezifische Freigabe (§ 36 StrlSchV) 

• Freigabe im Einzelfall (§ 37 StrlSchV) 

• Freigabe von Amts wegen (§ 38 StrlSchV) 

Frage 15 Mit welchen Auflagen kann ein Freigabebescheid versehen werden? 
Nach § 33 (4) StrlSchV:2018 kann die Freigabe mit folgenden Bedingungen versehen werden: 

• Vorbehalt des Widerrufs 

• Erteilung von inhaltlichen Beschränkungen, Auflagen und Befristungen 

• Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage 

Frage 16 Wann kann ein Freigabebescheid von der Behörde zurückgenommen 
werden? 

Nach § 42 (3) StrlSchV:2018 hat der Strahlenschutzverantwortliche, der Inhaber der Freigabe ist, die zu-
ständige Behörde unverzüglich zu informieren, wenn eine der Anforderungen, von denen die Erteilung der 
Freigabe abhängt, nicht mehr erfüllt ist. Dies ist z. B. der Fall, wenn der geplante Entsorgungsweg nicht 
vollständig durchlaufen werden kann; d.h. die Zielsetzung (Verbrennung, Deponierung, Einschmelzung) 
nicht eingehalten wird. In diesen Fällen kann die Behörde den Freigabebescheid widerrufen. Für uneinge-
schränkt freigegebene Stoffe besteht die Informationspflicht nicht.  
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Frage 17 Welche Verbote sind zu beachten? 
Wie im Abfallrecht gilt auch bei radioaktiven Stoffen, die entsorgt werden sollen, ein Verbot zur zielgerich-
teten Vermischung. Danach dürfen die Anforderungen, von denen die Erteilung der Freigabe abhängt, und 
die Übereinstimmung mit dem Inhalt des Freigabebescheides, nicht zielgerichtet durch Vermischen oder 
Verdünnen herbeigeführt, veranlasst oder ermöglicht werden (§ 34 StrlSchV:2018).  

Dieses Verbot zur zielgerichteten Vermischung darf allerdings nicht dahingehend missverstanden werden, 
dass jegliches Vermischen von Stoffen, wie z. B. Bauschutt, verboten ist. Das „Vermischungsverbot“ verbie-
tet es nur, durch zielgerichtetes Vermischen und Verdünnen ein Stoffgemisch herzustellen, dass freigabe-
fähig ist, obwohl eine seiner Komponenten diese Anforderung nicht erfüllt hat. Werden zwei Komponenten 
unvermeidlich prozessbedingt vermischt, dann ist diese Vermischung vom Verbot zur zielgerichteten Ver-
mischung nicht betroffen. In der Praxis wird beim Einbringen von Abfällen in ein Gebinde, wie zum Beispiel 
in der Freigabe von Bauschutt, stets etwas vermischt. Im Zweifel gilt es hier, das angedachte Verfahren, z. 
B. im Freigabekonzept, genau zu beschreiben und es mit den zuständigen Behörden und ggf. dem Sachver-
ständigen abzustimmen. 

Einzelregelungen 

Frage 18 Welche Möglichkeiten der Freigabe gibt es? 
Im Strahlenschutzrecht werden die folgenden Möglichkeiten zur Freigabe definiert (s. auch Frage 14):  

• uneingeschränkte Freigabe 

• spezifische Freigabe 

• Freigabe im Einzelfall 

• Freigabe von Amts wegen 

Frage 19 Welche Randbedingungen müssen für die Freigabe erfüllt sein? 
Die Werte zur Freigabe Anlage 4 Tabelle 1 StrlSchV:2018 gelten nur mit den Randbedingungen, die in An-
lage 8 StrlSchV:2018 definiert sind. Anlage 8 ist zwingend zu beachten. 

Frage 20 Was sind Anhaltspunkte für die Überschreitung des Dosiskriteriums? 
Bei einer spezifischen Freigabe zur Beseitigung (siehe Frage 30) und bei einer spezifischen Freigabe von 
Metallschrott zum Recycling (siehe Frage 34) gilt nach § 36 (2) StrlSchV:2018 [1] als weitere Voraussetzung, 
dass der zuständigen Behörde keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass am Standort der Entsorgungsan-
lage für Einzelpersonen der Bevölkerung eine effektive Dosis im Bereich von 10 μSv (Dosiskriterium) im 
Kalenderjahr überschritten wird.  

Zu diesem Zweck ist auch das Einvernehmen zwischen den zuständigen Behörden (§ 39 StrlSchV) herzu-
stellen. Der Regelungsgehalt nach § 29 (2) Satz 1 der StrlSchV:2001 [8] wird im Wesentlichen übernommen. 
Dies ist erforderlich, da die neuen Freigrenzen die (übernommenen) Werte der spezifischen Freigabe nicht 
mehr deckeln und somit für spezifische Freigaben die Einhaltung der Anforderungen und Randbedingungen 
einen höheren Stellenwert erhält, z. B. bei Cs-137, hier liegt die Freigrenze bei 0,1 Bq/g und der Wert zur 
Beseitigung von Metallschrott zum Recycling beträgt 0,6 Bq/g. Bei einer uneingeschränkten Freigabe (vgl. 
§ 35 StrlSchV) unterliegen die freigegebenen Stoffe zwar grundsätzlich keinen Einschränkungen. Doch auch 
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die Werte der uneingeschränkten Freigabe sind mittels Rechenmodellen abgeleitet (siehe Frage 2). Die 
Anforderungen und Randbedingungen sind zwar in der Regel so konservativ gewählt, dass mit großen Si-
cherheitsmargen alle üblichen Szenarien einer Freigabe großzügig abgedeckt sind, vgl. [28]. Methodisch 
bedingt ist dabei aber nicht ausgeschlossen, dass in Grenzfällen dieser Rechenmodelle die Anforderungen 
und Randbedingungen neben dem Unterschreiten der Freigabewerte zu beachten sind. Beispielsweise gel-
ten auch bisher schon die Werte der uneingeschränkten Freigabe nicht für wässrige Lösungen, da Konzent-
rationseffekte etwa durch Verdampfen des Wasseranteils in den Rechenmodellen nicht abgebildet sind. 

Frage 21 Welche Informationen benötigt ein Betreiber von einer Entsorgungs-
einrichtung, um der Aufsichtsbehörde nachzuweisen, dass der Stand-
ort geeignet ist? 

Folgende Informationen werden von einem Betreiber einer Entsorgungseinrichtung benötigt, um der zu-
ständigen Behörde nachzuweisen, dass für den Standort keine Anhaltspunkte zur Nichteinhaltung der Vor-
gaben des Freigabebescheides vorliegen: 

Deponie: 

• Jährliche Einlagerungsmengen gemittelt über die letzten 3 Jahre 

• Eingelagerte Mengen von spezifisch freigegebenen Materialien im laufenden Kalenderjahr 

• Deponieklasse 

• Abfallschlüssel gemäß Anlage zur Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) [29] 

• Generelle Annahmebedingung der Entsorgungseinrichtung 

Verbrennungsanlage: 

• Jährliche Verbrennungsmengen gemittelt über die letzten 3 Jahre 

• Angenommene Mengen von spezifisch freigegebenen Materialien im laufenden Kalenderjahr 

• Generelle Annahmebedingung der Entsorgungseinrichtung 

Frage 22 Wann kann auf die Einhaltung der Werte für die Oberflächenkontami-
nation verzichtet werden? 

Bei einer spezifischen Freigabe zur Beseitigung und bei einer spezifischen Freigabe von Metallschrott zum 
Recycling kann die zuständige Behörde auf den Nachweis darüber verzichten, dass die Werte der Oberflä-
chenkontamination nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 5 StrlSchV:2018 eingehalten werden, wenn auszuschlie-
ßen ist, dass Personen durch die freizugebenden Stoffe kontaminiert werden können, vgl. § 36 (3) StrlSchV. 

Frage 23 Wie bestimmt man die massenspezifische Aktivität auf Basis der 
Oberflächenaktivität? 

In bestimmten Fällen kann es notwendig sein, dass aufgrund der vorhandenen Datenlage die massenspe-
zifische Aktivität auf Basis der Oberflächenaktivität berechnet werden muss. In diesem Fall kommt folgende 
Formel zur Anwendung:  

𝐴𝐴𝑀𝑀 =
𝐴𝐴𝐹𝐹
𝜌𝜌 ⋅ 𝑑𝑑
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Dabei bedeuten: 

𝐴𝐴𝑀𝑀  die massenspezifische Aktivität in Bq/g 

𝐴𝐴𝐹𝐹   die Oberflächenaktivität in Bq/cm² 

𝜌𝜌  die mittlere Dichte in g/cm³  

𝑑𝑑  die mittlere Eindringtiefe in cm 

Wenn eine Bodenfläche nach § 36 (1) Nr. 2 StrlSchV [1] freigegeben werden soll, sind die Bestimmungen 
aus Anlage 8 Teil E StrlSchV einzuhalten. Darin wird die Mittelungsfläche mit bis zu 100 m² oder alternativ 
die Mittelungsmasse mit bis zu 1 Megagramm festgesetzt. 

Die Freigabe von Blechen ist eines von vielen Beispielen, bei denen eine Umrechnung zwischen flächen- 
und massenspezifischer Aktivität sinnvoll ist. 

Diese Formel findet auch Anwendung bei der Freigabe von Gegenständen, bei denen das Verhältnis Ober-
fläche zu Masse groß ist und eine eingedrungene Kontamination ausgeschlossen werden kann (z. B. Ble-
che). Hier ist zu prüfen, ob die Kontamination nur auf einer Seite vorliegt (oder bei Platten auf beiden Sei-
ten). Der Parameter 𝑑𝑑 ist in solchen Fällen als Dicke zu interpretieren (bei einer beidseitig kontaminierten 
Platte ist  𝑑𝑑/2 zu verwenden). 

Weiterhin werden bei Bodenflächen nur die aus dem genehmigten Umgang stammenden Aktivitäten für 
die Bewertung der Freigabefähigkeit herangezogen. 

Frage 24 Was ist eine uneingeschränkte Freigabe? 
Eine uneingeschränkte Freigabe bedarf keiner Festlegungen zur künftigen Verwendung, Verwertung, Be-
seitigung, des Innehabens der freizugebenden Stoffe und Gegenstände oder deren Weitergabe an Dritte. 

Für die uneingeschränkte Freigabe von festen Stoffen, Bauschutt einschließlich anhaftenden Bodens, wenn 
die freizugebende Masse nicht mehr als 1 000 Megagramm im Kalenderjahr beträgt, von Ölen, ölhaltigen 
Flüssigkeiten sowie organischen Lösungs- und Kühlmitteln ist die Einhaltung der in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 
3 der StrlSchV:2018 genannten Freigabewerte und die Einhaltung der in Anlage 8 Teil A und Teil B StrlSchV 
genannten Festlegungen nachzuweisen.  

Für die Freigabe von festen Stoffen ist in den Fällen, in denen eine feste Oberfläche vorhanden ist, an der 
eine Messung der Kontamination möglich ist, die Einhaltung der in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 5 
StrlSchV:2018 genannten Freigabewerte nachzuweisen. 

Frage 25 Was ist eine spezifische Freigabe? 
Bei einer spezifischen Freigabe ist die künftige Verwendung, Verwertung, Beseitigung, das Innehaben der 
freizugebenden Stoffe und Gegenstände sowie deren Weitergabe an Dritte aufgrund ihrer materiellen Ei-
genschaften oder aufgrund festgelegter Anforderungen eingeschränkt. 

Dies bedeutet, dass die Aktivität beschränkt werden muss, um das Dosiskriterium (10 µSv-Konzept) einzu-
halten. Dies ist z.B. bei schwach aktivierten oder kontaminierten Metallen der Fall, die nur in einem be-
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stimmten Massenverhältnis eingeschmolzen (konventionell rezykliert) werden dürfen, oder etwa bei Bau-
schutt, der dauerhaft deponiert, d.h. beseitigt, werden muss. Die spezifische Freigabe von radioaktiven 
Stoffen weist deshalb in der Regel eine spezifische Massenobergrenze pro Kalenderjahr und Freigabeart 
auf (Ausnahmen: spezifische Freigabe von Bodenflächen oder Gebäuden zum Abriss bzw. zur Wieder- oder 
Weiterverwendung, sowie in bestimmten Fällen von Bauschutt). 

Im Gegensatz dazu gibt es bei der uneingeschränkten Freigabe weder eine Massenbeschränkung noch sind 
Anforderungen bei der zukünftigen Verwendung zu beachten. 

Frage 26 Was bedeutet der Ausschöpfungsgrad? 
Als Ausschöpfungsgrad wird bezeichnet: 

a) Im Allgemeinen: der Quotient zwischen der tatsächlich im Reststoff vorhandenen spezifischen 
Aktivität und den Freigabewerten. 

b) Im Falle einer Freigabe zur Beseitigung die Ausschöpfung der jährlich zulässigen Aktivität zu der 
Beseitigungsanlage, in Abhängigkeit vom gewählten Freigabepfad. 

Für die Beseitigung fester Stoffe auf Deponien oder die Verbrennung von Stoffen in Verbrennungsanlagen 
werden in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 8 bis 11 StrlSchV:2018 Freigabewerte der spezifischen Aktivität aufge-
führt. Die Modelle zur Ableitung der Freigabewerte enthalten neben der messbaren Größe spezifische Ak-
tivität auch einen Massenbezug zu jährlich entsorgbaren Abfällen, der für die Ermittlung der Dosiswerte 
von entscheidender Bedeutung ist. Durch den Massenbezug sind die Freigabewerte der Spalten 8 und 9 
auf jährlich bis zu 100 Mg Abfall begrenzt, die Werte der Spalte 10 und 11 auf Massen bis zu 1 000 Mg im 
Kalenderjahr.  

In der Anlage 4 Teil A StrlSchV wird erläutert, dass bei mehreren Radionukliden die Summe der Verhältnis-
zahlen aus den vorhandenen spezifischen Aktivitäten 𝐶𝐶𝑖𝑖  und den jeweiligen Freigabewerten 𝑅𝑅𝑖𝑖 der einzel-
nen Radionuklide 𝑖𝑖  

�
𝐶𝐶𝑖𝑖
𝑅𝑅𝑖𝑖𝑖𝑖

≤ 1 

den Wert 1 nicht überschreiten darf (Summenformel). Bei dieser Summenbildung müssen Radionuklide 
nicht berücksichtigt werden, wenn der Anteil der unberücksichtigten Nuklide an der Summe 𝐶𝐶𝑖𝑖 𝑅𝑅𝑖𝑖⁄  unter 
10 % bleibt. Aus diesem Grund verringert sich bei Anwendung des 10 %-Abschneidekriteriums die Zahl von 
Radionukliden im Nuklidvektor.  

Der Summenwert 𝑆𝑆𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠 

∑ 𝐶𝐶𝑖𝑖
𝑅𝑅𝑖𝑖𝑖𝑖 = 𝑆𝑆𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠  

gibt daher an, mit welchem Anteil eine Freigabecharge die Freigabewerte der spezifischen Aktivität aus-
schöpft. Dieser „spezifische Ausschöpfungsgrad“ ist formal ohne Massenbezug, enthält aber implizit einen 
Bezug auf die Masse durch die Wahl der Freigabeoption (𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9 (< 100 Mg) bzw. 𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11 (< 1 000 Mg). 
Dieser Ausschöpfungsgrad ist aber nicht geeignet, um die reale Ausschöpfung des 10 µSv-Dosiskriteriums 
zu bewerten.  
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In der Anlage 8 Teil C StrlSchV wird hinsichtlich der spezifischen Freigabe ausgeführt, dass für den Fall, dass 
in einem Kalenderjahr eine Masse 𝑚𝑚 mit mehr als 1 000 Mg freigegeben und über eine Entsorgungsanlage 
beseitigt werden sollen, die Einhaltung des Freigabekriteriums mit folgender Formel geprüft werden kann:  

∑ 𝐶𝐶𝑖𝑖
𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11

∙ 𝑚𝑚
1 000

≤ 1𝑖𝑖   

Mit dieser Formel wird die tatsächliche Aktivität 𝐴𝐴𝑖𝑖 des Radionuklids 𝑖𝑖 einer Abfallcharge  

𝐶𝐶𝑖𝑖 ∙ 𝑚𝑚 = 𝐴𝐴𝑖𝑖    

in Relation zur freigabefähigen Gesamtaktivität desselben Radionuklids von 1 000 Mg Abfall  

𝑅𝑅𝑖𝑖 ∙ 1 000 𝑀𝑀𝑀𝑀  

gesetzt. Wenn die Summe dieser Quotienten unter 1 bleibt, kann von der Einhaltung des Freigabekriteri-
ums 10 µSv ausgegangen werden. 

Werden Abfälle zur Beseitigung auf einer Deponie oder in einer Verbrennungsanlage zum einen unter Be-
zug auf die Freigabewerte für 100 Mg Abfall (Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 8 bzw. 9 StrlSchV), zum anderen 
aber unter Bezug auf die Freigabewerte für 1 000 Mg Abfall (Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 10 bzw. 11 
StrlSchV:2018) freigegeben, dann muss für den Entsorgungsweg Verbrennung für die Summe gelten (bei 
Deponierung sind die Indizes 8 und 10 zu verwenden): 

∑ �𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9
∙ 𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.9

100
+ 𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11
∙ 𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.11

1 000
� ≤ 1𝑖𝑖   

Dabei sind: 

𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9 die mittlere spezifische Aktivität des Radionuklids 𝑖𝑖 (in Bq/g) einer Abfallcharge, die (im 
laufenden Kalenderjahr) nach Spalte 9 bzw. 11 freigegeben wurde oder freigegeben wer-
den soll und für die 𝐶𝐶𝑖𝑖  < 𝑅𝑅𝑖𝑖  

𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.9 die Masse der im laufenden Kalenderjahr nach Spalte 9 (bzw. 11) freigegebenen und frei-
zugebenden Stoffe in Megagramm 

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9 der Freigabewert nach Spalte 9 (bzw. 11) für das jeweilige Radionuklid 𝑖𝑖 in Bq/g 

Ein mit der letztgenannten Formel berechneter Summenwert über alle entsorgten Abfallchargen 𝑗𝑗 (bis 100 
Mg) bzw. 𝑘𝑘 (bis 1 000 Mg) 

� �
𝑚𝑚𝑗𝑗,𝑆𝑆𝑆𝑆.9

100
 � �

𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑗𝑗,𝑆𝑆𝑆𝑆.9

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9
�

𝑖𝑖
�

𝑗𝑗
+ � � 

𝑚𝑚𝑘𝑘,𝑆𝑆𝑆𝑆.11

1 000
 � �

𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑘𝑘,𝑆𝑆𝑆𝑆.11

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11
�

𝑖𝑖
� =  𝑆𝑆𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔

𝑘𝑘
 

kann als Ausschöpfungsgrad 𝑆𝑆𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔  der freigabefähigen Gesamtaktivität einer Entsorgungsanlage inter-
pretiert werden. Der Ausschöpfungsgrad 𝑆𝑆𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔 und die spezifische Ausschöpfung 𝑆𝑆𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠 der Freigabe-
werte hängen über folgende Formel zusammen:  

� �
𝑚𝑚𝑗𝑗,𝑆𝑆𝑆𝑆.9

100
𝑆𝑆𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠,𝑗𝑗�

𝑗𝑗
+ � �

𝑚𝑚𝑘𝑘,𝑆𝑆𝑆𝑆.11

1 000
𝑆𝑆𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠,𝑘𝑘�

𝑘𝑘
=  𝑆𝑆𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔 

Dieser Ausschöpfungsgrad ist eine einfache Kennziffer, mit der sowohl die Relevanz einer einzelnen Frei-
gabecharge hinsichtlich eines spezifischen Entsorgungsweges als auch die Vorbelastung einer Entsorgungs-
anlage durch bereits in einem Kalenderjahr angenommene Freigabeabfälle bewertet werden kann.  
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Die Praxis zeigt, dass vor allem bei der Freigabe von kleineren Mengen an Freigabeabfall (unter 10 Mg) der 
Ausschöpfungsgrad häufig so klein ist, dass die Frage der Sensitivität einzelner Modellparameter als be-
langlos zu bewerten ist.  

Durch die Ermittlung des Ausschöpfungsgrades können mehrere Entsorgungsvorgänge auf eine Entsor-
gungsanlage (Deponie oder Verbrennungsanlage) auf einer einheitlichen Grundlage bewertet werden. Da-
mit wird es möglich, die „Vorbelastung“ einer Entsorgungsanlage zu beurteilen, was der jeweiligen Behörde 
bei der Bewertung von Anhaltspunkten (§ 36 (2); § 37 (1) Nr. 4 StrlSchV:2018) oder der Durchführung einer 
Abschätzung nach § 39 (2) StrlSchV:2018 helfen kann.  

Frage 27 Wie wird Bauschutt freigegeben? 
Der Freigabepfad Bauschutt betrifft nur Bauschutt; zur Klarstellung wurde der Zusatz aus der StrlSchV:2001 
[8] „und Bodenaushub“ weggelassen. Bei der Freigabe sind die Werte der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 6 
StrlSchV [1] einzuhalten. Das gilt für Bauschutt, der bei laufenden Betriebsarbeiten oder nach Abriss von 
Gebäuden oder Anlagenteilen anfällt, sofern die Voraussetzungen einer Freimessung an der stehenden 
Struktur nach Anlage 8 Teil D der StrlSchV nicht erfüllt sind. Dabei kann an Bauschutt anhaftender Boden 
als Bauschutt angesehen werden. 

Bei einer Freimessung von Bauschutt darf die Mittelungsmasse bis zu einem Megagramm betragen. Die 
zuständige Behörde kann auf Antrag größere Mittelungsmassen zulassen, wenn nachgewiesen wird, dass 
das Dosiskriterium der Freigabe auch bei der größeren Mittelungsmasse eingehalten wird. 

Abweichend von der Anwendbarkeit der Freigabewerte der Spalte 6 auf jährliche Bauschuttmassen von 
mehr als 1 000 Megagramm kann der Freigabewert für Cs-137 für Massen zwischen Null und 10 000 Me-
gagramm pro Kalenderjahr einer Freigabe zu Grunde gelegt werden. Größere Massen an mit Cs-137 kon-
taminierten Bauschutt können dann innerhalb eines Kalenderjahres nur noch mit den Werten der unein-
geschränkten Freigabe (Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 3 StrlSchV:2018) freigegeben werden. Liegt in Bauschutt 
kein Cs-137 vor, gelten bis 1 000 Megagramm im Kalenderjahr grundsätzlich die Werte der Spalte 3 und ab 
1 000 Megagramm im Kalenderjahr grundsätzlich die Werte der Spalte 6 – ohne obere Massengrenze von 
10 000 Megagramm im Kalenderjahr. 

Frage 28 Wie erfolgt eine Freigabe von Bodenaushub? 
Bodenaushub kann als fester Stoff uneingeschränkt oder spezifisch zur Beseitigung auf Deponien freigege-
ben werden. Wie für Bodenflächen gilt auch für Bodenaushub, dass nur diejenigen Kontaminationen zu 
berücksichtigen sind, die durch den genehmigten Umgang verursacht wurden. Natürliche Aktivität und Ak-
tivität durch Fallout werden nicht berücksichtigt.  

An Bauschutt anhaftender Bodenaushub kann wie Bauschutt angesehen werden (Anlage 8 Teil B Nr. 2 
StrlSchV:2018). 

Bodenaushub kann gemäß Anlage 8 Teil B Nr. 3 StrlSchV bis 37 500 Mg im Kalenderjahr uneingeschränkt 
freigegeben werden, wenn er auf Grund seiner stofflichen Eigenschaften nicht als durchwurzelbare Schicht 
im Sinne des § 2 Satz 1 Nr. 5 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung [30] aufgebracht werden 
kann.  

Alternativ besteht die Möglichkeit, Boden gemäß den Beschreibungen im Abschnitt Bodenflächen, siehe 
Frage 29, dieses Leitfadens freizugeben, so dass danach ein Aushub erfolgen kann.  
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Frage 29 Was ist die spezifische Freigabe von Bodenflächen? 
Für Bodenflächen ist die Einhaltung der in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 7 der StrlSchV [1] genannten Freigabe-
werte nachzuweisen. Bei der Anwendung flächenbezogener Freigabewerte darf die Mittelungsfläche bis zu 
100 m2 betragen. Alternativ darf bei der Anwendung massenbezogener Freigabewerte die zugrunde zu 
legende Mittelungsmasse für die Ermittlung der spezifischen Aktivität bis zu 1 Megagramm betragen.  

Die Freigabewerte der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 7 StrlSchV:2018 können in flächenbezogene Freigabewerte 
gemäß folgender Beziehung umgerechnet werden: 

𝑂𝑂𝑖𝑖 = 𝑅𝑅𝑖𝑖 ∙ 𝜌𝜌 ∙ 𝑑𝑑 

Dabei bedeuten: 

𝑂𝑂𝑖𝑖 der Freigabewert für Bodenflächen für das jeweilige Radionuklid 𝑖𝑖 in Bq/cm² 

𝑅𝑅𝑖𝑖  der Freigabewert für Bodenflächen für das jeweilige Radionuklid i in Bq/g gemäß Anlage 4 
Tabelle 1 Spalte 7 StrlSchV 

𝜌𝜌 die mittlere Bodendichte in g/cm³ bis zur Tiefe d 

𝑑𝑑  die mittlere Eindringtiefe in cm 

Bei der Freigabe von Bodenflächen sind gemäß Anlage 8 Teil E Nr. 2 StrlSchV:2018 nur diejenigen Kontami-
nationen zu berücksichtigen, die durch die Anlagen oder Einrichtungen auf dem Betriebsgelände verursacht 
worden sind. Natürliche Aktivität, Aktivität durch Fallout und auch Vorbelastungen durch einen anderen 
Genehmigungsinhaber dürfen zum Abzug gebracht werden.  

Wenn in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 7 StrlSchV:2018 keine Freigabewerte angegeben sind, ist der Nachweis 
des Dosiskriteriums der Freigabe im Einzelfall zu führen (s. Frage 35). Bei Böden sind die Nutzungen der 
freizugebenden Bodenflächen nach den jeweiligen Standortgegebenheiten und die dabei relevanten Expo-
sitionspfade zu berücksichtigen. Der Nachweis ist durch Dosisberechnungen auf der Grundlage von Mes-
sungen zu erbringen. 

Frage 30 Was ist die spezifische Freigabe zur Beseitigung? 
Eine spezifische Freigabe zur Beseitigung (vgl. § 36 (1) Nr. 3 und 4 StrlSchV [1]) setzt voraus, dass die Stoffe, 
für die eine wirksame Feststellung der Übereinstimmung mit dem Inhalt des Freigabebescheides (vgl. § 42 
(1) StrlSchV) getroffen wurde, auf einer Deponie abgelagert oder eingebaut oder in einer Verbrennungsan-
lage beseitigt werden. Eine Verwertung oder Wiederverwendung außerhalb einer Deponie oder Verbren-
nungsanlage sowie der Wiedereintritt der Stoffe in den Wirtschaftskreislauf muss ausgeschlossen sein. Im 
Rahmen der Freigabe muss daher eine Annahmeerklärung der Beseitigungsanlage oder Deponie vorgelegt 
werden, aus der die Verpflichtung des Entsorgers zur entsprechenden Behandlung der Abfälle hervorgeht. 

Die für die Freigabe zuständige Behörde stellt das Einvernehmen mit der für den Vollzug der StrlSchV zu-
ständigen Behörde in deren Zuständigkeitsbereiche die freizugebenden Massen entsorgt werden sollen, 
her, wenn beabsichtigt ist, dass mehr als 10 Mg im Kalenderjahr für die spezifische Freigabe zur Beseitigung 
vorgesehen sind. Die Ablehnung des Einvernehmens hat innerhalb von dreißig Tagen zu erfolgen. Erfolgt 
keine Rückmeldung oder Ablehnung innerhalb dieser Frist, gilt das Einvernehmen als erteilt. 
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Frage 31 Wie erfolgt die spezifische Freigabe zur Beseitigung von festen Stoffen 
auf Deponien? 

Für die Beseitigung von festen Stoffen auf Deponien gelten die Werte der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 8 und 
10 StrlSchV [1]. 

Als Deponien für die Beseitigung freigegebener Stoffe sind nur solche Entsorgungsanlagen geeignet, die 

a) mindestens den Anforderungen der Deponieklassen DK I bis DK IV (siehe § 2 Nr. 7 bis 10 der De-
ponieverordnung [39]) entsprechen und 

b) eine Jahreskapazität von mindestens 10 000 Megagramm im Kalenderjahr oder 7 600 Kubikmeter 
im Kalenderjahr für die eingelagerte Menge von Abfällen, gemittelt über die letzten drei Jahre, 
aufweisen. 

Sollen in einem Kalenderjahr mehr als 1 000 Megagramm freigegeben und über eine Entsorgungsanlage 
beseitigt werden, so ist bei mehreren Radionukliden die Summe der Verhältniszahlen 𝐶𝐶𝑖𝑖 𝑅𝑅𝑖𝑖⁄  aus der freizu-
gebenden spezifischen Aktivität 𝐶𝐶𝑖𝑖  und den jeweiligen Freigabewerten 𝑅𝑅𝑖𝑖 der einzelnen Radionuklide 𝑖𝑖 ge-
mäß Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 10 StrlSchV:2018, multipliziert mit einem Tausendstel der freizugebenden 
Masse 𝑚𝑚, zu berechnen. Diese Summe darf den Wert 1 nicht überschreiten: 

�
𝑐𝑐𝑖𝑖

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.10
∙

𝑚𝑚
1 000

≤
𝑖𝑖

1 

Sollen in einem Kalenderjahr sowohl Massen mit Radionukliden unter der Maßgabe der Spalte 8 als auch 
der Spalte 10 zur Beseitigung auf einer Deponie freigegeben werden, so ist bei mehreren Radionukliden 
die Summe der Produkte der Verhältniszahlen 𝐶𝐶𝑖𝑖 𝑅𝑅𝑖𝑖⁄  aus der freizugebenden spezifischen Aktivität 𝐶𝐶𝑖𝑖  und 
den jeweiligen Freigabewerten 𝑅𝑅𝑖𝑖 der einzelnen Radionuklide 𝑖𝑖 nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 8 StrlSchV, 
multipliziert mit einem Hundertstel der freizugebenden Masse und dem Produkt der Verhältniszahlen 
𝐶𝐶𝑖𝑖 𝑅𝑅𝑖𝑖⁄  aus der freizugebenden spezifischen Aktivität 𝐶𝐶𝑖𝑖  und den jeweiligen Freigabewerten 𝑅𝑅𝑖𝑖 der einzelnen 
Radionuklide nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 10 StrlSchV, multipliziert mit einem Tausendstel der freizuge-
benden Masse, zu berechnen. Diese Summe darf den Wert 1 nicht überschreiten: 

� �
𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.8

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.8
∙
𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.8

100
+
𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.10

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.10
∙
𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.10

1 000
�

𝑖𝑖
≤ 1 

Für die spezifische Freigabe von festen Stoffen zur Beseitigung auf Deponien ist in den Fällen, in denen eine 
feste Oberfläche vorhanden ist, an der eine Messung der Kontamination möglich ist, die Einhaltung der in 
Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 5 StrlSchV genannten Freigabewerte nachzuweisen. Auf die Einhaltung dieses 
Kriteriums kann die zuständige Behörde nach § 36 (3) StrlSchV verzichten, wenn auszuschließen ist, dass 
Personen durch die freizugebenden Stoffe kontaminiert werden können. 

Bei einer zu erwartenden Masse von bis zu 100 Megagramm im Kalenderjahr ist die Einhaltung der in An-
lage 4 Tabelle 1 Spalte 8 StrlSchV genannten Freigabewerte, bei einer zu erwartenden Masse von mehr als 
100 Megagramm bis zu 1 000 Megagramm im Kalenderjahr die Einhaltung der in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 
10 StrlSchV:2018 genannten Freigabewerte nachzuweisen. 
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Frage 32 Wie erfolgt die Freigabe zur Beseitigung von Stoffen in einer Verbren-
nungsanlage? 

Für die spezifische Freigabe von Stoffen zur Beseitigung in einer Verbrennungsanlage ist bei einer zu erwar-
tenden Masse von bis zu 100 Mg im Kalenderjahr die Einhaltung der in Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 9 StrlSchV 
[1] oder bei mehr als 100 Mg bis zu 1 000 Mg im Kalenderjahr die Einhaltung der in der Anlage 4 Tabelle 1 
Spalte 11 StrlSchV genannten Freigabewerte und, sofern eine feste Oberfläche vorhanden ist, die Einhal-
tung der Werte der Oberflächenkontamination der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 5 StrlSchV nachzuweisen. Auf 
die Einhaltung dieses Kriteriums kann die zuständige Behörde nach § 36 (3) StrlSchV verzichten, wenn aus-
zuschließen ist, dass Personen durch die freizugebenden Stoffe kontaminiert werden können. 

Für eine Freigabe zur Beseitigung in einer Verbrennungsanlage nach der Maßgabe der Spalte 9 oder der 
Spalte 11 der Anlage 4 Tabelle 1 StrlSchV:2018 gelten die Sätze 3 und 4 der Anlage 8 Teil C StrlSchV ent-
sprechend, d. h. für die Summe gilt: 

� �
𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.9
∙
𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.9

100
+
𝐶𝐶𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11

𝑅𝑅𝑖𝑖,𝑆𝑆𝑆𝑆.11
∙
𝑚𝑚𝑆𝑆𝑆𝑆.11

1 000
�

𝑖𝑖
≤ 1 

Dabei bedeuten: 

𝐶𝐶𝑖𝑖  mittlere spezifische Aktivität des im laufenden Kalenderjahr nach der jeweiligen Spalte frei-
gegebenen und freizugebenden Radionuklids 𝑖𝑖 in Bq/g und 𝐶𝐶𝑖𝑖 < 𝑅𝑅𝑖𝑖 

𝑚𝑚 Masse der im laufenden Kalenderjahr nach der jeweiligen Spalte freigegebenen und freizu-
gebenden Stoffe in Megagramm 

𝑅𝑅𝑖𝑖 der Freigabewert nach der jeweiligen Spalte für das jeweilige Radionuklid 𝑖𝑖 in Bq/g 

Frage 33 Wie erfolgt die spezifische Freigabe von Gebäuden, Räumen, Raum-
teilen und Bauteilen? 

Die Freimessung eines Gebäudes, eines Raumes, von Raumteilen oder von Bauteilen soll grundsätzlich an 
der stehenden Struktur erfolgen. Die Messungen können anhand eines geeigneten Stichprobenverfahrens 
durchgeführt werden. Die zugrunde zu legende Mittelungsfläche darf bis zu 1 m² betragen.  

Ist eine spätere Wieder- oder Weiterverwendung des Gebäudes oder Raumes nicht auszuschließen, so 
dürfen die Oberflächenkontaminationswerte die Werte der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 12 StrlSchV [1] nicht 
überschreiten.  

Soll das Gebäude oder sollen Teile hiervon nach der Freimessung abgerissen werden, so dürfen die Ober-
flächenkontaminationswerte die Werte der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 13 StrlSchV nicht überschreiten. Eine 
Freigabe von Gebäuden, Räumen, Raumteilen und Bauteilen zum Abriss setzt voraus, dass diese nach der 
Freigabe zu Bauschutt verarbeitet werden. 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag größere Mittelungsflächen als 1 m2 zulassen, wenn nachgewiesen 
wird, dass die erforderliche Nachweisgrenze bei der größeren Mittelungsfläche erreicht wird (Anlage 8 Teil 
D Nummer 4 StrlSchV) – siehe hierzu auch [31]. Bauschutt, der nach der Freigabe eines Gebäudes, eines 
Raumes, von Raumteilen oder Bauteilen durch Abriss anfällt, bedarf keiner gesonderten Freigabe. 
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Frage 34 Wie erfolgt die spezifische Freigabe von Metallschrott zum Recycling 
Für die spezifische Freigabe von Metallschrott zum Recycling ist die Einhaltung der in der Anlage 4 Tabelle 1 
Spalte 14 StrlSchV [1] genannten Freigabewerte und, sofern eine feste Oberfläche vorhanden ist, an der 
eine Messung der Kontamination möglich ist, die Einhaltung der Werte der Oberflächenkontamination der 
Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 5 StrlSchV nachzuweisen. Auf die Einhaltung dieses Kriteriums kann die zuständige 
Behörde nach § 36 (3) StrlSchV verzichten, wenn auszuschließen ist, dass Personen durch die freizugeben-
den Stoffe kontaminiert werden können. Die Werte der Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 14 StrlSchV gelten nicht 
für Verbundstoffe aus metallischen und nichtmetallischen Komponenten. 

Es sind nur solche Schmelzbetriebe geeignet, bei denen ein Mischungsverhältnis von 1:10 von freigegebe-
nem Metallschrott zu anderen Metallen gewährleistet werden kann oder die einen Durchsatz von mindes-
tens 40 000 Tonnen im Kalenderjahr aufweisen (Anlage 8 Teil G Nr. 3 StrlSchV). 

Die für die Freigabe zuständige Behörde stellt nach § 39 StrlSchV das Einvernehmen mit der für den Vollzug 
der StrlSchV zuständigen Behörde in deren Zuständigkeitsbereiche die freizugebenden Massen entsorgt 
werden sollen her, wenn beabsichtigt ist, dass mehr als 10 Mg im Kalenderjahr für die Freigabe von Metall-
schrott zum Recycling vorgesehen sind.  

Die Ablehnung des Einvernehmens hat innerhalb von dreißig Tagen zu erfolgen. Erfolgt keine Rückmeldung 
oder Ablehnung innerhalb dieser Frist, gilt das Einvernehmen als erteilt. 

Für Freigabe von Metallschrott zum Recycling der nur mit einem einzelnen der Radionuklide Be-7, C-14, 
Mn-53, Mn-54, Co-57, Ni-59, Ni-63, Nb-93m, Mo-93, Tc-97, Tc-99, Ru-103, Ag-105, Ag-108m, Cd-109, Sb-
125, Te-132, I-129, Eu-155, Ti-204, Pa-231, Es-254 oder Fm-255 kontaminiert ist, ist die Masse des Metall-
schrottes zum Recycling auf 10 Mg im Kalenderjahr beschränkt (Anlage 8 Teil G Nr. 4 StrlSchV). Der Grund 
dafür ist die fehlende Unterschreitung der Freigrenzen im Ergebnis des Recyclings beim Recycling größerer 
Massen [32]. Außerdem ist das Einvernehmen mit der für den Vollzug zuständigen obersten Landesbe-
hörde bereits ab einer Masse von 1 Mg im Kalenderjahr herzustellen (§ 39 (1) Nummer 3 StrlSchV). Eine 
Kontamination mit einem einzelnen Radionuklid liegt dann vor, wenn alle anderen Radionuklide zusammen 
einen Aktivitätsanteil von einem Tausendstel nicht überschreiten. 

Eine Freigabe von Metallschrott zum Recycling setzt voraus, dass der Metallschrott, für den eine Feststel-
lung nach § 42 (1) StrlSchV:2018 getroffen wurde, eingeschmolzen wird.  

Frage 35  Wann führt man eine Freigabe im Einzelfall durch? 
Im Hinblick auf die Nachweisführung im Freigabeverfahren sieht § 37 StrlSchV [1] vor, dass die Einhaltung 
des Dosiskriteriums im Bereich von 10 μSv pro Kalenderjahr im Einzelfall nachgewiesen werden kann. Eine 
Freigabe im Einzelfall kann beispielsweise notwendig werden, wenn die für eine spezifische Freigabe erfor-
derlichen Anforderungen und Festlegungen für die spezifische Freigabe nicht vorliegen.  

Insbesondere kann eine Freigabe im Einzelfall für einzelne Radionuklide, für die keine Freigabewerte fest-
gelegt sind, notwendig werden. 

Außerdem ist eine Freigabe im Einzelfall erforderlich für flüssige Stoffe, bei denen es sich nicht um Öle und 
ölhaltige Flüssigkeiten, organische Lösungs- und Kühlmittel handelt (Anlage 8 Teil B StrlSchV). 

Darüber hinaus kann der Einzelfallnachweis geführt werden, wenn der zuständigen Behörde Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass am Standort der Entsorgungsanlage bei Heranziehung der Freigabewerte nach Anlage 
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4 Tabelle 1 Spalten 8, 9, 10, 11 oder 14 StrlSchV:2018 das Dosiskriterium für die Freigabe nicht eingehalten 
ist (vgl. Frage 20).  

Frage 36 Was muss man beachten, um einen Einzelfallnachweis durchzufüh-
ren? 

Bei der Nachweisführung der Freigabe im Einzelfall sind die Modell-Festlegungen gemäß Anlage 8 Teil A Nr. 
2 StrlSchV [1] zu berücksichtigen. 

Hieraus ergibt sich, dass die Annahmen der Anlage 11 Teil B und C Nr. 1 StrlSchV, insbesondere die Festle-
gungen der Anlage 11 Teil B Tabelle 1 Spalte 1 bis 7 StrlSchV, zugrunde zu legen sind, soweit die Expositi-
onspfade nach Anlage 11 Teil A StrlSchV für den Einzelfall nach § 37 StrlSchV von Bedeutung sind. Der 
Freigabe flüssiger Stoffe im Einzelfall gemäß § 37 StrlSchV sind, soweit sie abgeleitet werden könnten, 
höchstens die Werte der Anlage 11 Teil D Tabelle 6 Spalte 3 StrlSchV zugrunde zu legen.  

Bei einer Freigabe im Einzelfall von Bodenflächen dürfen nur solche Expositionspfade unberücksichtigt blei-
ben, die auf Grund der vorhandenen Standorteigenschaften, insbesondere auf Grund der geografischen 
Lage und der geogenen Verhältnisse, ausgeschlossen sind. 

Um einen Einzelfallnachweis zu führen, können die Europäischen Empfehlungen aus der „Radiation Protec-
tion Series“  

• RP 89 [33], RP 117 [34] für Metallschrotte und  

• RP 112 [35], RP 113 [36] sowie RP 114 [37] für die Freigabe von Gebäuden und Bauschutt 

herangezogen werden. 

Eine Freigabe im Einzelfall ist nur dann eine uneingeschränkte Freigabe, wenn bei der Nachweisführung zur 
Einhaltung des Dosiskriteriums für die Freigabe alle möglichen künftigen Nutzungen, Verwendungen, Ver-
wertungen, Beseitigungen, Innehaben der freizugebenden Stoffe und Gegenstände oder deren Weitergabe 
an Dritte beachtet wurden (vgl. § 32 (4) StrlSchV.2018).  

Abweichend hiervon kommt für eine wässrige Lösung eine uneingeschränkte Freigabe im Einzelfall in Be-
tracht, wenn zusätzlich zum Dosiskriterium der Freigabe die radiologischen Parameter für H-3 und Rn-222 
der Anlage 3a der Trinkwasserverordnung [38] in der jeweils geltenden Fassung eingehalten werden (vgl. 
§ 32 (4) StrlSchV:2018). Dabei betragen die Werte in der Trinkwasserverordnung derzeit jeweils 100 Bq/l 
für Rn-222 und für H-3. 

Frage 37 Wann erfolgt eine Freigabe von Amts wegen? 
Grundsätzlich kann gemäß § 38 StrlSchV [1] eine Freigabe von Amts wegen erfolgen, wenn es für freigeb-
bare radioaktive Stoffe keinen Inhaber einer Genehmigung für diese Stoffe gibt.  

Das Verfahren der Freigabe steht in diesem Fall weitgehend im Ermessen der Behörde. Die Behörde ist 
dabei nicht an die Vorgaben der §§ 35, 36 StrlSchV und die dort aufgeführten Freigabewerte gebunden. 
Bindend ist das Dosiskriterium des § 31 StrlSchV. 

  



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 37 von 90 

Verfahrensregeln 

Frage 38 Was ist ein Freigabeablaufplan? 
In einem Freigabeablaufplan werden einzelne Schritte beschrieben, die bis zum Erhalt der Freigabe durch-
zuführen sind. Dabei werden in Freigabeablaufplänen üblicherweise  

• der spezifische Ablauf des Freigabeverfahrens,  

• die Einbindung der atomrechtlichen Aufsichtsbehörde bzw. deren Sachverständige, 

• die anzuwendenden Messverfahren und  

• weitere Randbedingungen  

festgelegt. Ziel von Freigabeablaufplänen ist es, sicherzustellen, dass bei der Durchführung des Freigabe-
verfahrens alle für die Freigabe notwendigen Schritte durchgeführt und dokumentiert werden. 

Frage 39 Wann brauche ich einen Freigabeablaufplan? 
Ein Freigabeablaufplan wird benötigt, wenn bei der Freigabe Prüfungen durch die Aufsichtsbehörde oder 
durch Sachverständige festgelegt werden. Bei aufwendigeren Freigaben ist es grundsätzlich sinnvoll, einen 
Freigabeablaufplan zu erstellen, da dies den zuständigen Behörden eine Bewertung erleichtert. Darüber 
hinaus erleichtert ein Freigabeablaufplan die Umsetzung der Freigabe in der Praxis und vereinfacht eine 
verordnungskonforme Dokumentation der Freigaben gemäß § 86 StrlSchV [1]. 

Frage 40 Wann ist ein Einvernehmen bei der spezifischen Freigabe zur Beseiti-
gung durch die Behörde herzustellen? 

Die zuständige Behörde stellt nach § 39 StrlSchV [1] bei einer beabsichtigten Freigabe zur Beseitigung von 
Massen von mehr als 10 Megagramm im Kalenderjahr das Einvernehmen mit der für den Vollzug der Strah-
lenschutzverordnung zuständigen obersten Landesbehörde her, in deren Zuständigkeitsbereich die freizu-
gebenden Massen beseitigt werden sollen. Das Einvernehmen gilt als erteilt, wenn es nicht innerhalb von 
30 Kalendertagen nach Eingang des Ersuchens der für die beabsichtigte Freigabe zuständigen Behörde ver-
sagt wird. Ist auf Grund einer Abschätzung nicht auszuschließen, dass mit der beabsichtigten Freigabe das 
Dosiskriterium für die Freigabe am Standort der Entsorgungsanlage nicht eingehalten wird, so versagt die 
für den Vollzug dieser Verordnung zuständige oberste Landesbehörde, in deren Zuständigkeitsbereich die 
freizugebenden Massen beseitigt werden sollen, das Einvernehmen. 

In den Fällen der spezifischen Freigabe zur Beseitigung und bei der spezifischen Freigabe von Metallschrott 
zum Recycling dürfen bei der für die Freigabe zuständigen Behörde keine Bedenken gegen die abfallrecht-
liche Zulässigkeit des vorgesehenen Verwertungs- oder Beseitigungsweges und seine Einhaltung bestehen. 

Für die spezifische Freigabe von Metallschrott zum Recycling ist auch die Regelung gemäß Anlage 8 
Teil G Nr. 4 StrlSchV:2018 zu beachten (siehe auch Frage 34). 

Frage 41 Was ist bei dem abfallrechtlichen Verwertungs- und Beseitigungsweg 
zu beachten (vgl. § 40 StrlSchV:2018)? 

Bei der spezifischen Freigabe ist der zuständigen Behörde vor Erteilung der Freigabe eine Erklärung des 
Antragstellers über den Verbleib des künftigen Abfalls und eine Annahmeerklärung des Betreibers der Ver-
wertungs- oder Beseitigungsanlage oder eine anderweitige Vereinbarung zwischen dem Antragsteller und 
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dem Betreiber der Verwertungs- oder Beseitigungsanlage vorzulegen. Der Antragsteller hat der für die Ver-
wertungs- und Beseitigungsanlage nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) [11] zuständigen Behörde 
gleichzeitig eine Kopie der Annahmeerklärung oder der o.g. Vereinbarung zuzuleiten und dies der zustän-
digen Behörde nachzuweisen.  

Die für die Verwertungs- oder Beseitigungsanlage nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz zuständige Behörde 
kann von der für die Freigabe zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von 30 Kalendertagen nach Zugang 
der Kopie verlangen, dass Einvernehmen hinsichtlich der Anforderungen an den Verwertungs- oder Besei-
tigungsweg hergestellt wird.  

Die Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Best-
immungen zur Führung von Nachweisen über die ordnungsgemäße Entsorgung von Abfällen bleiben unbe-
rührt. 

Für die abfallrechtliche Zulässigkeit eines Entsorgungsweges ist zunächst zu prüfen, ob der freizugebende 
Abfall einer Abfallschlüsselnummer zugeordnet werden kann, die im entsprechenden Verzeichnis des Ent-
sorgers (Positivkatalog) aufgeführt ist. Ist das der Fall, ist zu prüfen, ob die physikalisch-chemischen Para-
meter gemäß Deponieverordnung (DepV) [39] (d.h. die sog. Zuordnungskriterien, ggf. ergänzt durch spezi-
fische Anforderungen des Entsorgers) von dem freizugebenden Abfall eingehalten werden. Die dazu nöti-
gen Probenahmen sind – soweit für den Freigabeabfall anwendbar – gemäß LAGA PN 98 [40] durchzufüh-
ren und zu dokumentieren.  

Mit der Erklärung des Antragstellers über den Verbleib des künftigen Abfalls übernimmt der Antragsteller 
die Verantwortung zur Einhaltung eines bestimmten Entsorgungsweges. Das ist bei einer Entsorgung auf 
eine spezielle Deponie oder eine Müllverbrennungsanlage in der Regel wenig problematisch. Werden Frei-
gabeabfälle, wie z. B. Labor- oder Klinikabfälle, aber über Sammelentsorger beseitigt, dann ist vor allem bei 
längerfristiger Nutzung dieser Option der Entsorgungsweg in seiner Gesamtheit ggf. veränderlich. In sol-
chen Fällen sollte die Erklärung des Verbleibs von Zeit zu Zeit hinsichtlich der tatsächlichen Prozessgestal-
tungen beim Entsorger überprüft werden.  

Die Annahmeerklärung des Betreibers der Verwertungs- oder Beseitigungsanlage (oder eine anderweitige 
Vereinbarung) stellt häufig ein besonderes Hindernis für die Entsorgung von Freigabeabfall dar.  

Die nach Maßgabe des Dosiskriteriums (vgl. § 33 (1) StrlSchV [1]) getroffene Entscheidung über den Ver-
wertungs- oder Beseitigungsweg ist von den Prüfungen der Anforderungen durch die nach dem Kreislauf-
wirtschaftsrecht zuständige Behörde zur Herstellung des Einvernehmens ausgenommen. 

Frage 42 Welche Festlegung des Verfahrens gibt es (vgl. § 41 StrlSchV:2018)? 
Die zuständige Behörde kann bereits in einer Genehmigung nach Atomgesetz [13] oder Strahlenschutzge-
setz [12], in einem entsprechenden Planfeststellungsbeschluss oder in einem im Zusammenhang mit der 
Genehmigung stehenden gesonderten Bescheid das Freigabeverfahren für alle beantragbaren Freigaben 
festlegen.  

Auf Antrag eines Genehmigungsinhabers kann die Behörde feststellen, ob bestimmte Anforderungen, von 
denen die Erteilung der Freigabe abhängig ist, bereits erfüllt sind. Hat die Behörde eine solche Feststellung 
getroffen, dann ist diese Feststellung dem Freigabeverfahren zugrunde zu legen. 
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Frage 43 Was sind die Pflichten des Inhabers einer Freigabe gemäß StrlSchV 
(vgl. § 42 StrlSchV:2018)? 

Der Strahlenschutzverantwortliche, welcher Inhaber der Freigabe ist, kann alle Aufgaben an den Strahlen-
schutzbeauftragten übertragen (kein Ausschluss durch § 43 StrlSchV [1]). 

Der Strahlenschutzverantwortliche, welcher Inhaber der Freigabe ist, hat für jede Masse oder Teilmasse, 
die aufgrund der Freigabe als nicht radioaktiver Stoff verwendet, verwertet, beseitigt, innegehabt oder an 
Dritte weitergegeben werden soll, zuvor die Übereinstimmung mit dem Inhalt des Freigabebescheids fest-
zustellen.  

Messungen, die zur Feststellung der Übereinstimmung mit dem Inhalt des Freigabebescheids erforderlich 
sind, und ihre Ergebnisse sind von dem Strahlenschutzverantwortlichen, welcher Inhaber der Freigabe ist, 
zu dokumentieren.  

Der Strahlenschutzverantwortliche, welcher Inhaber der Freigabe ist, hat die zuständige Behörde unver-
züglich zu informieren, wenn eine der Anforderungen, von denen die Erteilung der Freigabe abhängt, nicht 
mehr erfüllt ist. 

Frage 44 Welche Dokumentation ist im Rahmen einer Freigabe erforderlich 
(vgl. § 86 StrlSchV:2018)? 

Der Strahlenschutzverantwortliche in einem Freigabeverfahren hat dafür zu sorgen, dass über die Stoffe, 
für die die Übereinstimmung mit dem Inhalt des Freigabebescheides festgestellt wurde, Buch geführt und 
der zuständigen Behörde mindestens jährlich folgende Angaben mitgeteilt werden: 

• die Masse der Stoffe 

• die jeweilige Art der Freigabe nach § 35, § 36 oder § 37 (1) StrlSchV [1] 

• bei einer spezifischen Freigabe zur Beseitigung sowie einer spezifischen Freigabe von Metallschrott 
zum Recycling der tatsächliche Verbleib 

Der Strahlenschutzverantwortliche ist auch dafür verantwortlich, dass die geforderten Unterlagen 30 Jahre 
aufbewahrt und auf Verlangen der zuständigen Behörde bei dieser hinterlegt werden oder unverzüglich 
einer von der zuständigen Behörde bestimmten Stelle übergeben werden, wenn die Tätigkeit vor Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist beendet wird. 

Die zuständige Behörde kann im Einzelfall ganz oder teilweise von der Pflicht zur Buchführung und Mittei-
lung nach Absatz 1 befreien, wenn 

• die Halbwertszeit der Radionuklide sieben Tage nicht überschreitet und  

• durch Art und Aktivität der radioaktiven Stoffe keine Gefährdung von Mensch und Umwelt eintre-
ten kann. 

Frage 45 Welche rechtlichen Anforderungen bestehen an Messgeräte?  
Gemäß § 90 StrlSchV [1] hat der Strahlenschutzverantwortliche dafür zu sorgen, dass bei einer Freimessung 
nach § 42 (2) StrlSchV geeignete Strahlungsmessgeräte verwendet werden. 

Diese Strahlungsmessgeräte müssen 

• den Anforderungen des Messzwecks genügen,  
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• in ausreichender Zahl vorhanden sein und  

• regelmäßig auf ihre Funktionstüchtigkeit geprüft und gewartet werden.  

Der Zeitpunkt und Ergebnis der Funktionsprüfung und Wartung müssen aufgezeichnet werden und die Auf-
zeichnungen sind zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der Funktionsprüfung oder Wartung aufzubewahren und 
der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen oder bei einer von ihr zu bestimmenden Stelle zu hin-
terlegen. 

CH: In der Schweiz sind die Regelungen der Richtlinie ENSI-G13 „Messmittel für ionisierende Strahlung“ 
[41] sowie die in der Richtlinie unter Liste der Verweisungen referenzierten Dokumente zu beachten. 

Frage 46 Wie ist mit Strahlenschutz-Kennzeichnungen nach einer Freigabe um-
zugehen? 

Mit der Erteilung der Freigabe wird per Definition rechtlich aus einem radioaktiven Stoff ein nicht radioak-
tiver Stoff. Dadurch entfallen sämtliche für radioaktive Stoffe geltende Schutzmaßnahmen und die damit 
verbundene Kennzeichnungspflicht (vgl. § 93 StrlSchV [1]). Mit Erteilung der Freigabe sind daher alle Kenn-
zeichnungen, die auf einen radioaktiven Stoff hindeuten könnten, vollständig zu entfernen. Bei einer Her-
ausgabe hat der Strahlenschutzverantwortliche ebenfalls dafür zu sorgen, dass sämtliche strahlenschutz-
rechtliche Kennzeichnungen entfernt werden. 

Frage 47 Welche Qualifikation sollten Strahlenschutzmitarbeiter im Rahmen 
von Freigaben besitzen? 

In Deutschland existieren aktuell keine normativen oder gesetzlichen Vorgaben für die Qualifikation für das 
Strahlenschutzpersonal, welches im Rahmen von Freigaben Tätigkeiten durchführt. Die Verantwortung für 
die Freigabe darf in Deutschland gemäß dem aktuellen Strahlenschutzrecht vom Strahlenschutzverant-
wortlichen auf den Strahlenschutzbeauftragten übertragen werden. Im Rahmen des Fachkundeerwerbs für 
Strahlenschutzbeauftragte gibt es nur wenig explizite Ausbildungsinhalte für die Freigabe. Aus diesem 
Grund werden hier zur Qualifikation von Personen, die im Rahmen von Freigaben Tätigkeiten durchführen, 
Empfehlungen gegeben.  

Aufgrund der Anforderungen an den Fachkundeerwerb von Strahlenschutzbeauftragten (aktuell: Richtlinie 
über die im Strahlenschutz erforderliche Fachkunde - Fachkunde-Richtlinie Technik nach Strahlenschutz-
verordnung [42]) kann davon ausgegangen werden, dass ein fachkundiger Strahlenschutzverantwortlicher 
oder ein bestellter Strahlenschutzbeauftragter, der für die Freigabe verantwortlich ist, eine ausreichende 
technische Ausbildung erworben hat.  

Als Mindestausbildung wird in diesem Freigabeleitfaden eine Ausbildung zum Techniker oder ein Abschluss 
in einem natur-/ingenieurwissenschaftlichen Studium empfohlen. Der Strahlenschutzverantwortliche bzw. 
der Strahlenschutzbeauftragte ist auch für die Auswahl und die Ausbildung des mit der Durchführung der 
Messungen betrauten Personals verantwortlich.  

Der für die Freigabe verantwortliche Strahlenschutzbeauftragte sollte Erfahrungen in den folgenden Ge-
bieten haben: 

• Strahlenschutzmesstechnik (Dosisleistungsmessgeräte, Oberflächenkontaminationsmonitore, 
Gammaspektrometer, In-situ-Gammaspektrometrie, Wischtestauswertung, Freimessanlage) 
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• Ermittlung von Nuklidgemischen und Bestimmung von Nuklidvektoren und Hochrechnungsfakto-
ren 

• Messunsicherheiten und charakteristische Grenzen bei Strahlenschutzmessungen 

• Probenahmen und Probenahmeverfahren 

• Qualitätssicherung bei Strahlenschutzmessungen 

Insbesondere für die komplexeren Messverfahren wie Gammaspektrometrie, In-situ-Gammaspektromet-
rie, Gesamt-Gammamessung (Freimessanlagen) oder Flüssigszintillationsmessungen (LSC) ist es besonders 
empfehlenswert, gut ausgebildetes Personal einzusetzen. Für die rein technische Ausbildung muss man mit 
ca. vier Wochen Training in Form von "Training on the Job" unter fachkundiger Anleitung rechnen.  
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Teil 2: Schweizer Regelungen - Befreiung in der Schweiz 

Frage 48 Welche gesetzlichen Regelungen zur Befreiung gibt es in der Schweiz? 
Der grundsätzliche Aufbau der Schweizer Strahlenschutzgesetzgebung in Bezug auf die Befreiung kann der 
Abbildung 6 entnommen werden. 

 
Abbildung 6 Gesetzgebung in Bezug auf die Befreiung von radioaktiven Abfällen in der Schweiz 

Das Strahlenschutzgesetz (StSG) [43] trat am 22.02.1991 in Kraft und wurde zuletzt zum 01.07.2023 ange-
passt. Das Gesetz bezweckt, Mensch und Umwelt vor Gefährdungen durch ionisierende Strahlen zu schüt-
zen und gilt für alle Tätigkeiten, Einrichtungen, Ereignisse und Zustände, die eine Gefährdung durch ioni-
sierende Strahlen mit sich bringen können. 

Gemäss Art. 2 Absatz 4 StSG kann der Bundesrat Ausnahmen von diesem Gesetz für Stoffe mit geringer 
Radioaktivität vorsehen. Weiterhin gilt für alle Tätigkeiten, bei der Menschen oder die Umwelt ionisieren-
den Strahlen ausgesetzt sind (Strahlenexposition): 

• Tätigkeiten sind hinsichtlich der damit verbundenen Vorteile und Gefahren zu rechtfertigen (Art. 8 
StSG) 

• es sind alle Massnahmen zur Begrenzung der Strahlenexposition nach der Erfahrung und dem 
Stand von Wissenschaft und Technik zu ergreifen (Art. 9 StSG) 

• es entstehen möglichst wenig radioaktive Abfälle (Art. 25 StSG) 

• mit radioaktiven Abfällen ist so umzugehen, dass möglichst wenig radioaktive Stoffe in die Umwelt 
gelangen 

Der Bundesrat legt die Voraussetzungen fest, unter denen radioaktive Abfälle geringer Aktivität an die Um-
welt abgegeben werden dürfen (Art. 26 StSG). 

Die Vorgaben des Strahlenschutzgesetzes wurden in der Strahlenschutzverordnung (StSV) [2] am 
26.04.2017 in Kraft gesetzt: 
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Art. 3 StSV: 

• Eine Tätigkeit ist im Sinne von Artikel 8 StSG [43] gerechtfertigt, wenn: 

a) die mit ihr verbundenen Vorteile die strahlungsbedingten Nachteile deutlich überwiegen; und 

b) gesamthaft für Mensch und Umwelt keine vorteilhaftere Alternative ohne oder mit geringerer 
Strahlenexposition zur Verfügung steht. 

Die in der Anhang 3 StSV hinterlegten Befreiungsgrenzen (siehe Begriffsbestimmungen in Frage 49) setzen 
die IAEA International Basic Safety Standards GSR Part 3 [44] entsprechend um. 

Die Befreiung von der Bewilligungspflicht und Aufsicht ist im Art. 105 StSV geregelt. Material gilt als befreit, 
dass an die Umwelt abgegeben wurde (Artikel 111 – 116 StSV) sowie nach Art. 106 StSV freigemessenes 
Material. 

Im Aufsichtsbereich des Eidgenössischen Nuklearsicherheitsinspektorats (ENSI) bedürfen gewisse Befrei-
ungsverfahren, insbesondere im Rückbau, im Voraus eine Freigabe durch die Aufsichtsbehörde.  

Frage 49 Wie sind die Begriffsbestimmungen in der Schweizer Gesetzgebung? 

Abgabe 

Kontrollierte Freisetzung radioaktiver Stoffe an die Umwelt, hier im Bereich Befreiung Abgabe in der Um-
welt (Art. 111 StSV [2]). Als Abgabe an die Umwelt gilt insbesondere die Ablagerung auf einer Deponie und 
die Entsorgung im Hausmüll sowie die Abgabe über Abluft und Abwasser, die Verbrennung, die Verwertung 
oder die Abgabe an eine Recyclingstelle. 

Befreiung 

Der Umgang mit Material von der Bewilligungspflicht/Aufsicht kann gemäss StSV durch den Bewilligungs-
inhaber befreit werden, wenn durch eine Freimessung oder ggf. sonstigen Kriterien nachgewiesen werden 
kann, dass die Bedingungen für die Befreiung erfüllt sind.  

„Die Befreiung von Materialien umfasst die Gesamtheit der Tätigkeiten, damit Materialien aus Kontroll- 
und Überwachungsbereichen uneingeschränkt verwendet, verwertet oder entsorgt werden können.“ 
(ENSI-Glossar [45])  

Anmerkung der Autoren: Die Schweizer Befreiung entspricht im Wesentlichen der deutschen Frei-
gabe. Im Unterschied zu Deutschland erfolgt die Befreiung von Materialien grundsätzlich in Eigen-
verantwortung des Bewilligungsinhabers (ENSI-B04 [46]). Bewilligungsinhaber stellen im Rahmen 
des Befreiungsprozesses sicher, dass Material anschliessend nach Art. 105 StSV befreit ist. Für Ab-
gaben an die Umwelt oder bei grösseren Mengen sind Meldepflichten oder Anträge an die Auf-
sichtsbehörden vorgesehen.  

Befreiungsgrenze (LL) 

„Wert, der der Grenze der spezifischen Aktivität eines Materials entspricht, unter welcher der Umgang mit 
diesem Material nicht mehr der Bewilligungspflicht und demnach nicht der Aufsicht unterstellt ist; die 
Werte sind in Anhang 3 Spalte 9 festgelegt.“ (Art. 2 StSV). 

 



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 44 von 90 

Entscheidungsmessung 

„Die Entscheidungsmessung ist der messtechnische Nachweis, dass für radioaktive Abfälle die Kriterien für 
die Einlagerung in ein Abklinglager gemäß Art. 117 Abs. 2 StSV oder für eine Ablagerung auf einer Deponie 
gemäß Art. 114 StSV oder für die Verwertung gemäß Art. 115 StSV eingehalten sind.“ (ENSI-B04 Anhang 1: 
Begriffe (gemäss ENSI-Glossar) [42]) 

Exposition der Bevölkerung 

Jede Exposition von Personen mit Ausnahme von beruflichen und medizinischen Expositionen. 

Freimessung 

Unter Freimessung versteht man den messtechnischen Nachweis (in Deutschland „Entscheidungsmessun-
gen“) zum Nachweis der Einhaltung der Kriterien zur Befreiung gemäss Art. 106 StSV sowie Richtlinie ENSI-
B04 [46]. 

Gebinde 

Der Begriff Gebinde umfasst Transport- und Verpackungseinheiten wie Fässer, Boxen, Paletten etc. ein-
schliesslich Inhalt. Bei Fehlen einer Transport- oder Verpackungseinheit kann auch das Messgut selbst als 
Gebinde verstanden werden.  

Geplante Expositionssituation 

Expositionssituation, die durch den geplanten Betrieb einer Strahlungsquelle oder durch menschliche Be-
tätigungen, die Expositionspfade verändern, entsteht mit der Folge, dass eine Exposition oder eine mögli-
che Exposition von Mensch oder Umwelt verursacht wird. 

Herausnahme  

Die Herausnahme bezeichnet den Vorgang, wenn Material temporär, also in Abhängigkeit der Dauer der 
Instandsetzung zwecks Wartung, Reparatur, Handhabung etc. aus der kontrollierten Zone herausgenom-
men wird, den überwachten Bereich jedoch nicht verlässt oder, mit Zustimmung des Freimess-Verantwort-
lichen, zur Instandhaltung bei einer externen Fremdfirma verbracht wird (vgl. Kap. 6 Bst. d. ENSI-B04). 

Kontrollmessung  

Kontrollmessungen werden durch die Aufsichtsbehörde zur Kontrolle von Messergebnissen aus den Frei-
messungen durchgeführt. (Kap. 6 Bst. c. Abs. 2 ENSI-B04 und Kap. 8 Bst. g. ENSI-B04). 

Hinweis: Mengenbegrenzung 1 t und 1 m3 (siehe ENSI-B04).  

Messgut  

Kann als freizumessendes Material bezeichnet werden oder für die Freimessung oder Entscheidungsmes-
sung bereitgestelltes Material. 

Material  

Material: Sammelbegriff für feste, flüssige oder gasförmige Stoffe, Stoffgemische, Werkstoffe und daraus 
hergestellte Endprodukte und Gegenstände (Art. 2 Bst. o. StSV). 
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Messgutträger 

Box, Fass oder sonstige Transporteinheit zur Aufnahme der Messgüter. 

Grundsätze und übergeordnete Aspekte der Befreiung 
Ziel bei einer jedweden Freimessung ist die Befreiung von der Bewilligungspflicht und somit von der 
Aufsicht.  

Für Kernkraftwerke ist das Eidgenössische Sicherheitsinspektorat (ENSI) die zuständige Aufsichtsbehörde, 
im Bereich Medizin / Industrie / Forschung (MIF) sind das Bundesamt für Gesundheit (BAG) bzw. die 
Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (SUVA) Aufsichtsbehörden.  

Im Folgenden sind die jeweiligen Artikel aus der Schweizer Strahlenschutzverordnung [2] gekürzt 
dargestellt. 

• Art. 105 Befreiung von der Bewilligungspflicht und der Aufsicht 

Von der Bewilligungspflicht und der Aufsicht befreit wird der Umgang mit: 

o Material, das nach den Artikeln 111–116 an die Umwelt abgegeben wurde; 

o Material aus einer bewilligungspflichtigen Tätigkeit, das nach Artikel 106 befreit wurde. 

• Art. 106 Freimessung und andere Methoden zur Befreiung  

(1) Die Bewilligungsinhaberin oder der Bewilligungsinhaber kann den Umgang mit Material von der 
Bewilligungspflicht und der Aufsicht befreien, wenn sie oder er durch eine Messung nachweist 
(Freimessung), dass: 

a) die maximale Ortsdosisleistung im Abstand von 10 cm von der Oberfläche nach Abzug der 
natürlichen Strahlung unter 0,1 µSv/h liegt; und 

b) eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 
1. die spezifische Aktivität liegt unter der Befreiungsgrenze („LL“), 
2. die absolute Aktivität ist kleiner als die Aktivität von 1 kg eines Materials, dessen 

spezifische Aktivität der Befreiungsgrenze entspricht. 
(2) Falls sich Personen bei der Handhabung von freigemessenem Material nach Absatz 1 
kontaminieren können, muss zusätzlich durch eine Messung sichergestellt werden, dass der 
Richtwert für Oberflächenkontamination nach Anhang 3 Spalte 12 eingehalten wird.  

Anmerkung der Autoren: Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass eine Messung der 
Oberflächenkontamination nicht durchgeführt werden muss, wenn eine Person sich bei der 
Handhabung nicht kontaminieren kann. Die entsprechenden Begründungen sind der 
Aufsichtsbehörde dazulegen.  

(3) Für die Mittelung der nach den Absätzen 1 und 2 gemessenen Werte zur Sicherstellung der 
Unterschreitung der Befreiungsgrenze oder der Richtwerte für Oberflächenkontamination nach 
Anhang 3 Spalte 12 sind folgende Grössen einzuhalten: 

a) für die Messung der Aktivität: 100 kg; 
b) für die Messung der Oberflächenkontamination: 100 cm2. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Fällen höheren Werten als den in Absatz 3 
festgelegten zustimmen. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_105
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_106
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(5) Der Umgang mit festem oder flüssigem Material kann ohne messtechnische Bestimmung der 
Aktivität befreit werden, wenn: 

a) die maximale Ortsdosisleistung im Abstand von 10 cm von der Oberfläche nach Abzug der 
natürlichen Strahlung unter 0,1 µSv/h liegt; 

b) Absatz 2 eingehalten ist; und 
c) eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 

1. die Unterschreitung der Befreiungsgrenze kann durch eine Bilanzierung der 
eingesetzten Materialien oder durch den Ausschluss einer Aktivierung nachgewiesen 
werden, 

2. die Aufsichtsbehörde hat den Modellen und Berechnungen zum Nachweis der 
Unterschreitung der Befreiungsgrenze zugestimmt. 

(6) Die Aufsichtsbehörde kann die Voraussetzungen festlegen, unter denen ihr die Resultate einer 
Freimessung vor der Befreiung der Materialien zu melden sind. 

• Art. 107 Verbot von Mischungen 

Mischungen von radioaktiven Materialien mit sonstigen Materialien zum Zweck, den Umgang mit 
diesen nicht der Bewilligungspflicht und der Aufsicht zu unterstellen, sind nicht zulässig. 
Vorbehalten bleiben die Artikel 111–116 und 169. 

Anmerkung der Autoren: Wie in Deutschland ist ein zweckgerichtetes Vermischen von radioakti-
vem mit nichtradioaktivem Material zur Befreiung verboten. Prozessbedingte Vermischungen fallen 
nicht darunter. 

• Art. 111 Grundsätze 

(1) Als Abgabe an die Umwelt gelten insbesondere die Ablagerung auf einer Deponie, die 
Entsorgung im Hausmüll, die Abgabe über Abluft und Abwasser, die Verbrennung, die Verwertung 
oder die Abgabe an eine Recyclingstelle. 

(2) Es dürfen nur radioaktive Abfälle mit geringer Aktivität an die Umwelt abgegeben werden. 

(3) Radioaktive Abfälle dürfen nur mit einer Bewilligung und unter Kontrolle durch die 
Bewilligungsinhaberin oder den Bewilligungsinhaber an die Umwelt abgegeben werden. 

Einzelregelungen 
• Art. 114 Ablagerung mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde 

(1) Radioaktive Abfälle können mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde im Einzelfall an eine 
Deponie zur Ablagerung abgegeben werden, wenn: 

a) unter Berücksichtigung sonstiger in der Deponie vorhandener Materialien die 
Befreiungsgrenze insgesamt unterschritten ist; oder 

b) durch die Abgabe zu keiner Zeit eine effektive Dosis von 10 µSv pro Kalenderjahr 
akkumuliert werden kann. 

Anmerkung der Autoren: „Sonstige in der Deponie vorhandene Materialien“ beinhalten alle in die 
Deponie bisher eingebrachten Abfälle. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_107
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_111
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_114
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(3) Die spezifische Aktivität der radioaktiven Abfälle darf bei einer Abgabe das Hundertfache der 
Befreiungsgrenze und für Abfälle mit künstlichem Radium das Tausendfache der Befreiungsgrenze 
nicht überschreiten. 

• Art. 115 Verwertung mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde 

Die Bewilligungsbehörde kann Bedingungen für die Verwertung von radioaktiven Abfällen, 
insbesondere Metallen, mit einer spezifischen Aktivität von maximal dem Zehnfachen der 
Befreiungsgrenze festlegen, wenn sichergestellt werden kann, dass die nach der geplanten 
Verwertung anfallenden Materialien die Befreiungsgrenze unterschreiten. 

Anmerkung der Autoren: Neben Metallen kann die Verwertung auch auf andere Materialien ange-
wendet werden, z. B. auf Bauschutt, Betonkomponenten usw. 

• Art. 116 Verbrennung mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde 

(1) Brennbare radioaktive Abfälle können mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde in Anlagen zur 
thermischen Behandlung von Abfällen nach der Abfallverordnung vom 4. Dezember 2015 
verbrannt werden, wenn: 

a) durch eine Überwachung der Aktivitätskonzentration oder eine Berechnung der möglichen 
Kontamination der Verbrennungsrückstände die Einhaltung der Befreiungsgrenze 
nachgewiesen werden kann; 

b) die radioaktiven Abfälle nur die Radionuklide H-3 oder C-14 enthalten; und 
c) die wöchentlich zur Verbrennung zugelassene Aktivität das Tausendfache der 

Bewilligungsgrenze nicht überschreitet. 

(2) In begründeten Fällen kann die Bewilligungsbehörde der Verbrennung brennbarer radioaktiver 
Abfälle zustimmen, die andere Radionuklide als diejenigen nach Absatz 1 Buchstabe b enthalten. 

• Art. 117 Abklinglagerung 

(1) Radioaktive Abfälle, die ausschliesslich Radionuklide mit Halbwertszeiten von 100 Tagen oder 
weniger enthalten, müssen wenn immer möglich in den Betrieben, in denen sie anfallen, 
zurückbehalten werden, bis ihre Aktivität so weit abgeklungen ist, dass sie nach Artikel 106 
freigemessen oder im Rahmen der bewilligten Abgaberate nach Artikel 112 Absatz 2 abgegeben 
werden können. 

(2) Radioaktive Abfälle, deren Aktivität aufgrund des radioaktiven Zerfalls spätestens 30 Jahre nach 
dem Ende der Verwendung des ursprünglichen Materials so weit abgeklungen ist, dass sie nach 
Artikel 106 freigemessen oder nach Artikel 115 verwertet werden können, müssen bis zum 
Erreichen dieses Zeitpunktes gelagert werden, wenn keine gesamthaft günstigere Alternative für 
Mensch und Umwelt zur Verfügung steht. Sie sind von den radioaktiven Abfällen, welche diese 
Voraussetzung nicht erfüllen, zu trennen. 

Anmerkung der Autoren: Bezüglich einer Einstufung von radioaktivem Abfall zur Abklinglagerung 
wird das Ende der Verwendung diskutiert. Dies reicht z. B. von der EABN (Endgültigen 
AusserBetriebnahme) eines Kernkraftwerkes über der Ausserbetriebsetzung einzelner Systeme bis 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_115
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_116
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/502/de#art_117


ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 48 von 90 

hin zum Zeitpunkt, an dem eine belastbare Messung vorliegt, welche die Abklinglagerung 
rechtfertigt. 

(3) Die Abfälle nach den Absätzen 1 und 2 sind während der Abklingzeit: 

a) so zu verpacken und zu lagern, dass ein unkontrollierter Austritt radioaktiver Stoffe 
verhindert und eine Brandgefahr vermieden wird; 

b) zu kennzeichnen und mit einer Dokumentation zu versehen, die über Art, Aktivitätsinhalt 
und Zeitpunkt der möglichen Befreiung Auskunft gibt. 

(4) Vor der Befreiung muss sichergestellt werden, dass Artikel 106 beziehungsweise 112 oder 115 
eingehalten wird. 

(5) Die Bewilligungsbehörde legt die technischen Anforderungen für Abklinglager und die damit im 
Zusammenhang stehenden Tätigkeiten fest.  

In der folgenden Abbildung 7 sind die Kriterien für die Freigabe in der Schweiz dargestellt. 

 
Abbildung 7: Übersicht Kriterien für die Befreiung von der behördlichen Aufsicht 

In der folgenden Abbildung 8 ist eine Übersicht über den Ablauf der Entsorgung basierend auf den Artikeln 
StSV dargestellt. 
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Abbildung 8: Übersicht Ablauf Entsorgung basierend auf den Artikeln StSV 



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 50 von 90 

Verfahrensregeln 

Frage 50 Was beinhaltet die Richtlinie ENSI-B04? 
In seiner Eigenschaft als Aufsichtsbehörde oder gestützt auf einen Auftrag in einer Verordnung erlässt das 
ENSI Richtlinien. Diese sind Vollzugshilfen, die rechtliche Anforderungen konkretisieren und eine einheitli-
che Vollzugspraxis erleichtern. 

Die Richtlinie ENSI-B04 [46] hat, da im Auftrag des Gesetzgebers geschrieben, einen regulatorischen Stel-
lenwert. Der Richtliniencharakter bedeutet, je besser die Vorschläge aus der Richtlinie (am besten wortge-
treu) umgesetzt werden, desto weniger sind im Nachgang zur Anmeldung der Befreiung Forderungen nach 
zusätzlichen Messungen/Nachweisen/theoretische Betrachtungen zu erwarten.  

Sie dient als eine Vollzugshilfe und Präzisierung der gesetzlichen Vorgaben im Sinne der Vorgehensweise 
der aufsichtlichen Kontrolle und spiegelt den Gedanken einer einheitlichen Vollzugspraxis wider. Die Auf-
rechterhaltung des aktuellen Standes nach Wissenschaft und Technik erfolgt durch regelmässige Überar-
beitung und Anpassung an Vorgaben der Western European Nuclear Regulators Association (WENRA) und 
der IAEA (z. B. IAEA GSG-17 [47]), die in die Richtlinie einfliessen. 

Wichtige Detailregelungen in der Richtlinie ENSI-B04: 

• Vorgehen und Verfahren 

• Qualität und Ausbildung des Personals 

• Einzelfallbetrachtungen zur Freigabe möglich 

• Anwendung Art. 114 StSV (Ablagerung in der Umwelt) nur für Kleinmengen, Umsetzung siehe auch 
Wegleitung zur Ablagerung von radioaktiven Abfällen [48] des Bundesamtes für Gesundheit (BAG) 
Kapitel 3.3.3.2 

• Abklinglagerung nach Art. 117 StSV für Material zur uneingeschränkten Befreiung und zur Verwer-
tung 

• Wartefrist des Kernkraftwerks für eine gegebenenfalls geplante ENSI-Kontrolle (Inspektion), Ab-
transport von der Anlage innerhalb von 10 Arbeitstagen (Kap. 6 Bst. c. Ziff. 1 ENSI-B04 gilt für die 
Befreiung von Mengen grösser 1 m³ bzw. 1 Mg) gemäss Art. 53 Kernenergieverordnung (KEV) [49] 

• Grössere Mengen als 1 000 kg oder 1 m³ 

• Freigabe mittels "repräsentativer Probenahmen", Vorgehen zur statistischen Bewertung 

• Inspektion durch Aufsichtsbehörde mit Untergrundstrahlung kleiner als 0,15 µSv/h am Materialbe-
reitstellplatz 

• Wird nach der erfolgten Befreiung beziehungsweise Entscheidungsmessung festgestellt, dass ein 
relevantes Kriterium um mehr als einen Faktor 2 überschritten ist, so muss der Bewilligungsinhaber 
dies der Aufsichtsbehörde melden und die Gründe dafür in einem Bericht darlegen, INES-Klassifi-
zierung 

• Nachweisfahren im Detail, z. B. Kalibrierung bzw. Eichung, Nuklidgemisch, Ableitung der geeigne-
ten Messgeräte, Mittelungskriterien (u. a. grössere Mittelungskriterien als 100 kg oder 100 cm² ge-
mäss gem. Art. 106 (3) und (4) StSV) 
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• Anhänge mit Vorschlägen zur Vorgehensweise in der Praxis, Glossar, Vorschläge zur Dokumenta-
tion, Metallschrotte 

Tabelle 1: Übersicht Mittelungsparameter nach [46] 

 
Qualifikation von Mitarbeitern 

Verantwortlich für den Prozess der Befreiung und der radiologischen Charakterisierung sowie für die Er-
stellung und Pflege der damit verbundenen Dokumente ist ein Freimessverantwortlicher, welcher vom Be-
willigungsinhaber bestellt wird. 

Strahlenschutz-Assistenten oder Strahlenschutzwerker, die über eine fachspezifische kraftwerksinterne 
Ausbildung verfügen, dürfen für klar definierte Messaufgaben eingesetzt werden. Sie arbeiten unter der 
Aufsicht und Anleitung einer autorisierten Person. Dies trifft auch auf Freimessungen zu. 

Die Mindest-Qualifikationen von Mitarbeitern, die mit Aufgaben im Rahmen des Prozesses betraut werden, 
sind nachfolgend beispielhaft für ein Kernkraftwerk aufgelistet:  

Freimessverantwortliche: 

• Ausbildung als Strahlenschutztechniker oder 

• abgeschlossenes natur-/ingenieurwissenschaftliches Studium 

Für beide gilt zusätzlich: adäquate Erfahrung. 

Durchführung von Freimessungen: 

• Qualifikation Strahlenschutz-Fachkraft  

• Weiterbildung auf die KKW-spezifischen Vorgaben bei der Freimessung 

• Erweiterte, gerätespezifische Ausbildungen für die Freimessung mit einer Gesamt-Gammamessan-
lage respektive In-situ-Gammaspektrometrie 

• Strahlenschutz-Assistenten dürfen operativen Messungen zur Überprüfung der Dosisleistung so-
wie Oberflächenkontamination im Rahmen eines freigegebenen Freimessverfahrens unter Verant-
wortung einer anerkannten Person durchführen. 

Durchführung der radiologischen Charakterisierung: 

• Qualifikation Ingenieur 

• Probenahme durch aufgabenspezifisch geschultes Personal  

• Festlegung von Nuklidvektoren durch den Freimessverantwortlichen 
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Zu Frage 51 bis 53 
Durch das Bundesamt für Gesundheit (BAG) wurden in Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden Suva 
(Schweizerische Unfallversicherungsanstalt) und ENSI (Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat), 
dem BAFU (Bundesamt für Umwelt) sowie einer Vertretung der kantonalen Behörden, des VBSA (Verband 
der Betreiber Schweizerischer Abfallverwertungsanlagen) und Recycling Schweiz (ehemals Verband Stahl-, 
Metall- und Papier-Recycling Schweiz VSMR) Wegleitungen erarbeitet. 

Sie richten sich primär an die Vollzugsbehörden der Strahlenschutz- und Umweltschutzgesetzgebung sowie 
an die Betreiber von Recyclingbetrieben und Kehrichtverbrennungsanlagen. Sie regeln den Ablauf und die 
Zusammenarbeit zwischen den Behörden (BAG, ENSI, Suva, BAFU und kantonale Umweltschutzbehörden) 
zur Verwertung, Deponierung oder Verbrennung radioaktiver Abfälle mit geringer Aktivität. Sie konkreti-
sieren die Forderungen aus der Strahlenschutzgesetzgebung und richtet sich nach dem aktuellen Stand von 
Wissenschaft und Technik. 

Frage 51 Was beinhalten die Wegleitungen des BAG? 
Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) hat verschiedene Wegleitungen [48, 50, 51, 52] im Zusammenhang 
mit der Befreiung herausgegeben, welche in ihrem Aufsichtsbereich Vorgaben zum Umgang mit radioakti-
ven Abfällen enthalten. 

Die Wegleitungen des BAG sind praxisorientierte Vollzugshilfen, die Bewilligungsinhabern und Strahlen-
schutz-Sachverständigen helfen, das Strahlenschutzrecht rechtskonform anzuwenden. Sie konkretisieren 
die Anforderungen aus der Gesetzgebung und entsprechen dem aktuellen Stand von Wissenschaft und 
Technik. Die Wegleitungen decken verschiedene Themenbereiche im Strahlenschutz ab, darunter Röntgen-
anlagen, radioaktive Stoffe sowie Aus- und Fortbildung. 

Sie richten sich primär an die Bewilligungsinhaber und Strahlenschutz-Sachverständigen. Berücksichtigen 
die Bewilligungsinhaber bzw. Strahlenschutz-Sachverständigen diese Wegleitungen, so können sie davon 
ausgehen, dass sie das Strahlenschutzrecht rechtskonform vollziehen. 

Im Bereich der Entsorgung/Befreiung sind u. a. folgenden BAG-Wegleitungen vorhanden: 

• Ablagerung von radioaktiven Abfällen gemäß Art. 114 StSV [48] 

• Verwertung und Verbrennung von radioaktiven Abfällen gemäß Art. 115 und 116 StSV [50] 

• Überprüfung von Abfällen und Recyclingmaterialien auf mögliche Radioaktivität [51] 

• Behandlung und Entsorgung radioaktiver Abfälle in Betrieben [52] 

Frage 52 Was beinhaltet die Wegleitung „Ablagerung von radioaktiven Abfäl-
len mit geringer Aktivität auf einer Deponie“? 

Die BAG-Wegleitung „Ablagerung von radioaktiven Abfällen mit geringer Aktivität auf einer Deponie“ [48] 
präzisiert die Kriterien für den Abfallverursacher, unter denen eine Bewilligung durch die zuständige Be-
hörde auf Antrag erteilt wird. Des Weiteren werden die Kriterien definiert, unter deren Einhaltung das BAG 
die Annahme zustimmen kann. 

Die Regelung gilt nur für radioaktive Abfälle mit geringer Aktivität nach Art. 26 StSG [43]. Diese Materialien 
und Abfälle unterliegen nach ihrer Deponierung nicht mehr einer Bewilligung und damit auch nicht mehr 



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 53 von 90 

einer Aufsicht; sie gelten nach Abschluss der Einlagerungshandlungen nicht mehr als radioaktiv im Sinne 
der Strahlenschutzgesetzgebung. 

Die Wegleitung unterscheidet in zwei Expositionssituationen: 

• Bestehende Expositionssituation 

Dies betrifft radiologische Altlasten. Die Wegleitung wurde insbesondere und prioritär zur geregel-
ten Entsorgung dieser radioaktiven Abfälle mit geringem Gefährdungspotential geschaffen. Es lie-
gen klare Kriterien zugrunde, welche den Nutzen für die Gesellschaft berücksichtigen und geben 
klare Kriterien für die Nutzung dieses Weges vor. 

• Geplante Expositionssituation 

Die geplante Expositionssituation betrifft alle radioaktiven Abfälle aus Medizin, Industrie und For-
schung (MIF) sowie aus kerntechnischen Anlagen. Ausgeschlossen sind per se „grosse“ Mengen von 
radioaktiven Abfällen, zudem ist eine Einzelfallzustimmung des BAG erforderlich. 

Die Wegleitung enthält klare Kriterien für diese Einzelfallbetrachtung/-zustimmung, zudem gibt sie 
Verfahrensregeln vor, definiert Entscheidungskriterien und Vorgaben für die Annahme/Einlage-
rung der Abfälle durch den Deponiebetreiber. 

In der Wegleitung sind u. a. Ablagerungs-Obergrenzen (AGW) definiert, die einzuhalten sind. Wei-
ter muss sichergestellt werden, dass die radioaktiven Abfälle nur relativ kurzlebige Nuklide enthal-
ten, so dass die Abfälle nach hundert Jahren die Befreiungskriterien nach Artikel 106 Abs. 1 StSV 
erfüllen würden. 

Das BAG führt ein Probenahme- und Überwachungsprogramm durch (z. B. Sickerwasserproben), 
es berechnet und überprüft die Strahlendosis der Bevölkerung. 

Frage 53 Was beinhaltet die Wegleitung „Überprüfung von Abfällen und Recyc-
lingmaterialien auf mögliche Radioaktivität“? 

Diese Wegleitung [51] richtet sich Schweizweit an Entsorgungs- und Recyclingbetriebe. Sie soll den be-
troffenen Betrieben eine Hilfestellung geben, wie die Überprüfung auf mögliche Aktivität in den Abfällen, 
Recycling- und Deponiematerialien in der Praxis umgesetzt werden können. 

Grundsätzlich geht es um radioaktive Quellen, die trotz der staatlichen Gesetzgebung aus bewilligten Be-
reichen herausgebracht wurden (herrenloses radioaktives Material), d.h. das eigentliche Freigabeverfahren 
aus einem Umgangsbereich wurde entweder nicht ordnungsgemäss angewendet oder hat nicht gegriffen. 

Gemäß Art. 104 StSV können Betriebe, welche Materialien oder Abfälle zur Verwertung/Entsorgung an-
nehmen, verpflichtet werden, dieses auf herrenloses radioaktives Material zu überprüfen und bei Auffin-
den solcher Materialien diese sicherzustellen. 

Die Wegleitung 

• gibt Vorgaben zur Erfordernis einer Bewilligung, 

• zeigt Anforderungen zur Messtechnik auf, 

• gibt Hinweise zu Sicherung, Lagerstellen, behördlichen Meldungen, 

• gibt Hinweise zur Entsorgung des gefundenen radioaktiven Materials, 
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• informiert zu den Entsorgungskosten sowie weiteren rechtlichen Randbedingungen gemäss Strah-
lenschutzverordnung und Strahlenschutzgesetz. 

Ausserdem werden Aus- und Fortbildung im Strahlenschutz des Personals geregelt. 

Frage 54 Was beinhaltet die Wegleitung „Verwertung oder Verbrennung von 
radioaktiven Abfällen mit geringer Aktivität“? 

Die Wegleitung [50] wurde durch das Bundesamt für Gesundheit (BAG) in Zusammenarbeit mit den Auf-
sichtsbehörden Suva (Schweizerische Unfallversicherungsanstalt) und ENSI (Eidgenössisches Nuklearsi-
cherheitsinspektorat), dem BAFU (Bundesamt für Umwelt) sowie einer Vertretung der kantonalen Behör-
den, des VBSA (Verband der Betreiber Schweizerischer Abfallverwertungsanlagen) und dem VSMR (Ver-
band Stahl-, Metall- und Papier-Recycling Schweiz, jetzt Recycling Schweiz) erarbeitet. 

Die Wegleitung richtet sich primär an die Vollzugsbehörden der Strahlenschutz- und Umweltschutzgesetz-
gebung sowie an die Betreiber von Recyclingbetrieben und Kehrichtverbrennungsanlagen. Sie regelt den 
Ablauf und die Zusammenarbeit zwischen den Behörden (BAG, ENSI, Suva, BAFU und kantonale Umwelt-
schutzbehörden) zur Verwertung oder Verbrennung radioaktiver Abfälle mit geringer Aktivität. Sie konkre-
tisiert die Forderungen aus der Strahlenschutzgesetzgebung und richtet sich nach dem aktuellen Stand von 
Wissenschaft und Technik. 

Die vorliegende Wegleitung beschreibt den Ablauf zur Verwertung oder Verbrennung radioaktiver Abfälle 
mit geringer Aktivität. Sie präzisiert ausserdem 

• die Kriterien zur Erteilung der Bewilligung des BAG oder ENSI bei geplanten Expositionssituationen, 
die der Abfallverursacher und Bewilligungsinhaber für eine Abgabe an die Umwelt erfüllen muss, 

• die Kriterien zur Erteilung einer Zustimmung zur Abgabe radioaktiver Abfälle mit geringer Aktivität 
durch das BAG, welche an den Betreiber der Verwertungs- oder Verbrennungsanlage gerichtet ist, 
und 

• das Vorgehen bei der Annahme und Zugabe der Abfälle zur Verwertung oder Verbrennung. 

Die Verwertung oder Verbrennung von radioaktiven Abfällen mit geringer Aktivität gelten nach Art. 111 
StSV als Abgabe an die Umwelt. Diese dürfen nur mit einer Bewilligung und unter Kontrolle durch die Be-
willigungsinhaberin oder den Bewilligungsinhaber an die Umwelt abgegeben werden. 

Sowohl bei einer Verwertung wie auch bei einer Verbrennung muss sichergestellt werden, dass die Befrei-
ungsgrenze LL in den Verwertungsprodukten und Verwertungsrückständen sowie in den Verbrennungs-
rückständen (z. B. Schlacke und Filterasche) nicht überschritten wird.  

Falls beim Verwertungs- oder Verbrennungsprozess radioaktive Stoffe über die Abluft oder das Abwasser 
an die Umwelt abgegeben werden, darf die daraus resultierende Dosis für die Bevölkerung max. 10 µSv pro 
Jahr betragen (Schutzziel). 

Die Einzelfallprüfung bei der Erteilung einer Zustimmung durch das BAG zur Verwertung oder Verbrennung 
stellt sicher, dass durch die Abgabe zu keiner Zeit eine Gefährdung für Arbeitnehmende, die Bevölkerung 
und die Umwelt besteht. 

Der Abfallverursacher muss folgende Unterlagen an die zuständige Bewilligungsbehörde BAG oder ENSI 
einreichen:  



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 55 von 90 

• Beschreibung und Herkunft der Abfälle 

• nachvollziehbare Begründung, warum die Abfälle nicht über die üblichen Entsorgungspfade als ra-
dioaktiver Abfall entsorgt werden sollen (Optimierung des Strahlenschutzes, Verhältnismässigkeit; 
technische und sicherheitstechnische Aspekte, Ressourcenverbrauch) 

• Spezifikation der radioaktiven Abfälle (spezifische Aktivität, Volumen, Gewicht, Angabe zusätzlich 
vorhandener Gefahren- und/oder Schadstoffe) 

• Absichtserklärung einer Verwertungsanlage, dass diese zur Annahme der Abfälle bereit ist 

Für die Erteilung einer Bewilligung für die Verwertung radioaktiver Abfälle mit geringer Aktivität prüft das 
BAG (in Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde Suva) oder das ENSI im Einzelfall, ob: 

• eine stichhaltige und nachvollziehbare Begründung vorliegt, dass eine Entsorgung über die übli-
chen Entsorgungspfade unverhältnismässig wäre und dass eine Verwertung unter Berücksichti-
gung aller anderen möglichen Optionen gesamthaft für Mensch und Umwelt die beste Lösung dar-
stellt 

• eine Verwertung aufgrund der vorliegenden Aktivitätskonzentration in Frage kommt und die Cha-
rakterisierung des Abfalls und im Wesentlichen die Bestimmung der Aktivität auf plausiblen Krite-
rien beruhen 

• die radioaktiven Abfälle mit geringer Aktivität durch den Abfallverursacher/Bewilligungsinhaber bis 
zur Übergabe an den Verwertungsbetrieb unter Kontrolle gehalten werden (Art. 111 Abs. 3 StSV) 

Eine Verwertung ist insbesondere für leicht kontaminierte oder aktivierte Metalle beim Metallrecycling 
oder für leicht radioaktive, mineralische Abfälle beim Baustoffrecycling denkbar. Damit eine Verwertung 
geprüft werden kann, muss sich ein geeigneter Betrieb bereiterklären, die leicht radioaktiven Abfälle zur 
Verwertung entgegenzunehmen. 

Der Abfallverursacher muss darlegen, dass die zulässigen Aktivitätskonzentrationen in den Verwertungs-
produkten eingehalten werden. Zudem muss er zeigen, dass das Schutzziel der effektiven Dosis für die Be-
völkerung unter den gegebenen Umständen erfüllt wird: 10 µSv pro Kalenderjahr bei der durch den Ver-
wertungsprozess bedingten Abgaben radioaktiver Stoffe über das Abwasser und die Abluft. 

Um eine Zustimmung erteilen zu können, müssen spezifische Abklärungen und Berechnungen vorgenom-
men und beim BAG eingereicht werden. Dabei müssen die Angaben zum Verwertungsprozess, welche 
durch den Verwertungsbetrieb zur Verfügung gestellt werden müssen, berücksichtigt werden: 

• nachvollziehbare Abschätzung und Begründung, in welche Verwertungsprodukte und -rückstände 
ein Transfer radioaktiver Stoffe wahrscheinlich ist 

• Berechnung der möglichen Aktivitätskonzentration in den Verwertungsprodukten und -rückstän-
den 

• Berechnungen zum Nachweis, dass das Schutzziel für die effektive Dosis für die Bevölkerung von 
max. 10 µSv pro Kalenderjahr durch mögliche Abgabe radioaktiver Stoffe über die Abluft oder das 
Abwasser der Verwertungsanlage gemäss den Rahmenbedingungen nach Anhang 3 dieser Weglei-
tung eingehalten wird 

• Angaben zur vorgesehenen strahlenschutzkonformen Anlieferung und Zugabe in den Verwertungs-
prozess 

Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn: 
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• die Verwertung nachweislich dem Stand der Technik entspricht 

• die spezifische Aktivität in den Verwertungsprodukten unter Berücksichtigung der Mittelungs-
masse von Art. 106 Abs. 3 und 4 StSV unterhalb der Befreiungsgrenze LL liegt 

• die spezifische Aktivität der Verwertungsrückstände (z. B. Schlacke, Asche) im Wochenmittel un-
terhalb der Befreiungsgrenze LL liegt 

• durch mögliche Abgaben radioaktiver Stoffe über die Abluft oder das Abwasser die Dosis für die 
Bevölkerung von 10 µSv pro Jahr nicht überschritten wird 

• das Personal der Verwertungsanlage bei der Anlieferung und Verwertung der radioaktiven Abfälle 
keiner relevanten Strahlenexposition ausgesetzt wird und somit nicht als beruflich strahlenexpo-
niert bezeichnet werden muss (effektive Dosis kleiner als 1 mSv/Jahr) 
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Teil 3: Nachweisführung 

Einleitung in die Nachweisführung 
Die Freigabe aus der Strahlenschutzgesetzgebung ist nicht das Ergebnis einer einzelnen Messung, sie be-
ruht im Gegenteil auf der Gesamtheit vieler Maßnahmen und Messungen im Rahmen eines Gesamtverfah-
rens zur Freigabe. 

Freigaben sind, wie in den vorlaufenden Teilen beschrieben, ein eher formales Verfahren. Grundlage für 
Freigaben sind in jedem Fall Messungen zur Radiologie, umgangssprachlich auch Freimessungen genannt. 

Der Nachweis der Einhaltung von Freigabewerten ist aus messtechnischer Sicht in der Regel nicht die Folge 
einer einzelnen Messung, sondern das Produkt mehrerer Messungen mit z. T. unterschiedlichen Messver-
fahren. Die verschiedenen Messverfahren, gegeneinander bewertet, haben spezifische Vorteile, aber auch 
Nachteile, welche mittels geschickter Wahl sich gegeneinander unterstützen und somit eine Freigabe er-
möglichen (z. B. Nachweis einer homogenen Aktivitätsverteilung, Bewertung gegenüber Mittelungskrite-
rien, Varianz im Nuklidvektor und die Auswirkungen auf die ausgewählte Messtechnik). 

Dies führt auch zu spezifischen Anforderungen in der Wahl der Messtechnik. So könnte z. B. die Formulie-
rung der Überschriften von Spalte 7 (Bodenflächen), Spalte 12 (Gebäuden zur Wiederverwendung) und 
Spalte 13 (Gebäuden zum Abriss) in der Anlage 4 Tabelle 1 StrlSchV [1] in dem Sinne missverstanden wer-
den, dass nur die Verwendung von In-situ-Messeinrichtungen zum Nachweis geeignet ist. Steht man vor 
dem Dilemma, dass in einem Nuklidgemisch Radionuklide enthalten sind, die mit den zur Freigabe zur Ver-
fügung stehenden Messverfahren nicht oder nicht mit ausreichender Nachweisgrenze gemessen werden 
können, müssen Nuklidvektoren ermittelt werden. Mit deren Hilfe werden diese Radionuklide indirekt 
quantifiziert. 

Ein Freigabeverfahren kann insgesamt aus verschiedenen Teilbereichen bestehen: 

• Probenahmen und Messungen zur radiologischen Charakterisierung 

• Orientierungsmessungen vor/nach der Bearbeitung (Zerkleinerung, Dekontamination) 

• Entscheidungsmessungen 

• Kontrollmessungen (betreiberseitig, Sachverständiger respektive Behördenvertreter) 

Diese sind in einem ganzheitlichen Ansatz zu betrachten, beginnend mit dem Abbau von Material über ggf. 
eine Nachzerlegung, die Dekontamination, die Freimessung bis hin zur Entsorgung und zum Abtransport 
vom Anlagengelände.  

Ein beispielhafter Ablauf der Nachweisführungen im Freigabeverfahren kann der Abbildung 9 entnommen 
werden. 

Im Folgenden werden kurz die wesentlichen Teilbereiche und ihr Zweck beschrieben: 

• Probenahme 

• Charakterisierung 

• Messverfahren 

• Anwendung 
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Festlegung des Entsorgungsziel und 
der erforderlichen Massnahmen, z. B.:
• Nachzerlegung
• Dekontamination
• Konfektionierung für Freimessen

Charakterisierung:
• Physikalisch (Bestandsaufnahme)
• Radiologisch
• Konventionelle Schadstoffe

Demontage / ggf. Nachzerlegung  und 
Dekontamination / Bereitstellung für 
radiologische Messungen
• Orientierungsmessung
• Ggf. weitere Zerlegung / erneute 

Dekontamination
• Entscheidungsmessung

Festlegung Messverfahren:
• Oberflächenkontamination
• Gesamtgamma Freimessanlage
• Probenahmen und γ-Spektrometrie
• In-Situ γ-Spektrometrie

Prüfung Entscheidungsmessung auf 
Einhaltung der Vorgaben
Zusammenstellung Dokumentation

• Kontrollmessungen intern
• Prüfung Dokumentation
• Prüfung Einhaltung Bedingungen 

aus Freigabebescheid

Feststellung Übereinstimmung mit 
dem Freigabebescheid durch SSB
Entfernen der Gefahrenzeichen 
radiologisch

Abtransport aus dem 
Genehmigungsbereich

• Kontrollmessungen des Gutachters 
und / oder der zuständigen 
Behörde

• Annahmebereitschaft des externen 
Entsorgers

 
Abbildung 9: Beispielhafter Ablauf der Nachweisführungen im Freigabeverfahren 

Probenahme 

Frage 55 Zu welchem Zweck werden Proben genommen? 
Die Probenahme ist notwendig zur Bewertung von kerntechnischen Systemen oder Gebäude- und Anla-
genbereichen für die Freigabe. Bei der Probenahme werden von dem freizugebenden Material eine oder 
mehrere Proben entnommen, die mit Hilfe spektrometrischer Messungen untersucht werden. Auf diese 
Weise kann neben der Nuklidzusammensetzung auch der jeweilige Anteil der Nuklide bestimmt werden. 
Dabei werden Proben auch zur Bewertung unterschiedlicher Faktoren herangezogen, z. B. der Erfassung 
von Aktivierung über die Materialdicke. 
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Frage 56 Welche Aspekte sind vor Probenahme und Messung zu berücksichti-
gen? 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass vor der Beprobung zur Festlegung eines Nuklidvektors oder der Wahl 
der geeigneten Messtechnik, also vor der Erarbeitung eines Freigabeprozesses, eine sorgfältige betriebliche 
und betriebshistorische Betrachtung (historische Charakterisierung, verfahrenstechnische Parameter) zu 
erfolgen hat. Die betriebshistorische Betrachtung dient dazu, relevante Daten über den Betrieb der Anlage 
zu sammeln. Dies umfasst Informationen über Betriebsphasen, Vorkommnisse, mögliche Störungen und 
Freisetzungen von radioaktiven Stoffen. Dabei liegt das besondere Augenmerk auf den Stellen, die gene-
risch unter Verdacht stehen, wie z. B. Revisionsöffnungen in Leitungen und Kanälen, potenzielle Leckage-
stellen oder Akkumulationspunkte in Systemen und an Komponenten.  

Eine gründliche Analyse der betriebshistorischen Daten ist entscheidend, um die radiologische Charakteri-
sierung von Materialien oder Flächen für die Freigabe vorzubereiten. Dies gilt uneingeschränkt für jeden 
Genehmigungsinhaber. Inhaber von Genehmigungen mit spezifizierten Radionukliden müssen z. B. mögli-
che Verunreinigungen durch andere Radionuklide berücksichtigen. Probenahmen sind generell zu planen 
(z. B. fachgerecht in Anlehnung an LAGA PN 98 [40]) und sehr sorgfältig auszuführen und zu dokumentieren. 

Frage 57 Was ist die Betriebshistorie? 
Unter Betriebshistorie versteht man die Auswertung von Aufzeichnungen und Informationen, die eine Ein-
schätzung zum aktuellen Anlagenzustand ermöglichen. 

Dies umfasst z. B. 

• Verfahrenstechnische Parameter, 

• Systemtechnische Parameter, 

• Radiologische Aufzeichnungen, 

• Störungen und sonstige Abweichungen vom normalen Betriebsablauf (z. B. Leckagen). 

Frage 58 Was ist bei der Probenahme zu berücksichtigen? 

Da Proben immer nur eine Stichprobe des freizugebenden Materials darstellen, ist darauf zu achten, dass 
die Proben repräsentativ für das gesamte freizugebende Gut sind. Die Zahl und Art der Proben hängen vom 
Untersuchungszweck, der Herkunft des Stoffes und von seinen Materialeigenschaften ab. Eine statistisch 
signifikante Bestimmung des Nuklidinventars und dessen Aktivität von z. B. Schüttgütern, Bauschutt, Me-
tallschrott, Gebäudeteilen, Umweltproben (Boden, Pflanzen etc.) oder Flüssigkeiten erfordert jeweils eine 
spezifische Herangehensweise an die Probenahme. Allerdings liegt ein Aspekt allen Probenahmeverfahren 
zu Grunde: Es muss sichergestellt sein, dass im gesamten Material die Aktivitätsverteilung und -zusammen-
setzung vergleichbar ist, da ansonsten eine repräsentative Probenahme nicht möglich ist. Hierbei ist z. B. 
zu beachten, dass die erforderliche Probenmenge (Volumen) mit der Korn- bzw. Stückgröße des Proben-
materials zunimmt. Im Falle von Bauschutt kann sich der Einsatz einer Zerkleinerungs- und Mischanlage zur 
Homogenisierung des Materials lohnen. Eine kontinuierliche mengenproportionale Probenentnahme aus 
dem Strom des Materials ermöglicht eine repräsentative Probenentnahme ohne vorherige Homogenisie-
rung. Besonders bei Probenahmen aus flüssigen Stoffen ist es entscheidend, dass die Aktivität in der Flüs-
sigkeit gleichmäßig verteilt ist. Hierfür ist es oft erforderlich, die Flüssigkeit vor der Probenahme zu homo-
genisieren. Bei der Probenahme ist stets darauf zu achten, dass eine Querkontamination (z. B. durch kon-
taminiertes Probenahmewerkzeug, Kontamination aus dem Umfeld des Probenahmeorts) und ein Verlust 
von leicht freisetzbaren Radionukliden, wie z. B. H-3, Cs-137 oder C-14, aus der Probe vermieden wird. 
Arbeitsschutz- und Strahlenschutzmaßnahmen sind sorgfältig zu planen und strikt einzuhalten. 
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Bei aktivierten Gebäudebereichen sind Bohrkerne unter Berücksichtigung der in einer Voruntersuchung 
ermittelten Ausdehnung der Aktivierung zu entnehmen. Bei Bodenflächen sind entsprechende Verfahren 
in DIN 25457-3 [53] beschrieben. Da bei diesem Verfahren nicht die gesamte freizugebende Oberfläche 
beprobt werden kann, ist die Probeentnahme entsprechend dem in DIN 25457-3 [53] Abschnitt 6.3 be-
schriebenen Rasterverfahren vorzunehmen. Hierbei ist die Messpunktdichte so zu wählen, dass mit dem 
entsprechenden Vertrauensniveau (95 % entsprechend Empfehlung der Strahlenschutzkommission [54]), 
eine Überschreitung des Freigabewertes auszuschließen ist. Wird bei den Freimessungen eine Teilfläche 
gefunden, auf der die Freigabewerte überschritten sind, so ist die Umgebung der Teilfläche flächendeckend 
zu messen und auf die Einhaltung der Freigabewerte zu prüfen. 

Die Probenahme im Freimessverfahren dient nicht nur zur Bestimmung der Nuklidvektoren, Hochrech-
nungsfaktoren und Grenzimpulsraten, sondern kann auch im Rahmen von Entscheidungsmessungen ge-
nutzt werden. Es ist wichtig, dass die Probenahme mit geeigneten Geräten und Werkzeugen durchgeführt 
werden, um genaue und zuverlässige Ergebnisse zu gewährleisten. Deren Auswahl hängt von verschiede-
nen Faktoren ab, darunter der Art des Materials und des Untersuchungszwecks. Die zu entnehmende Pro-
benmasse hängt unter anderem von der Homogenität des Materials und der Aktivitätsverteilung darin und 
den Erkennungsgrenzen der verschiedenen Radionukliden ab sowie von der Art der Untersuchung (Gam-
maspektrometrie, radiochemische Untersuchung, Aufteilung einer Probe in Teilproben). Die erforderlichen 
Erkennungsgrenzen geben die Anforderungen an die Analytik vor, insbesondere in Bezug auf schwer nach-
weisbare Nuklide (zu erreichende Nachweisgrenzen relativ zur gemessenen Aktivität eines Leitnuklides). 

Um aussagekräftige Ergebnisse zu erhalten, ist es wichtig, dass die Probenahme methodisch korrekt und 
repräsentativ erfolgt. Dies bedeutet, dass die Proben so ausgewählt werden müssen, dass sie das gesamte 
Spektrum des Materials widerspiegeln. Durch eine sorgfältige Planung und Durchführung der Probenahme 
kann die Zuverlässigkeit der Messergebnisse verbessert und eine fundierte Bewertung für den Strahlen-
schutz ermöglicht werden. 

Frage 59 Wie wählt man geeignete Probenahmestellen aus? 
Wichtig für die Auswahl einer geeigneten Probenahmestelle ist vor allem eine gute Kenntnis über die Be-
triebshistorie der Anlage und über die wahrscheinliche Nuklidverteilung innerhalb der unterschiedlichen 
Anlagensysteme. Hat man sich einen guten Überblick verschafft, werden meist auch in Absprache mit der 
zuständigen Behörde bzw. der zuständigen Sachverständigenorganisation Probenahmepunkte ausgewählt. 
An diesen Probenahmepunkten werden anschließend mittels unterschiedlicher Probenahmetechniken Ma-
terialproben bzw. Materialmischproben genommen, die anschließend nuklidspezifisch ausgewertet wer-
den. Der hier beschriebene Vorgang wird auch mit dem Oberbegriff der "radiologischen Charakterisierung” 
zusammengefasst. 

Frage 60 Welche Probenahmeverfahren gibt es? 
Grundsätzlich richtet sich die Wahl des Probenahmeverfahrens danach, was beprobt werden soll und zu 
welchem Zweck. Z. B. hat eine Probenahme für die Bewertung von Oberflächenkontamination anders zu 
erfolgen als eine Probenahme für die Bewertung der Aktivierung von Betonstrukturen. So sind z. B. Proben 
für eine spätere radiochemische Untersuchung so zu nehmen, dass flüchtige Nuklide nicht durch die Pro-
benahme aus der Probe ausgetrieben werden. Im Folgenden sind die wichtigsten Probenahmeverfahren 
aufgeführt:  
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Oberflächenproben: 

• Kratzen 

• Schleifen 

• Fräsen 

• Feilen 

• Meißeln 

• Stockern 

• Nadeln 

• Wischen (nur abnehmbare Kontamination!) 

Materialproben zusätzlich: 

• Direktentnahme 

• Kernbohren 

• Bohren (Bohrklein, Bohrstaub, Bohrspäne) 

• Rammkernsondierung 

• Sägen 

• Schneiden 

• Elektrochemische Probenahme (kann elementspezifisch sein!) 

Ggf. kommt nicht die Gesamtmasse der genommenen Probe zur Messung, sondern nur eine Teilmasse. In 
diesem Fall ist darauf zu achten, dass die zur Messung gelangende Teilprobe (Aliquot) repräsentativ für die 
Gesamtmasse ist, die Homogenisierung der Gesamtprobe und die Entnahme der Teilprobe sind zu doku-
mentieren. 

Bei Probenahmen zur Bestimmung der Oberflächenkontamination (nicht festhaftend und festhaftend bzw. 
in die Oberfläche eingedrungen) ist eine oberflächennahe Schicht abzutragen. Die Fläche, über die die 
Probe abgetragen wurde, ist zu ermitteln und zu dokumentieren. Die Messergebnisse, welche z. B. gam-
maspektrometrisch ermittelt wurden, sind auf diese Fläche zu beziehen. Proben aus den oberflächennahen 
Beprobungen sind nicht massenspezifisch zu bewerten, sie dienen ausschließlich der Kontaminationsbe-
stimmung und dem Nachweis der Unterschreitung der Werte der Oberflächenkontamination nach Spalte 
5 der Anlage 4 Tabelle 1 StrlSchV [1]. 

Wenn Oberflächenkontaminationen nicht mittels Direktmessung (z. B. In-situ-Gammaspektrometrie oder 
Kontaminationsmessgerät) mit ausreichender Nachweisgrenze nachweisbar sind (z. B. bei Alphastrahlern 
und niederenergetischen Betastrahlern wie H-3 und C-14), kann der Nachweis der Unterschreitung der 
Werte der Oberflächenkontamination mittels Entnahme von Oberflächenproben und anschließender Ana-
lyse erfolgen (siehe auch Frage 74 bis Frage 76). Geeignete Probenahmeverfahren sind oben genannt. Die 
Entnahmetiefe soll sich dabei an der ermittelten Eindringtiefe der Kontamination orientieren. 

Bei Kratzproben wird die oberste Schicht durch Abkratzen, Schleifen oder Feilen entfernt. Die Probenahme 
erfolgt manuell, z. B. mit einem Hartmetallschaber oder mit maschineller Unterstützung, z. B. durch einen 
Oszillierer.  
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Bei Fräsproben wird das Material mit einer für den Werkstoff geeigneten Fräse beprobt. Für Oberflächen-
proben kann eine entsprechend geringe Entnahmetiefe gewählt werden. Mittels Fräsen kann aber auch 
das Grundmaterial beprobt werden.  

Die Beprobung mittels Bohrung kommt bei Beton (vorzugsweise als Kernbohrung) und metallischen Mate-
rialien zur Anwendung. Es soll hierbei eine repräsentative Menge an Probenmaterial gesammelt werden. 
Die repräsentative Menge orientiert sich an der Inhomogenität des Materials (z. B. Korngröße der Zuschlag-
stoffe beim Beton) und der Aktivitätsverteilung. Verlust von Probenmaterial und starke Wärmeentwick-
lung, welche den Verlust von leichtflüchtigen Nukliden zur Folge hätte, lassen sich durch geringe Drehzah-
len und ggf. Kühlung der Probenahmestelle vermeiden oder zumindest verringern. Weiterhin sind zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um Probenmaterialverluste und Querkontamination zu vermeiden. 

Bei der Probenahme von Beton durch Stockern kommt es zu keiner Erwärmung des Materials und die Probe 
fällt als feinkörniges bis pulvriges, homogenes Material an. Das Stockern ist auch zur Probenahme von 
Schichten im mm- bis cm-Bereich geeignet. Die Probenmenge kann durch die Wahl der Probenahmefläche 
gesteuert werden. 

Im Rahmen der radiologischen Charakterisierung und ggf. ergänzend bei der Freimessung lässt sich die 
Tiefenverteilung der Aktivität und der Nuklidzusammensetzung durch eine tiefengestaffelte Probenahme 
ermitteln. Dafür eignen sich bei Beton die Kernbohrung und das Stockern (mit stufenweise verringerter 
Entnahmefläche zur Vermeidung von Querkontaminationen) und bei Metallen das Bohren mit stufenweise 
verringerten Bohrerdurchmessern. 

Die Untersuchung dieser Proben erfolgt in der Regel zuerst mittels Gammaspektrometrie. Bei der gamma-
spektrometrischen Analyse wird von einer homogenen Aktivitätsverteilung innerhalb der Probe ausgegan-
gen, daher ist ggf. vor der Messung eine Homogenisierung vorzunehmen. 

Wenn damit zu rechnen ist, dass nicht die gesamte vorhandene Aktivität bei der Probenentnahme entnom-
men wird, ist ein Entnahmefaktor zu ermitteln und bei der Aktivitätsbestimmung zu berücksichtigen. 

Frage 61 Warum werden Proben für einzelne Messverfahren vorbereitet? 
Jedes Messverfahren hat unterschiedliche Anforderungen an das zu messende Gut. Daher muss jede Probe 
gemäß den Verfahrensanforderungen aufbereitet werden. Für die Gammaspektrometrie wird günstiger-
weise das Messgut in eine Geometrie gebracht, für die bereits eine rückgeführte Kalibrierung existiert. 
Dadurch wird der Kalibrieraufwand im Labor verringert und der Probendurchlauf optimiert, um eine rück-
führbare Aktivitätsbestimmung zu gewährleisten. Durch mathematische Methoden können für davon ab-
weichende Geometrien zusätzliche Kalibrierungen für eine Aktivitätsbestimmung erstellt werden.  

Für die quantitative Messung von alpha- und betastrahlenden Radionukliden müssen Aliquote der Proben 
(siehe auch 2. Absatz zur Frage 60) chemisch aufgeschlossen und die interessierenden Nuklide bzw. Nuk-
lidgruppen radiochemisch abgetrennt werden. Dabei ist auf eine möglichst hohe und konstante chemische 
Ausbeute und die Vermeidung von Querkontaminationen zu achten. Die Trennung der Nuklide ist erfor-
derlich, da sich bei der Betamessung und der Alphaspektrometrie die Energien der Nuklide sonst überla-
gern würden und dadurch eine genaue nuklidspezifische Analyse verhindern. 

Betastrahlende Radionuklide können z. B. mittels Flüssigszintillationsmessung (liquid scintillation counting, 
LSC) bestimmt werden. Hierbei wird die Probe mit einer Szintillatorflüssigkeit gemischt. Dieser dient als 
Detektor. Die durch die Betateilchen entstehenden Lichtblitze im Szintillator werden verstärkt und hinsicht-
lich Energie und Anzahl ausgewertet. 
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Alphastrahlende Radionuklide müssen nach der radiochemischen Abtrennung als dünne Schicht auf einem 
geeigneten Träger abgeschieden und in einem Alphaspektrometer gemessen werden.  

Da die Aufschlüsse der Proben und die radiochemischen Trennverfahren für diese Messungen komplex 
und aufwendig sind und viel Erfahrung erfordern, werden diese in der Regel durch Speziallabore durchge-
führt, die nach DIN EN ISO/IEC 17025 [55] für die Untersuchungen akkreditiert sind. 

Charakterisierung 

Frage 62 Was ist die „Charakterisierung“ im Freigabeverfahren? 
Die Charakterisierung von Stoffen, Anlagenteilen und Anlagenbereichen beinhaltet die Ermittlung und Dar-
stellung aller relevanten Eigenschaften: 

• Physikalische Eigenschaften: Material, Abmessungen und Massen von Komponenten, die Konfigu-
ration von Räumen, Flächen, Materialien, Oberflächenbeschaffenheit, Sonderbereiche (z. B. Rohr-
leitungen in Wänden, messtechnisch schwierig zu erfassende Bereiche etc.) 

• Schadstofftechnische Eigenschaften: Feststellung von konventionellen Schadstoffen, welche zu 
Maßnahmen und Überwachung aus Sicht der Arbeitssicherheit führen und die bei der Entsorgung 
zu deklarieren sind (z. B. Deponie) 

• Radiologische Eigenschaften: Höhe der Aktivität (massenspezifisch, oberflächenspezifisch), Vertei-
lung der Aktivität (z. B. Tiefenprofil) sowie die Zusammensetzung des Nuklidgemisches und die Ab-
leitung eines Nuklidvektors (für das Freimessen, aber auch für die Deklaration radioaktiver Abfälle) 

Diese Informationen werden von verschiedenen Stakeholdern zu Planungszwecken benötigt: 

• Demontage (z. B. Planung der Zerlegetechnik, Ausbau von Wänden, Dekontamination stehender 
Strukturen) 

• Arbeitssicherheit (z. B. Arbeitsplatzauslegung, Absturzsicherung, Licht, Lüftung, Brandschutz) 

• Logistik (z. B. Maßnahmen beim Transport, neue Gebäudeöffnungen oder Wanddurchbrüche, sta-
tische Nachweise zur Gebäudesicherheit) 

• Entsorgung (z. B. Auslegung Dekontaminationseinrichtungen, Behandlung der entstehenden Ab-
fälle, Freigabe, radioaktiver Abfall) 

• Strahlenschutz (z. B. Planung von Maßnahmen (wie Abschirmung, Schuhzonen, Zeltbau, Absaugun-
gen, Leitungs- und Lüftungsführung), Festlegung der Nuklidvektoren für die Freigabemessungen, 
Nachweis, dass die Kernanlage keine radiologische Gefahrenquelle mehr darstellt) 

Die radiologische Charakterisierung hat die Aufgabe, im Freigabeverfahren die Radionuklide zu ermitteln, 
welche die Materialien, Stoffe und Gebäudeteile kontaminieren können und die bei Messungen zu berück-
sichtigen sind. Dies betrifft einerseits die Höhe der Aktivität, um entsprechende Entsorgungswege vorzu-
bereiten (Dekontamination, radioaktiver Abfall), andererseits Demontagetechnologien und Strahlen-
schutzmaßnahmen Vorfeld planen zu können. 

Frage 63 Was sind Sondernuklide? 
Sondernuklide sind Radionuklide, die messtechnisch schwer nachzuweisen sind. Das betrifft alle Nuklide, 
die mittels Gammaspektrometrie nicht oder nur mit unzureichender Nachweisgrenze bestimmt werden 
können. Das betrifft die meisten Alphastrahler (z. B. U-, Pu- und Cm-Isotope) und viele Betastrahler (z. B. 
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H-3, C-14, Fe-55, Ni-63 und Sr-90). Auch diese Nuklide müssen bei einer Freigabe berücksichtigt werden. 
Bei der Freigabemessung können die spezifischen Aktivitäten dieser Nuklide über die Leitnuklide mit Hilfe 
der Hochrechnungsfaktoren berechnet werden. 

Frage 64 Was sind Nuklidvektoren und wozu werden sie ermittelt? 
Die Freigabe ist dann möglich, wenn die Freigabewerte für die betrachteten Nuklide unter Anwendung der 
Summenformel unterschritten werden. Um diesen Prozess der Freigabe zu vereinfachen, ist es bei einem 
Nuklidgemisch bzw. bei schwer messbaren Nukliden möglich, sich auf leicht messbare Schlüsselnuklide zu 
beziehen, wenn davon auszugehen ist, dass die Aktivitäten der Nuklide eines Nuklidgemisches in einem 
festen Verhältnis zueinander stehen und dieses Nuklidverhältnis bekannt ist. Grundlage zur Berechnung 
der Nuklidvektoren sind die ermittelten Aktivitätsanteile der Radionuklide in den Radionuklidgemischen 
(vgl. DIN 25457-1 [56]). Dabei können bereits vorhandene Hochrechnungsfaktoren, d.h. die Verhältnisse 
schwer bestimmbarer Radionuklide zu Schlüsselnukliden, genutzt werden. Schlüsselnuklide sind leicht be-
stimmbaren Nuklide, die in vielen Nuklidgemischen auftreten und stellvertretend für bestimmte Nuklid-
gruppen genutzt werden. Für die Nuklidvektoren ist der jeweilige Geltungsbereich festzulegen. Dieser kann 
definiert werden über Gültigkeitszeitraum, Raumbereich, Objekte (z. B. Anlagenkomponenten), Material 
(z. B. Beton, Stahl), die Herkunft der Aktivität (Kontamination bzw. Aktivierung) und gegebenenfalls auch 
die Freigabeoption. Nuklidvektoren müssen regelmäßig (i. d. R. alle 1 bis 2 Jahre) angepasst werden hin-
sichtlich des Abklingens oder der Nachbildung der Nuklide auf Grund des radioaktiven Zerfalls. 

Aus den vollständigen Nuklidvektoren dürfen mithilfe des 10 %-Abschneidekriteriums (Anlage 8 Teil A Nr. 1 
StrlSchV [1]) vereinfachte Nuklidvektoren berechnet und bei der Messung angewendet werden. Für die 
Aktualisierung der Nuklidvektoren auf Grund des radioaktiven Zerfalls sind aber immer die vollständigen 
Nuklidvektoren heranzuziehen. Danach kann dann das 10 %-Abschneidekriterium erneut angewendet wer-
den. 

Wenn durch Messungen einzelner Nuklide oder Nuklidgruppen bei Anwendung des dem Material zugeord-
neten Nuklidvektors die Freigabewerte unterschritten werden, ist das Dosiskriterium für die Freigabe ein-
gehalten. 

Die Ermittlung von Nuklidvektoren erfordert eine qualifizierte Probenahmen und Analyse der Proben. 
Grundsätzlich ist dies eine Aufgabe des Genehmigungsinhabers, die Ausführung kann aber auch an Fach-
firmen delegiert werden. Vor allem die Analyse schwer messbarer Nuklide sollte in akkreditierten Laboren 
erfolgen, um die erforderliche Qualität zu sichern. 

Anmerkungen der Autoren: Proben werden nach einer gammaspektrometrischen Analyse verpackt 
und zur Auswertung in ein externes, akkreditiertes Labor geschickt, um dort Sondernuklide (DTM) 
zu ermitteln. Diese Labore haben in der Regel eine Umgangsgenehmigung für radioaktive Stoffe, so 
dass die Annahme der Proben einfach möglich ist.  

Die Kenntnis des Nuklidvektors für das betreffende Messgut ist außerdem essenziell für die Wahl der Mess-
technik und der Vorgehensweise bei der Ausführung der Messungen: 

• Höhe des abgeleiteten Freigabewertes für ein Nuklid oder eine Nuklidgruppe (z. B. gammaspekt-
rometrisch messbare Nuklide) ist abhängig vom Nuklidvektor 

• Kalibrierung der Messgeräte mit Leitnukliden (z. B. Co-60, Cs-137, Eu-152, Ba-133) 
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• Berücksichtigung des Ansprechvermögens anderer Nuklide bei der Bestimmung von Grenzwert-
zählraten, ggf. über Emissionswahrscheinlichkeit und Energie abschätzen, die Ansprechwahr-
scheinlichkeit der Messgeräte auf den Nuklidvektor kann unterschiedlich sein 

• Berücksichtigung der mit der gewählten Messtechnik nicht messbarer Nuklide 

• Änderung des Nuklidgemischs, Auswirkungen auf das 10 %-Abschneidekriterium 

• Berücksichtigung ggf. vorhandener Messeffekte aus natürlicher Radioaktivität des Materials bei 
der nichtnuklidspezifischen Messung (z. B. Gesamt-Beta- bzw. Gesamt-Gammamessung) 

• Berücksichtigung der nuklidspezifischen Änderung des Ansprechvermögens durch Abstand, Ab-
sorption an der Oberfläche (z. B. Feuchtigkeit, Staub) und im Material 

Frage 65 Auf welcher rechtlichen Basis kann man Proben zu einer Schadstoffa-
nalyse an ein chemisches Labor ohne Umgangsgenehmigung versen-
den? 

Bei der Analyse von Proben in Bezug auf die Bestimmung konventioneller Schadstoffe in radiologisch be-
lasteten Materialien stellt sich die Herausforderung, dass die meisten der Analyselaboratorien keine Um-
gangsgenehmigung für radioaktive Stoffe besitzen. Daher müssen derartige Proben vor dem Versenden 
freigegeben werden bzw. es muss der Nachweis geführt werden, dass diese genehmigungsfrei gehandhabt 
werden dürfen. 

Dies erfolgt entweder als eine uneingeschränkte Freigabe (ggf. bei größeren Massen, welche z. B. bei Pro-
benteilungen erforderlich sind) oder durch Nachweis, dass die absolute Aktivität der Nuklide in der Probe 
unterhalb der Freigrenze/Bewilligungsgrenze liegt (unter Berücksichtigung einer nuklidspezifischen Be-
trachtung). 

Frage 66 Wie viele Nuklidvektoren werden benötigt? 
Dies variiert von Anwendungsfall zu Anwendungsfall. Bei der Stilllegung von Kernkraftwerken liegt die 
Spannbreite für die Anzahl zwischen einige wenige bis ca. 200 Nuklidvektoren. Dies hängt im Wesentlichen 
davon ab, wie konservativ, d. h. wie stark überschätzend, die Aktivität bestimmt werden soll und wie hoch 
die Ausschöpfung des Freigabewertes sein soll. 

Die absolut genaue Bestimmung ist für eine Freigabe nicht erforderlich, es reicht der Nachweis, dass die 
vorhandene Aktivität unterhalb der Freigabewerte liegt. Dies kann mit zum Teil sehr konservativen Annah-
men erfolgen, so dass die Aktivität durch die Messungen weit überschätzt wird. Je mehr der Freigabewert 
ausgeschöpft werden soll, umso genauer muss die Aktivitätsbestimmung sein, was schließlich zu einer hö-
heren Anzahl von Nuklidvektoren führt. 

Dies sollte jeder Anwender berücksichtigen und für sich entscheiden, wie er vorgehen möchte. Eine hohe 
Anzahl von Nuklidvektoren kann bei der Zuordnung zum Messgut zu Schwierigkeiten führen, die Logistik 
(Transport, Pufferung, Nuklidvektor) wird herausfordernd. 

Frage 67 Wie werden Nuklidvektoren bestimmt? 
Die Nuklidvektoren werden aus der statistischen Analyse repräsentativer Proben gewonnen, wobei das 
folgende Kriterium erfüllt sein sollte: Für die Entscheidungsmessung muss unter Berücksichtigung aller Un-
sicherheitsbeiträge (DIN EN ISO 11929 [57]) eine Einhaltung des 10 μSv-Kriteriums sichergestellt sein. Die 
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korrekte Bestimmung von Nuklidvektoren erfordert daher hohe Genauigkeiten bezüglich der Nuklidaktivi-
täten der einzelnen Radionuklide, was wiederum bedeutet, dass die Probenahme wirklich an repräsentati-
ven Orten mit genauen Kriterien erfolgt und die Proben mit verschiedenen Messverfahren analysiert wer-
den, wozu gegebenenfalls auch eine radiochemische Trennung mit nachfolgender spezifischer Messung 
erfolgen muss. 

Für die Probenahme sind mit Voruntersuchungen zunächst die Probenahmeorte zu ermitteln. Diese sollten 
nicht zu geringe Aktivitäten aufweisen, um die Statistik und so die Unsicherheit der Messergebnisse zu 
optimieren. Für die Auswahl der Orte sind Analysen der möglichen Kontamination oder Aktivierung auf-
grund der Betriebshistorie sinnvoll und es sollten Vor-Ort-Messungen mit Kontaminationsmessgeräten, 
Ortsdosisleistungsmessgeräte oder ggf. Gammaspektrometern erfolgen. An diesen Stellen können Kratz-
proben, Bohrproben oder Wischproben genommen werden. Alternativ können auch kleine Objekte ver-
wendet werden. Bei der Probenahme ist auf die Vermeidung von Querkontaminationen zu achten (saubere 
Probenahmegeräte und Probenbehältern). Bei Bohrproben geht es darum, Tiefenprofile zu erstellen. Hier-
bei ist für jede Tiefe eine einzelne Probe ohne Querkontamination zu nehmen. 

Prinzipiell sind für die Analysen verschiedene Techniken für alpha-, beta- und gammastrahlende Radionuk-
lide zu verwenden. Ohne große Probenbehandlung sind gammastrahlende Nuklide mittels hochauflösen-
der Gammaspektrometrie mit Germaniumdetektoren messbar.  

Betastrahler sind entsprechend ihren chemischen Eigenschaften zu extrahieren und ihre Aktivitäten mittels 
Flüssigszintillationsmessung zu bestimmen. Alphastrahler sollten ebenso über radiochemische Verfahren 
aus der Probe extrahiert werden und mittels Alphaspektrometrie analysiert werden. 

Für einige Radionuklide sind diese Verfahren sehr aufwändig oder liefern Ergebnisse mit hoher Unsicher-
heit. In diesen Fällen können massenspektrometrische Verfahren verwendet werden. Beispiele für diese 
Verfahren sind die Massenspektrometrie mit induktiv gekoppeltem Plasma (ICP-MS) mit Sektorfelddetek-
tion. 

Für die Bestimmung des Nuklidvektors sollten auch betriebshistorische Aufzeichnungen mit herangezogen 
werden. 

Auch wenn es die StrlSchV:2018 zulässt, Radionuklide unterhalb eines Anteils von 10 % an der Summenfor-
mel nicht mehr zu berücksichtigen, sollte man sie im Laufe des Freigabeverfahrens und in der Gesamtdo-
kumentation nicht völlig außer Acht lassen. So kann es beispielsweise vorkommen, dass ein bisher nicht zu 
beachtendes Radionuklid durch die Zerfallskorrektur und der damit verbundenen Änderung des Nuklidvek-
tors im Laufe der Zeit beachtet werden muss. So kann beispielsweise ein Gebinde, dass zum Zeitpunkt der 
Freigabe einen angenommenen Nuklidvektor von 95 % Co-60 und 5 % Cs-137 besitzt und daher mit 100 % 
Co-60 unter Berücksichtigung des 10 %-Abschneidekriteriums deklariert werden kann, schon nach ungefähr 
sieben Jahren einen deklarierbaren Anteil von 10 % Cs‑137 besitzt. Von daher ist es sinnvoll, immer die 
Rohdaten bei Anwendung des 10 %-Abschneidekriteriums zugrunde zu legen und regelmäßig zu überprü-
fen. 
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Messverfahren 

Frage 68 Welche grundsätzlichen Messverfahren gibt es?  
Grundsätzlich kann man die Verfahren zur Durchführung von Freimessungen in direkte und indirekte Mess-
verfahren unterteilen.  

Direkte Messverfahren sind Gesamt-Gammamessungen, Oberflächenkontaminationsmessungen mit Ober-
flächenkontaminationsmonitoren, Messungen mittels In-situ-Gammaspektrometern und Ortsdosisleis-
tungsmessungen (insbesondere in der Schweiz). Direkte Messverfahren erlauben eine Aussage über die 
Freigabefähigkeit direkt vor Ort, sind aber auf die Messung von gut messbaren Radionukliden oder Nuklid-
gemischen, die solche Radionuklide mit ausreichend hohem Anteil als Schlüsselnuklid enthalten, be-
schränkt. Für die Messung von Nuklidgemischen, die nicht nur mit dem Verfahren messbare Nuklide ent-
halten, ist ein Nuklidvektor unerlässlich. Direkte Messmethoden sind in der Regel zügig durchführbar und 
meist günstiger als indirekte Messmethoden.  

Indirekte Messverfahren beruhen auf der Entnahme und Untersuchung von Proben. Beispiele dafür sind 
die Entnahme von Wischproben an Stellen, die einer Direktmessung der Oberfläche nicht zugänglich sind, 
und die Entnahme von Materialproben zur Gammaspektrometrie im Labor (z. B. zur Erreichung niedrigerer 
Nachweisgrenzen als bei der In-situ-Gammaspektrometrie) oder zur radiochemischen Analyse von Alpha- 
und Betastrahlern. Zur Bestimmung von Alpha- und Betastrahlern werden Alphaspektrometer, Proportio-
nalzähler, Flüssigszintillationsmessgeräte (LSC) und die Massenspektrometrie mit induktiv gekoppeltem 
Plasma (ICP-MS) eingesetzt. Indirekte Messverfahren bedürfen meist einer aufwendigen Probenahme an 
geeigneten Probenahmeorten (abdeckend oder repräsentativ), um für das zu bewertende Messgut eine 
Aussage über die Freigabefähigkeit treffen zu können. Das Ergebnis liegt häufig erst einige Zeit nach der 
Probenahme vor. Gammaspektrometrische Messungen können im eigenen Labor erfolgen, radiochemische 
Analysen werden in der Regel in externen akkreditierten Laboren durchgeführt. Indirekte Messverfahren 
sind meistens wegen der Probenahme und anschließenden Untersuchung teurer und zeitintensiver.  

Frage 69 Welche Messaufgaben gibt es?  
Im Rahmen eines Freigabeverfahrens kann es verschiedene Messaufgaben geben: Orientierungsmessun-
gen, Entscheidungsmessungen und Kontrollmessungen. Die Messungen im Freigabeverfahren nach der 
Charakterisierung beginnen in der Regel mit orientierenden Messungen.  

Orientierungsmessungen werden zu folgenden Zwecken durchgeführt: 

• Prüfung der Freigabehöffigkeit (je nach den Ergebnissen der radiologischen Charakterisierung er-
forderlich) 

• Identifizieren von „Hot Spots“ 

• Prüfung der Homogenität der Aktivitätsverteilung  

• Abgrenzung von lokalen Aktivitätsmaxima (Teilvolumina mit erhöhter Aktivität) 

• Kontrolle vor dem Ausschleusen aus dem Kontrollbereich bei Durchführung von Entscheidungs-
messungen außerhalb des Kontrollbereiches 

Es ist nicht immer zwingend erforderlich, vor der Entscheidungsmessung eine Orientierungsmessung 
durchzuführen; dies gilt z. B. für alle Materialien, die auf Grund ihrer Funktion und ihres Einsatzortes kei-
nem Verdacht auf eine relevante Kontamination unterliegen. 
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Beim Abbau von Materialien und Anlagenteilen werden Messungen im Rahmen der radiologischen Arbeits-
platzüberwachung durchgeführt, ebenfalls bei einer Nachzerlegung und vor einer Dekontamination sowie 
bei Erfolgskontrollen nach einer Dekontamination (in der Regel Kontaminationskontrolle mittels Wischtes-
ten). Neben Direktmessungen der Oberflächenkontamination werden Wischprobenahmen durchgeführt, 
um eine abwischbare Kontamination auszuschließen. Dies ist zwingend erforderlich, wenn Entscheidungs-
messungen zur Freigabe nicht im Kontrollbereich erfolgen, sondern außerhalb im Überwachungsbereich. 

Ziel ist es, die Freigabehöffigkeit festzustellen und Grundlagen für Entscheidungsmessungen zu schaffen. 
Die Messungen müssen nicht zwingend die statistisch erforderlichen Genauigkeiten für eine Freigabe auf-
weisen, sollten aber schnell sein und keines allzu großen Zeitaufwandes für intensive Dokumentation be-
dürfen.  

Allerdings können Orientierungsmessungen auch für die Freigabeentscheidung herangezogen werden, 
wenn sie entsprechend den Regeln für Entscheidungsmessungen durchgeführt und dokumentiert wurden. 
Das kann den Aufwand für Entscheidungsmessungen verringern. 

Eine ggf. noch vorliegende Kontamination wird z. B. über Kontaminationsmonitore mittels überstreichen-
der, nicht stationärer Messungen festgestellt. Diese Messungen dienen insbesondere zur Identifikation von 
inhomogenen Aktivitätsansammlungen. Sie erfolgen in einem geringen Abstand zum messenden Objekt 
möglichst flächendeckend. 

Entscheidungsmessungen dienen dem Nachweis, dass die Freigabewerte und Oberflächenkontaminations-
werte mit einer ausreichenden Sicherheit unterschritten werden. 

Als Messverfahren werden unter anderem Kontaminationsmonitore eingesetzt. Werden bei den orientie-
renden Messungen Bereiche mit erhöhter Aktivitätskonzentration festgestellt, erfolgt dort eine statische 
Messung und ggf. eine Probenahme.  

Bereiche, die mit Kontaminationsmonitoren nicht erreicht werden können, sind möglichst zu beproben 
(Materialprobe) und gammaspektrometrisch auszuwerten. In Ausnahmefällen können auch Wischteste ge-
nommen werden. 

Alternativ zu Beprobungen und gammaspektrometrischer Auswertung erfolgen Entscheidungsmessungen 
auch mittels In-situ-Gammaspektrometrie-Messungen oder auch in Gesamt-Gammamessanlagen (Frei-
messanlagen). 

Mit der Entscheidungsmessung wird der Nachweis geführt, dass die Freigabewerte im Zusammenhang mit 
den zugehörigen Mittelungskriterien (und ggf. Homogenitätsbetrachtungen) eingehalten werden. Bei den 
Entscheidungsmessungen werden die Unsicherheiten der Messung in der Regel mitbetrachtet. 

Sie bilden grundsätzlich den Abschluss der im Zusammenhang mit dem Freigabeverfahren durchzuführen-
den Messungen und dienen als Basis für die Dokumentation, bevor die Freigabeentscheidung getroffen 
wird und die Entsorgung vom Areal des Bewilligungs-/Genehmigungsinhabers entsprechend den verschie-
denen Entsorgungswegen (uneingeschränkte Freigabe, spezifische Freigabe) stattfindet.  

D: Eine Freigabe kann erfolgen, sobald die Dokumentation vollständig ist und die Feststellung der Überein-
stimmung mit dem Freigabebescheid durch den SSB erfolgt ist. Der Freigabebescheid kann weitere Rand-
bedingungen enthalten, die einzuhalten sind. 
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CH: Eine Befreiung kann erfolgen, sobald die Dokumentation vollständig ist und die Freigabewerte einge-
halten werden. Je nach Massen und Volumen ist die Befreiung anzuzeigen und es sind Wartefristen einzu-
halten. 

Im Allgemeinen werden die freizugebenden Materialien vollständig gemessen. Nur in Sonderfällen, z. B. 
bei homogenisierten Schüttgütern oder bei Flüssigkeiten kann die Entscheidungsmessung auch stichpro-
benhaft erfolgen. Die Ergebnisse dieser Messungen werden zusätzlich statistisch bewertet und müssen 
eine ausreichende Homogenität widerspiegeln. 

Kontrollmessungen dienen der Absicherung des Freigabeverfahrens. Sie sind ein zusätzliches Instrument, 
um sicherzustellen, dass sich die Randbedingungen nicht geändert haben (z. B. Nuklidvektor). Sie können 
verpflichtend sein. 

Betreiberseitig sind diese nicht verpflichtend, sie sind eigenständige Messungen im Rahmen des Freigabe-
verfahrens. Sie werden erforderlich, wenn den Freigabewerten sogenannte Schwellenwerte vorgelagert 
sind und diese bei Entscheidungsmessungen überschritten werden.  

Schwellenwerte sind verfahrenstechnisch vorgegebene Werte, die unterhalb der Freigabewerte liegen und 
als Interventionsschwellen für Maßnahmen zur Verifizierung des Messergebnisses dienen. Dies kann die 
Überprüfung der Aktivitätsverteilung im Messgut anhand einer Grafik am Bildschirm des Messgerätes sein, 
aber auch Kontrollmessungen am Messgut mittels empfindlicher Dosisleistungsmessgeräte. 

Sachverständige respektive Behördenvertreter können ebenfalls Kontrollmessungen im Rahmen des Frei-
gabeverfahrens durchführen. Diese erfolgen z. B. nach Anmeldung von Chargen zur Freigabe bei der Be-
hörde. Die Art der Kontrollmessungen obliegt der zuständigen Aufsichtsbehörde, welche sie anordnen 
kann, aber nicht muss. 

Frage 70 Wie wird die geeignete Messtechnik ausgewählt? 
Mit der Einführung der Normenreihe DIN EN ISO 11929 [57] gewann die Ermittlung der Unsicherheiten für 
die Beschreibung eines Messwertes an Bedeutung. Zudem empfiehlt die Strahlenschutzkommission [54], 
die obere Grenze des Überdeckungsbereichs zum Vertrauensniveau von 95 % als Vergleichswert für die 
Freigabe zu verwenden, d.h. dass dieser Wert den Freigabewert unterschreiten muss. Daraus resultieren 
Anforderungen an jedes Messgut sowie an die Bestimmung der Nuklidvektoren und der Unsicherheiten bei 
der Probenahme, -bearbeitung und -messung.  

Für die Durchführung von Freigabemessungen werden im Wesentlichen folgende Arten von Messgeräten 
verwendet, wobei der Nachweis der Einhaltung der Freigabewerte für alle relevanten Freigabeoptionen zu 
führen ist: 

• Oberflächenkontaminationsmessgeräte 

• Gammaspektrometer (In-situ- oder stationäre Spektrometer) 

• Gesamt-Gammamessanlagen (Freimessboxen bzw. Freimesskammern) 

• Alpha-Beta-Messgeräte 

• Flüssigszintillationsmessgeräte (Liquid Szintillation Counter (LSC) 

• Alphaspektrometer 

• Massenspektrometrie mit induktiv gekoppeltem Plasma (ICP-MS) 
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• Ortsdosisleistungsmessgeräte (insbesondere in der Schweiz) 

Gammaspektrometrie dient der nuklidspezifischen Aktivitätsbestimmung aller Nuklide, die verwertbare 
Gammaenergien produzieren. Für die gammaspektrometrisch nicht nachweisbaren Radionuklide sind ra-
diochemische Trennverfahren erforderlich. Hier kommen elementspezifische Abtrennverfahren zum Ein-
satz, an deren Ende eine bearbeitete Probe steht, die nach den spezifischen Verfahren für die jeweiligen 
Radionuklide gemessen werden muss. In vielen Fällen ist zu Beginn des Trennungsgangs die Zugabe eines 
Tracernuklids bekannter Aktivität sinnvoll. Dadurch lassen sich zum einen Fehler im Trennungsgang ermit-
teln als auch Unsicherheiten des Verfahrens reduzieren. Ein Aufschluss muss vollständig sein. Nur dann 
kann am Ende die Aktivität durch einen Dreisatz aus dem Verhältnis der Zählraten und der zugegebenen 
Traceraktivität bestimmt werden. Die Aktivitätsbestimmung der Proben kann dann mittels LSC, Alpha-
Spektrometrie, Beta-Countern oder Massenspektrometrie erfolgen. Speziell für sehr langlebige Radionuk-
lide bieten die letztgenannten Verfahren deutliche Vorteile. Es kann sinnvoll sein, die Analytik dieser Nuk-
lide an ein spezialisiertes Labor (möglichst an ein akkreditiertes Labor) zu vergeben, da die Einrichtung eines 
geeigneten Labors und der Messgeräte teuer ist und die Analytik hohe Anforderungen an die Labormitar-
beiter stellt. 

Freimessboxen bzw. Freimesskammern dienen der Gesamt-Aktivitätsbestimmung größerer Gebinde. Für 
die Bestimmung der Aktivitätsverteilung an Oberflächen werden die Kontaminationsmessgeräte eingesetzt 
und mittels Ortsdosisleistungsmessgeräten wird die Dosisleistung an der Oberfläche eines Gebindes ermit-
telt. Im Falle von Freigaben in der Schweiz ist die Dosisleistung in 10 cm Abstand vom Objekt zu messen. 

In der Regel erfolgt der Nachweis zur Einhaltung der Freigabewerte im Rahmen einer Beweiskette, in der 
folgende Punkte miteinander verknüpft werden: 

• mehrere Messungen, zu unterschiedlichen Zeitpunkten im Rahmen unterschiedlicher Prozess-
schritte, 

• verschiedene Messverfahren bzw. Messgeräte (α-, β- oder γ-empfindlich), 

• Aufbau einer Kette von Maßnahmen und Messungen, 

• Plausibilitätsbetrachtungen. 

In den meisten Freigabeverfahren wird zunächst die nuklidspezifische Aktivität des Gebindes ermittelt, ge-
folgt von der Bewertung der Aktivitätsverteilung an der Oberfläche (Bewertung der Oberflächenkontami-
nation) und der Dosisleistungsmessung im letzten Schritt. Wobei man berücksichtigen muss, dass Konta-
minationen als inhomogene Verteilung auf der Oberfläche vorliegen können. Aktivierungen dagegen kön-
nen als Tiefenprofile dargestellt werden. 

Frage 71 Wie werden die Nuklidaktivitäten mittels stationärer Gammaspektro-
metrie bestimmt?  

Grundsätzlich unterscheidet man hier zwischen stationären Geräten und transportablen Geräten, die für 
In-situ- oder Fassmessungen benutzt werden. Bei der Einrichtung eines stationären Gammaspektrometrie-
Messplatzes ist folgendes zu beachten: Der Strahlungsuntergrund des Messplatzes sollte möglichst gering 
und schwankungsarm sein. Hierzu wird der Messplatz an einem strahlungsarmen Ort aufgebaut. Die Ab-
schirmung und der Detektor selbst werden aus Material mit möglichst minimaler Eigenaktivität aufgebaut 
oder konstruktiv so ausgelegt, dass Komponenten mit höherer Eigenaktivität abgeschirmt werden können. 
Der Detektor ist in der Abschirmung so verbaut, das Proben in definierte und kalibrierte Positionen einge-
bracht und gemessen werden können. Abhängig von den Messgeometrien ist eine Auswahl von Detektoren 
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unterschiedlicher Bauart möglich, die für einzelne Messaufgaben optimiert sind. Das ermöglicht eine Aus-
wahl der maximalen Effizienz und der besten Auflösung für den zu messenden Energiebereich. Diese Über-
legung resultiert daraus, dass die Nachweisgrenze (𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁) etwa proportional zum Kehrwert der Effizienz 
(𝜀𝜀𝐸𝐸) und zur Wurzel der Untergrundzählrate (𝑟𝑟0) im betrachteten Energiebereich ist und der Untergrund 
über ein Vielfaches der Halbwertsbreite bestimmt wird. Auf dieser Basis ist auch die zu verwendende Mess-
zeit anzupassen. 

𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁 ~ 
�𝑟𝑟0
𝜀𝜀𝐸𝐸

 

Für die Eignung eines Messverfahrens für die Freimessung ist es erforderlich, dass die Nachweisgrenze des 
Verfahrens den jeweiligen Freigabewert unter Beachtung der Summenformel nicht überschreitet. 

Sehr kleinvolumige Proben können in einer nahezu 4π-Geometrie (d. h. das Messgut ist fast vollständig 
vom Detektor umschlossen) in einem Bohrlochdetektor gemessen werden. Bei Flächenproben bietet sich 
eher ein flacher großflächiger Detektor an und bei Proben im Marinellibecher (Ringschale) ist eher ein Ko-
axialdetektor geeignet. Aufgrund einiger physikalischer Effekte (Absorptionsverhalten, Abstands- und Koin-
zidenzeffekte) sollte man, zur Vermeidung von Unsicherheiten, die Messung sehr genau planen und diese 
Effekte bei der Auswertung berücksichtigen. 

Meist werden Gammaspektrometer mit Reinstgermaniumkristallen (high purity Germanium, HPGe) einge-
setzt. Diese bestehen aus einem Germaniumkristall, der in einem Kryostaten eingebaut ist, über den eine 
Kühlung des Kristalls auf -160 °C bis -180 °C erfolgt. Diese Temperatur ist für den Betrieb des Detektors 
erforderlich. Die Kühlung erfolgt entweder über die Zufuhr von flüssigem Stickstoff in ein Dewargefäß oder 
eine elektrische Kühlung (Pulse-Tube oder Stirling-Motor). Der Kristall befindet sich bei der Nutzung im 
Vakuum. Er ist über einen Vorverstärker mit der Elektronik verbunden. Diese versorgt den Vorverstärker 
mit Betriebsspannung und mit einer Hochspannung, die zur Ausbildung der aktiven Detektorbereiche er-
forderlich ist. Jedes Signal, das durch die Gammastrahlung im Detektor erzeugt wird, wird einzeln analysiert 
und entsprechend seiner Energie einem Kanal im Spektrum zugeordnet. Die Summation der Signale über 
die Messzeit in den Kanälen ergibt ein Spektrum. Die Auswertung der Messung findet über eine gerätespe-
zifische Software statt. Dies gilt auch für tragbare Gammaspektrometer. 

Für die Kalibrierung von Gammaspektrometriemessplätzen ist eine geometrieabhängige Kalibrierung er-
forderlich. Hierzu kann ein Objekt mit gleicher Geometrie, Matrix und Radionuklidverteilung wie das Mess-
objekt verwendet werden, das mit gleicher Ausrichtung im gleichen Abstand und Orientierung gemessen 
wird. Im Rahmen der Rückführbarkeit wäre zudem die Verwendung der gleichen Radionuklide bekannter 
Aktivität sinnvoll. Mit einem derartigen Kalibrierphantom wird die Kalibrierung durchgeführt und die ener-
gieabhängige Nachweiswahrscheinlichkeit ermittelt. Im Anschluss wird das Messobjekt in die gleiche Posi-
tion gebracht und gemessen. Anhand der Effizienzwerte kann nun die Aktivität aus den relevanten Peak-
flächen berechnet werden. Dieser Prozess ist jedoch sehr aufwändig. Daher findet man häufig eine Proben-
vorbereitung, in der die Probe in eine kalibrierte Geometrie umgewandelt wird. 

Alternativ zu dieser experimentellen Kalibrierung ist mittlerweile auch die Verwendung mathematischer 
Effizienzberechnungen auf Monte-Carlo-Basis etabliert. Hierzu ist aufgrund der individuellen Eigenschaften 
jedes Germaniumdetektors eine Charakterisierung erforderlich, mit der die Detektorresponse (Ansprech-
vermögen) für unterschiedliche Auftreffgeometrien der Gammastrahlung berechnet werden kann. Auf die-
ser Basis können reale Geometrien über Geometrieeditoren definiert werden und für diese eine Berech-
nung der Nachweiswahrscheinlichkeiten erfolgen. Für die Rückführbarkeit auf ein Primärnormal sorgt in 
der Regel der Hersteller durch geeignete Prozeduren und Testmessungen. 
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Die Auswertung der Probenspektren erfolgt dann analog zur experimentellen Kalibrierung. 

Weitere Informationen zur Gammaspektrometrie sind in der DIN EN ISO 20042 [58] und der 
DIN 25457-Reihe [53, 56, 59] zu finden. 

Frage 72 Wie werden Nuklidaktivitäten mittels tragbarer Gammaspektrome-
trie bestimmt?  

Tragbare Gammaspektrometer werden meistens bei der Freigabe von Gebäuden und Bodenflächen einge-
setzt oder bei der Messung von Fässern. Komponenten können auch in Einbaulage untersucht werden. 
Grundsätzliche Unterschiede zum stationären Gammaspektrometer sind die eingeschränkten Möglichkei-
ten der Abschirmung der störenden Umgebungsstrahlung und die Kalibrierung mit Kalibrierkörpern. Die 
Effizienzkalibrierung des Gerätes erfolgt in der Regel mathematisch über eine genaue Modellierung der 
Messgeometrie. Die Parameter dabei sind Material, Dichte, Form und Abmessungen des Messobjekts, Ak-
tivitätsverteilung im Messobjekt, Position und Richtung der Detektorachse im Verhältnis zum Messobjekt 
und eventuelle Abschirmungen. Dafür muss der Detektor charakterisiert sein, d. h. eine energie-, richtungs- 
und entfernungsabhängige Kalibrierung des Detektors vorliegen. 

Die Herausforderung für den Anwender besteht darin, das Modell und die Parameter des Modells so reali-
tätsnah wie möglich und so konservativ wie nötig zu wählen. Auf diese Weise soll eine Unterschätzung der 
Aktivität verhindert und eine zu starke Überschätzung der Aktivität möglichst vermieden werden. Zur Er-
mittlung einiger Parameter können Abstandssensoren, Geräte für GPS oder automatisierte Positionsermitt-
lung in Gebäuden genutzt werden. Essenziell ist eine genaue Dokumentation aller relevanter Parameter 
einschließlich der Positionen von Detektor und Messobjekt in Bezug auf einen Referenzpunkt. Zur leichte-
ren Erinnerung ist auch eine Fotodokumentation sinnvoll. Bei einer homogenen Verteilung auf der Ober-
fläche kann z. B. eine Fläche als Kalibriermodell verwendet werden. Sollten jedoch stärkere inhomogene 
Verteilungen der Aktivität auf der Oberfläche möglich sein, muss eine konservative Kalibrierung gewählt 
werden, z. B. eine Punktquelle am Rand der Fläche. Einige Parameter, wie z. B. die Tiefenverteilung der 
Aktivität, wurden bereits im Rahmen der radiologischen Charakterisierung ermittelt (siehe Frage 60). 

Das mobile Gammaspektrometer wird bei einer In-situ-Messung so vor die Fläche gestellt, dass der Detek-
tor das Messobjekt vollständig erfassen kann. Ggf. sind dazu mehrere Messungen erforderlich. Zur Vermei-
dung störender Einflüsse der Umgebungsstrahlung oder zur Begrenzung des Sichtfeldes des Detektors kön-
nen Kollimatoren verwendet werden, die den Detektor seitlich bzw. nach hinten abschirmen. 

Zur Ermittlung der massen- oder flächenspezifischen Aktivität wird das Messergebnis der Aktivität durch 
die Bezugsmasse bzw. -fläche dividiert. Diese entsprechen der Masse bzw. Fläche, die vom Detektor erfasst 
war, sie sind aber durch die maximal zulässigen Mittelungsmassen bzw. -flächen begrenzt. Die Werte für 
die maximal zulässigen Mittelungsmassen bzw. -flächen sind den nationalen Regelwerken zu entnehmen: 
D: Anlage 8 StrlSchV [1], CH: Art. 106 Abs. 3 StSV [2]. Die Behörde kann in begründeten Fällen höheren 
Werten für die Mittelungsgrößen zustimmen (D: Anlage 8 StrlSchV, CH: Art. 106 Abs. 4 StSV, s. auch Tabelle 
1 zu Frage 50). 

Die Anwendung dieses Messverfahrens bedarf der Qualifizierung gegenüber dem Gutachter respektive der 
zuständigen Behörde (Nachweis der Eignung des Messverfahrens und der gewählten Einstellungen für den 
vorgesehenen Zweck, in der Regel Freigabe).  

Weitere Details können der DIN EN ISO 18589-7 [60] und der DIN 25457-Reihe [53, 56, 59] entnommen 
werden. 
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Frage 73 Wie werden Nuklidaktivitäten mittels Alpha-Spektrometrie und Beta-
Messgeräten bestimmt? 

Für die gammaspektrometrisch nicht nachweisbaren Radionuklide ist meist ein radiochemisches Verfahren 
erforderlich. Hier werden elementspezifische Abtrennverfahren durchgeführt, an deren Ende eine bearbei-
tete Probe steht, die nach spezifischen Verfahren für die Radionuklide gemessen werden muss. Bei der 
Alphaspektrometrie ist zu Beginn des Trennungsgangs die Zugabe eines Tracernuklids sinnvoll, wodurch 
bei geeigneter Auswertung der in das Messpräparat übertragene Anteil der Radionuklide aus der analysier-
ten Probe (Ausbeute der Radiochemie) bestimmt werden kann. Ein Aufschluss sollte vollständig sein, so 
dass am Ende die Aktivität durch einen Dreisatz aus dem Verhältnis der Zählraten und der Aktivität des 
zugegebenen Tracers bestimmt wird. Die Probe kann mittels Alphaspektrometrie, Betamessung und über 
massenspektrometrische Verfahren erfolgen. Speziell für sehr langlebige Radionuklide bieten die letztge-
nannten Verfahren deutliche Vorteile. In vielen Fällen ist es sinnvoll, die Analytik dieser Nuklide an ein 
spezialisiertes Labor zu vergeben, da die Einrichtung eines geeigneten Labors und der Messgeräte teuer ist 
und die Analytik hohe Anforderungen an die Labormitarbeiter bedeutet. 

Bei der Alphaspektrometrie liegen die Radionuklide nach dem Trennungsgang in Lösung vor und sie werden 
über Elektrolyse oder Elektrodeposition auf einem Plättchen als infinitesimale Schicht deponiert, um bei 
der Messung Absorptionsprozesse möglichst zu vermeiden. Diese Plättchen werden im Anschluss in einem 
Alphaspektrometer positioniert. Dieses ist so aufgebaut, dass die Probe in einem definierten Abstand zu 
einem Detektor platziert werden kann. Die Kammer hat eine vakuumdichte Tür, so dass nach Beladung mit 
der Probe über eine Vakuumpumpe und einen Vakuumanschluss ein Vakuum erzeugt wird. Der Detektor 
wird mit einer Spannung versorgt, wodurch bei auftreffendem Alphateilchen ein Signal erzeugt wird, wel-
ches von der nachfolgenden Elektronik spektrometrisch einer Energie zugeordnet wird. Die Summe aller 
Ereignisse während der Messzeit bildet ein Spektrum, bei dem die Anzahl der Signale im Energiebereich 
des relevanten Radionuklids zu der Anzahl Signale im Energiebereich des Tracers für die Auswertung ge-
nutzt wird. 

Bei der Betaanalytik wird einem definierten Anteil der Probe eine spezielle Flüssigkeit, als Cocktail bezeich-
net, zugegeben. Das Gemisch wird in einem lichtdurchlässigen Behälter in einen Flüssigszintillationszähler 
gegeben. Dieser hat eine dunkle Kammer, in der zwei oder drei Photomultiplier so angebracht sind, dass 
sie auf den Behälter sehen. Bei einer Betaemission wird das Betateilchen abgebremst und gibt die Energie 
als Anregungsenergie der Cocktailmoleküle ab. Bei der Rekombination emittieren diese Lichtquanten, wel-
che durch die Photomultiplier analysiert werden. Hier kommen verschiedene Analyseverfahren, vom rei-
nen Zählen von Ereignissen oberhalb einer Schwelle, über eine Analyse der deponierten Energie in Spek-
trenform bis hin zu Absolutmessungen mittels der Triple-zu-Double-Koinzidenz-Methode zum Einsatz. 

Frage 74 Was ist bei der Messtechnik zur Bestimmung der Oberflächenkonta-
mination zu berücksichtigen? 

Bei Kontaminationsmessungen unterscheidet man zwischen denen der direkten Messung der Kontamina-
tion, also der unmittelbaren Erzeugung von Messergebnissen, und der indirekten Messung der Kontamina-
tion, bei der eine Probe, meist eine Wischprobe, entnommen und anschließend gemessen wird. Die gän-
gigsten Messgeräte sind gasgespülte Detektoren auf Basis eines Proportionalzählrohres und Plastik-Szinti-
llator-Detektoren. Bei der Direktmessung von Kontaminationen sind die Kalibrierungen für die bei der Mes-
sung auftretenden Abstände von der Detektoroberfläche zur Messfläche und die Beschaffenheit der Ober-
fläche zu berücksichtigen. Bezüglich des Untergrunds sind die Gamma- und Röntgenresponse für die 
Messumgebung zu berücksichtigen.  
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Nicht in allen Fällen sind direkte Messverfahren aufgrund niedriger Aktivitäten, eines zu hohen Unter-
grunds oder niedriger Emissionsenergien für die zu betrachtenden Radionuklide ausreichend. Zudem kann 
eine Trennung festhaftender und nicht-festhaftender Aktivität sinnvoll für die Strahlenschutzplanung sein. 
In einem solchen Fall kann man eine Beprobung mittels Wischtest über eine genau definierte Oberfläche 
durchführen und die genommene Probe unter Annahme eines Entnahmefaktors in einem optimierten 
Messgerät an einem Ort mit niedrigerem Untergrund messen. Sofern nichts anderes bekannt ist, kann für 
den Entnahmefaktor ein Wert von 0,1 (10 %, siehe Abschnitt 13.1 in der DIN ISO 7503-2 [61]) für trockene 
Wischflächen zugrunde gelegt werden. 

Die Bewertung einer Wischtestmessung erfolgt bezogen auf die Freigabewerte respektive die daraus abge-
leiteten Zählraten der Messgeräte unter Berücksichtigung der jeweiligen Mittelungskriterien. 

Oberflächenkontamination: maximale Mittelungsfläche für D: Anlage 8 StrlSchV [1] bzw. CH: Richt-
linie ENSI-B04 [46], s. auch Tabelle 1 zu Frage 50. 

Bei direkten Messungen mit Kontaminationsmonitoren muss die Geometrie des Messobjekts geeignet sein. 
Nuklidvektor, Eindringtiefe und Selbstabschirmung der Nuklide im Messgut müssen bekannt sein und eine 
Nachweisgrenze unterhalb der Freigabewerte erlauben, insbesondere bei Messung der α- und β-Strahlung. 

Alternativ zu Messungen mit Kontaminationsmonitoren eignen sich auch Messungen mittels In-situ-Gam-
maspektrometrie, bei welcher γ-emittierende Nuklide nachgewiesen werden können. 

Gesamt-Gammamessanlagen eignen sich ebenfalls. Hier erfolgt die Bestimmung der Gesamtaktivität (keine 
Bestimmung einzelner γ-emittierender Nuklide), welche auf die maximal zulässige Mittelungsfläche bezo-
gen wird. Anhand der Messung können Inhomogenitäten der Aktivitätsverteilung gefunden werden. 

Unterstützt werden die Messungen zur Bestimmung der Oberflächenkontamination oft von Probenahmen 
mit gammaspektrometrischen Messungen, welche möglichst an Stellen mit erhöhter Aktivitätskonzentra-
tion genommen werden. 

Bei Messung der Kontamination kann über eine Gesamtaktivitätsbestimmung auch der Nachweis der mas-
senspezifischen Aktivität erfolgen. Hier sind neben der Eindringtiefe der Aktivität in das Material die Dicke 
und die spezifische Dichte des flächigen Gegenstandes relevant. In der Regel erfolgen zusätzlich Probenah-
men mit gammaspektrometrischen Auswertungen. Die Proben erfolgen in der Regel an den Stellen, bei 
denen eine erhöhte Aktivität festgestellt wurde. 

Eine Repräsentativität der Probenahmen ist dann von Interesse, wenn stichprobenhaft Materialproben ei-
ner Gesamtcharge genommen werden und anhand derer eine Freigabe erfolgen soll. Oft wird doch eine 
Vielzahl an Proben genommen, um die Repräsentativität nachzuweisen.  

Anmerkungen der Autoren zu Hot Spots: Mittelungskriterien stellen Maxima dar, auf die eine ge-
messene Radioaktivität im Rahmen der Freigabemessungen ohne weitere Nachweise bezogen wer-
den können. Die Mittelungskriterien in Verbindung mit den Freigabewerten definieren die Aktivi-
tät, die freigegeben werden kann. Die Limitierung durch Mittelungskriterien stellt somit sicher, 
dass das 10 µSv/a-Kriterium für jede Person in der Bevölkerung auch eingehalten ist. 
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Für die Erhöhung der maximalen Mittelungskriterien sind weitere Nachweise erforderlich, wie z. B. 
eine ausreichende Homogenität der Aktivitätsverteilung.  

Die zulässigen Mittelungskriterien begrenzen nicht zwingend notwendig Massen und Flächen, die im Rah-
men einer Messung betrachtet werden. Es ist lediglich zu berücksichtigen, dass bei Überschreitung der 
Mittelungskriterien die gemessene Aktivität nicht auf die real vorhandenen Werte für Masse bzw. Oberflä-
che bezogen werden dürfen, sondern nur auf die zulässigen Maxima. Dadurch kommt es zu einer Über-
schätzung der massen- bzw. flächenbezogenen Aktivität. Diese Überschätzung ist zugleich das Maß der 
Konservativität, welche bei dieser Messung zu den messtechnischen Konservativitäten aus Verfahrenssicht 
hinzukommen. Inwieweit dies die Freigabe beeinflusst, hängt vom radiologischen Zustand der Materialien 
ab. Sind die realen Aktivitätswerte ausreichend weit von den Freigabewerten entfernt, so ist dies kein Prob-
lem. 

Grundsätzlich erfordert die Feststellung einer Kontamination, die über den zulässigen Freigabewerten liegt, 
dass vor der Freigabe eine erfolgreiche Dekontamination durchgeführt werden muss. Auch der Dekonta-
minationserfolg wird mit den beschriebenen Messverfahren überprüft. Bei der Kenntnis kontaminierter 
Flächen und Objekte sollte zunächst eine Untersuchung der Dekontaminationsfähigkeit durchgeführt wer-
den, um im Anschluss ein geeignetes Verfahren für die Dekontamination auszuwählen. Deren Erfolg muss 
überprüft werden, damit keine Kontamination in freizugebendes Material eingebracht wird. 

Frage 75 Wie wird die Oberflächenkontamination direkt bestimmt? 
Bei den direkten Messsystemen (Oberflächenkontaminationsmonitore) wird generell unterschieden zwi-
schen gasgespülten Detektoren, die auf Basis eines Geiger-Müller-Zählrohrs messen, und Szintillationsde-
tektoren, deren Impulsrate über Lichtimpulse bestimmt wird. Je nach Messumgebung kann das eine oder 
das andere Messsystem die optimale Wahl für eine Freimessung darstellen. Messgeräte auf Basis eines 
Geiger-Müller-Zählrohrs sind bei höheren Aktivitäten anfällig für den Effekt der Totzeit, bei dem mehr Mes-
seffekte pro Zeiteinheit auftreten, als von der Messelektronik verarbeitet werden kann. Das hat zur Folge, 
dass Messergebnisse unterbewertet werden.  

Um statistische Schwankungen auszugleichen, besitzen solche Oberflächenkontaminationsmonitore eine 
sogenannte Dämpfungskonstante, die am Messgerät eingestellt werden kann. Eine Faustformel besagt, 
dass die statische Messzeit mindestens das Dreifache der Dämpfungskonstante betragen sollte. Bei einem 
Oberflächenkontaminationsmonitor wird durch Vergrößerung der Zeitkonstante oder durch Erhöhung der 
Dämpfung (Dämpfungskonstante) die Messgenauigkeit verbessert und somit die Messschwankungen mi-
nimiert. Bei 10 Sekunden Zeitkonstante wird ein Mittelwert über die letzten 10 Sekunden erzeugt, aller-
dings sollte die Ablesung des Messwertes erst nach 20 Sekunden erfolgen. 

Gasgespülte Detektoren nutzen als Zählgas Xenon oder eine Mischung aus Argon und Methan. Die Hoch-
spannung des Zählrohrs ist anwendungsspezifisch einstellbar. Da die Impulshöhe beim Proportionalzähl-
rohr abhängig ist von den Wechselwirkungen und somit von der spezifischen Ionisation der einfallenden 
Teilchen, ist mit einer zusätzlichen Verwendung eines Diskriminators oder durch Änderung der angelegten 
Spannung (Uα/Uβ) die Trennung von α- und β-Teilchen möglich. Alternativ kann durch eine Abdeckplatte 
bei einer zweiten Messung die Alphakomponente bei rein zählenden Sonden abgezogen werden. Durch ein 
dünnes Eintrittsfenster und eine niedrige untere Schwelle können hohe Effizienzwerte für Alphateilchen 
und niederenergetische Betateilchen erreicht werden. Für die tägliche Anwendung sollten bei den gasge-
spülten Oberflächenkontaminationsmonitoren die Gasleitung und Folie auf Dichtheit, die vorhandene Gas-
menge und die Kalibrierung mit einem Prüfpräparat überprüft werden. 
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Plastik-Szintillator-Detektoren bestimmen die Impulsrate über Lichtimpulse und haben den Vorteil, dass 
sie ohne Gasspülung auskommen, allerdings sehr lichtempfindlich sind. Diese Detektortypen können durch 
die Verwendung einer Zinksulfidbeschichtung auch zwischen α- und β-Teilchen unterscheiden und sogar 
simultan und selektiv anzeigen. Sonden mit Plastikdetektoren und teilweise einem zweiten Dünnschicht-
detektor in Richtung Messoberfläche besitzen in der Regel durch eine vom Rauschen des Detektors defi-
nierte Schwelle eine geringere Nachweiswahrscheinlichkeit für Alpha- und Betastrahlung, jedoch einen hö-
heren Wert für die Gammaresponse. Daher sind diese Detektoren im Normalfall weniger effizient als gas-
gefüllte Detektoren, aber praktischer in der Anwendung. Bei den Plastik-Szintillation-Detektoren wird vor 
dem Einsatz die Folie auf Lichtdichtheit geprüft und eine Kalibrierung überprüft. Vor der ersten Messung 
sollte die richtige Einstellung des Messgerätes gewährleistet (Auswahl des Nuklidvektors/Messtyps, Anzahl 
Ringspeicher, Messabstand etc.) und ein Nulleffekt gemessen sein. 

Rohrsonden dienen zur Messung der Oberflächenkontamination in Rohren und schwer zugänglichen Hohl-
räumen. Sie können zylindrisch oder auch rechteckig geformt sein. Eckendetektoren dienen zur Messung 
von Ecken und Oberflächen mit geringer Fläche. 

Sonden mit Silizium-Halbleiterdetektoren erlauben eine exzellente Trennung zwischen Alpha- und Beta-
strahlung und haben eine absolut homogene Effizienz. Die einstellbare Schwelle liegt jedoch in der Regel 
aufgrund des Rauschverhaltens des Detektors etwas höher als bei gasgefüllten Detektoren. Zudem sind 
derzeit derartige Sonden nur mit kleiner aktiver Fläche verfügbar.  

Die Gammaemission einer Oberfläche kann mit Gammaspektrometern gemessen werden. Hier kann zur 
Reduzierung des Untergrundes mit einem Kollimator gearbeitet werden. Möglich ist eine Verwendung von 
Plastikdetektoren, Szintillationsdetektoren, wie NaI-(Tl)-, LaBr-, CeBr- und Halbleiterdetektoren wie Reinst-
germanium (HPGe)-Detektoren, die sich alle durch unterschiedliche spektrometrische Eigenschaften un-
terscheiden. Bei mittleren und hohen Auflösungen kann man zudem gezielt einzelne Radionuklide analy-
sieren und auch abgedeckte Kontaminationen erkennen. 

Zur qualitativen Bewertung der Oberflächenkontamination von Löchern, zum Beispiel im Rahmen von Vor-
untersuchungen, kann ein Oberflächenkontaminationsmessgerät herangezogen werden, sofern die zu be-
wertende Tiefe des Loches den zweifachen Lochdurchmesser nicht übersteigt. 

Kann an einem Messgut, wie zum Beispiel wegen eines Bohrlochs oder einer Schraubverbindung die Ober-
flächenkontamination nicht direkt bestimmt werden, ist eine indirekte Kontaminationsmessung durchzu-
führen. Ggf. kann eine Rohrsonde als weitere Messmethode herangezogen werden oder die Öffnung ist so 
zu vergrößern, dass eine Oberflächenkontaminationskontrolle qualifiziert durchführbar ist.  

Bei gewölbten Oberflächen sind Kontaminationsmessungen so durchzuführen, dass die Detektorfläche 
möglichst dicht und möglichst vollständig auf bzw. über dem Messgut liegt. Gegebenenfalls ist das Konta-
minationsmessgerät auf einen entsprechenden Abstand zwischen Messgut und Detektorfläche zu kalibrie-
ren (konservativ = maximaler Abstand). An solchen messgeometrisch ungünstigen Stellen sollten zu einer 
qualifizierten Bewertung ebenfalls eine gammaspektrometrische Messung herangezogen werden. Details 
zur Kalibrierung von Oberflächenkontaminationsmessgeräten und Gammaspektrometern finden sich in der 
DIN 25457-Reihe [53, 56,59], der DIN ISO 7503-Reihe [61, 62, 63] für Oberflächenkontaminationsmessge-
räte und der DIN EN ISO 20042 [58] für Gammaspektrometer. 

In den letzten Jahren wurden hier auch zusätzlich automatisierte Systeme entwickelt, mit denen Objekte 
von einem Roboter gegriffen und gemessen werden. 
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Frage 76 Wie wird die Oberflächenkontamination indirekt bestimmt?  
Die indirekte Bestimmung der Oberflächenkontamination erfolgt über Wischteste oder Kratzproben mit 
anschließender Messung in der Regel in einem Alpha-Beta-Messgerät. Als Detektoren kommen Proportio-
nalzähler, Plastikdetektoren und Silizium-Halbleiterdetektoren zum Einsatz. Eine Trennung von Alpha- und 
Beta-Ereignissen erfolgt entweder über den Energieeintrag einer Wechselwirkung oder die Signalform. Die 
Probe wird in einer Messschale in einem definierten Abstand vom Detektor gemessen, für den der Detektor 
zuvor kalibriert wurde. Der Detektor ist von einer Abschirmung umgeben, mit der Ereignisse des Gammaun-
tergrunds aus der Umgebung reduziert werden. Normalerweise enthält das Messgerät auch einen soge-
nannten Guard-Detektor, mit dem durch eine Anti-Koinzidenzschaltung die Myonen als Sekundärkompo-
nente der kosmischen Strahlung herausgefiltert und so nicht fehlerhaft als Probenbeitrag interpretiert wer-
den. Geräte mit einer guten Abschirmung der Umgebungsstrahlung werden auch Low-level-Messgeräte 
genannt. Durch die längeren Messzeiten und den reduzierten Untergrund weisen die Messergebnisse eine 
geringere Unsicherheit als bei der direkten Messung auf, jedoch kommt die Probenahme als zusätzliche 
Unsicherheitskomponente hinzu. Für die Messung können entweder eine feste Messzeit oder eine Minde-
stimpulszahl vorgegeben werden.  

Proben sollten bei Verdacht auf höhere Aktivitäten vor der Messung in Low-level-Messgeräten mit einem 
Dosisleistungsmessgerät gemessen werden. Falls die Dosisleistung bei einem Abstand von 10 cm größer 1 
µSv/h ist, sollte diese Probe nicht in einem Low-level-Messgerät untersucht werden, da sonst die Totzeit 
bei den Low-Level-Messgerät sehr hoch und das Messergebnis sehr ungenau ist. Dies gilt besonders bei 
den Kraftwerkkomponenten mit hohen Aktivitäten (z. B. Becken, Dampferzeuger, Druckhalter, Hauptkühl-
mittelpumpe, Loop- und Spülleitungen) bzw. allgemein in Bereichen mit hoher Ortsdosisleistung.  

Wischteste und Kratzproben können auch mittels Gammaspektrometrie untersucht werden, um die Akti-
vität gammastrahlender Nuklide nuklidspezifisch zu bestimmen.  

Bei einer Kontamination mit Betaemittern niedriger Energie, wie etwa Tritium, kann der Wischtest, ggf. 
nach der Alpha-Beta-Gesamtmessung, noch mittels Flüssigszintillationsmessung (LSC) untersucht werden. 

Anwendung 

Frage 77 Wie ist die Messtechnik für die Freigabe zu qualifizieren? 
An die Messtechnik, die in der Freigabe eingesetzt wird, sind hohe Anforderungen gestellt. Die Vorgaben 
sind in Deutschland und der Schweiz gesetzlich übergeordnet geregelt.  

In Deutschland hat der Strahlenschutzverantwortliche dafür zu sorgen, dass bei einer Freimessung geeig-
nete Strahlungsmessgeräte verwendet werden. Dabei müssen die Strahlungsmessgeräte den Anforderun-
gen des Messzwecks genügen, in ausreichender Zahl vorhanden sein und regelmäßig auf ihre Funktions-
tüchtigkeit geprüft und gewartet werden. Zeitpunkt und Ergebnis der Funktionsprüfung und Wartung müs-
sen aufgezeichnet werden. Die Aufzeichnungen müssen zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der Funktionsprüfung 
oder Wartung aufbewahrt und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorgelegt oder bei einer von ihr zu 
bestimmende Stelle hinterlegt werden (s.a. § 90 StrlSchV [1], siehe auch Frage 43).  

Für die Messtechnik, die für Freimessungen zum Einsatz kommt, muss daher eine entsprechende Qualifi-
zierung durchgeführt werden. Dazu gehört eine Inbetriebsetzungsprüfung, in der die wesentlichen Soll- 
und Anschlusswerte für die regelmäßigen Überprüfungen bestimmt werden. Für den Einsatz der Messtech-
nik muss gezeigt werden, dass vor Ort die Messanforderung des Freigabeverfahrens erfüllt wird. Hierzu 
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wird häufig im Rahmen der Qualifizierung des Messverfahrens genau die Messaufgabe durch Strahlungs-
quellen oder numerisch simuliert und sowohl die Übereinstimmung von Aktivitätsbestimmungen innerhalb 
gegebener Unsicherheitsintervalle als auch die vor Ort erreichbaren Nachweisgrenzen überprüft. Durch die 
zuständige Behörde kann zur Überprüfung des Qualifizierungsprozesses ein Sachverständiger hinzugezo-
gen werden. 

Für die regelmäßigen Überprüfungen und Wartungen sollten entsprechende Prüfprotokolle oder Prüfan-
weisungen erstellt werden. Zudem empfiehlt sich eine elektronische Fristenüberwachung. Die Inhalte und 
die Fristen für die regelmäßigen Prüfungen und Wartungen richten sich nach Art der Messtechnik und nach 
ihrem Einsatz. Sie basieren auf den im Rahmen der Inbetriebsetzungsprüfung bestimmten Soll- und An-
schlusswerten.  

Weiterführende Empfehlungen für die Qualitätssicherung von Messtechnik für die Bestimmung der Ober-
flächenkontamination, für spektrometrische Messverfahren und für Gesamt-Gammamessungen finden 
sich in der DIN 25457-1 [56]. 

Kalibrierungen und Wiederkehrende Prüfungen (WKP) sind gerätespezifisch unterschiedlich. Der Zeitauf-
wand dafür kann durch Vorliegen von Prüfanweisungen und Protokollen sowie durch Einsatz von geschul-
tem Personal reduziert werden. 

Frage 78 Mit welchem Zeitaufwand bei Probenahme und Messung ist zu rech-
nen? 

Im Folgenden ist der Zeitbedarf für die Anwendung der verschiedenen Messverfahren dargestellt. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass nicht die reine Messzeit ausschlaggebend ist, sondern diese im Zusam-
menhang mit der Auswertung, der erforderlichen Dokumentation und der Handhabung der Messtechnik 
bzw. der freizugebenden Materialien zu sehen ist. 

Kontaminationsmonitor, statisch 

Abhängig von Detektorflächen und Nuklidvektor: z. B. Detektorfläche 300 cm2. Co-60 oder Am-241 mit ho-
hem Anteil am Nuklidvektor, Dauer einer Messung mit Dokumentation ca. 2 Minuten, d.h. ca. 1 m2 je 
Stunde. 

Gesamt-Gammamessanlage (Freimessanlage) 

Die Logistik der Gebinde ist meist zeitbestimmend, eine Messung (z. B. Gebinde mit 300 kg) dauert ca. 15 
Minuten einschließlich Dokumentation. 

Probenahme und gammaspektrometrische Messung 

Der Zeitbedarf für eine Probenahme variiert je nach Aufgabenstellung, Probenahmeort, Probenahmever-
fahren und zu beprobendem Material sehr stark. Er liegt einschließlich Vor- und Nachbereitung meist im 
Bereich von 15 min (Wischprobe) bis 120 min (z. B. hoch gelegener Probenahmeort oder Kernbohrung). 
Der Zeitbedarf für die gammaspektrometrische Messung und Auswertung einer Probe ist abhängig vom 
nachzuweisenden Radionuklid und der zu erreichenden Nachweisgrenze. Die Messzeit für den Nachweis 
von Co-60 oder Cs-137 für Freigabezwecke beträgt ca. 30 Minuten, für schwer nachweisbare Radionuklide 
(z. B. Ac-227 im Bereich der Radiopharmazie) kann die Messzeit auch bis zu 24 h dauern.  

In-situ-Gammaspektrometrie 
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Eine Messung dauert einschließlich Einrichten des Messgerätes bis zu einer Stunde, z. B. für die Nuklide Co-
60 oder Cs-137. Bei größeren Komponenten und Flächen können mehrere Messungen erforderlich sein. 
Der Zeitbedarf zum Erreichen niedriger Nachweisgrenzen kann auch 24 h in Anspruch nehmen. Dazu 
kommt der Zeitbedarf für die mathematische Kalibrierung der Messgeometrie (in einfachen Fällen ca. 30 
min) und die Spektrenauswertung (ca. 15 min). Modellierung komplexer Messsituationen (z. B. komplexe 
Geometrie, stark inhomogene Aktivitätsverteilung, Nuklide mit niedriger Gammaenergie) sind aufwendig 
und benötigen dann deutlich mehr Zeit (eine bis mehrere Stunden).  

Frage 79 Wie unterscheidet sich eine Entscheidungsmessung von einer Orien-
tierungsmessung? 

Messungen der Voruntersuchung werden in der Regel vor einer Entscheidungsmessung durchgeführt und 
geben einen guten Überblick darüber, ob die im Freigabeprozess geforderten Werte und Maßnahmen ein-
gehalten werden können. Meist werden die hierbei gewonnenen Messwerte mit den im Freigabeprozess 
vorab definierten Interventionswerten verglichen. Nachdem die Voruntersuchungen durchgeführt worden 
sind, werden in der Regel die Entscheidungsmessungen durchgeführt. Die Entscheidungsmessungen bilden, 
im Gegensatz zu den Voruntersuchungen, die Grundlage für den Antrag auf Freigabe bzw. der Befreiung, 
der wiederum der zuständigen Behörde als Grundlage für ihren Freigabebescheid dient.  

Sollten bei den Voruntersuchungsmessungen keine Auffälligkeiten festgestellt werden, diese anforde-
rungsgerecht durchgeführt und dokumentiert sind und diese die Interventionswerte unterschreiten, kön-
nen sie in Abstimmung mit der Behörde als Entscheidungsmessungen belastet werden. Daher empfiehlt es 
sich, die Voruntersuchungsmessungen nach den gleichen Standards wie die Entscheidungsmessungen 
durchzuführen und zu dokumentieren. Dadurch kann der Messaufwand deutlich reduziert werden. 

Frage 80 Was ist bei der Anwendung von Gammaspektrometrie zu berücksich-
tigen? 

Gammaspektrometrie beginnt bei der Analyse der Messaufgabe. Hier ist zunächst der für die Auswertung 
der relevanten Radionuklide erforderliche Energiebereich zu betrachten. Im nächsten Schritt ist die Probe-
menge an die zu messenden Radionuklide und die zu erreichenden Nachweisgrenzen zu optimieren. Da die 
Nachweisgrenzen mit den Unsicherheiten der Messung korreliert sind, bedeutet die Optimierung der Nach-
weisgrenzen eine gleichzeitige Reduzierung der Unsicherheiten. 

Zu dieser Optimierung zählen die Verwendung von Abschirmungen, Reduzieren des Radonuntergrunds in 
der Messkammer durch Luftaustausch oder Spülen einer Messkammer mit gasförmigem Stickstoff (Erzeu-
gung von Überdruck in Messkammer; der Stickstoff kann von einem stickstoffgekühlten Detektor stammen 
oder von einer Gasflasche; Arbeitsschutz für tiefkalte und erstickende bzw. sauerstoffverdrängende Gase 
beachten) und Auswahl des Messortes. 

Ein Detektor benötigt eine Kühlung, hier sind verschiedene Varianten möglich.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt besteht in der Kalibrierung. Kalibrierungen erfordern das Vorhalten einer 
ausreichenden Anzahl von Standardpräparaten, was speziell bei der Messung sehr unterschiedlicher Pro-
ben zu einem hohen Aufwand des Vorhaltens von Standardpräparaten führt. Alternativ dazu ist der Einsatz 
von numerischen Kalibrierungen auf der Basis einer Charakterisierung des Detektors möglich. 
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Frage 81 Wie werden Gesamt-Gammamessungen mit Freimessanlagen durch-
geführt? 

Freimessanlagen werden in der Regel zur Messung von größeren Gebinden wie Gitterboxen, Mulden und 
für Fässer verwendet, die mit gleichartigem Material (Dichte, Material, Geometrie etc.) gefüllt sind. Ge-
messen wird die Gesamt-Gammaaktivität und unter Beachtung festgelegter Mittelungskriterien (z. B. Kri-
terien zur Mittelungsmasse D: Anlage 8 StrlSchV [1], CH: Art. 106 Abs. 3 StSV [2], s. auch Tabelle 1 zu Frage 
50). mit den Freigabewerten verglichen. Basierend auf diesem Vergleich erfolgt ggf. eine Freigabeempfeh-
lung. 

Eine Freimessanlage ist in der Regel mit einer 4π-Messgeometrie, also mit großflächigen Detektoren an 
allen sechs Seiten der Messkammer ausgestattet, die gegenüber der Umgebungsstrahlung abgeschirmt 
sind. Der Messeffekt basiert im Wesentlichen auf der Nutzung der nach Compton gestreuten Gammaemis-
sionen und nicht auf der Nutzung des Photopeaks. Der Wirkungsgrad solcher Anlagen ist höher, dadurch 
sind kurze Messzeiten trotz hoher Massen des Messgutes möglich (abhängig vom Nuklidvektor im Bereich 
einer bis weniger Minuten). Durch die Anordnung der Detektoren kann zudem eine räumliche Verteilung 
der Aktivität ermittelt und angezeigt werden (graphisch und ggf. numerisch mittels arithmetischer Algo-
rithmen) und damit die Homogenität der Aktivitätsverteilung geprüft werden. 

Anmerkung: Eine 4π-Messgeometrie ist eine Messmethode, bei der die zu messende Strahlung 
oder Probe mittig platziert wird, sodass die Strahlung nahezu vollständig in alle Richtungen erfasst 
und registriert werden kann. Diese Anordnung ermöglicht die «vollständige» Erfassung der gesam-
ten Strahlung rundum strahlender Quellen und wird durch die „4π-Geometrie“ bezeichnet, da der 
Detektor eine Kugeloberfläche von 4π Steradiant abdeckt. 

Die Untergrundzählrate wird zumindest mehrfach am Tag ermittelt und für den Untergrundabzug hinter-
legt. Vor dem Einsatz findet eine Kalibrierung mit Standardpräparaten und/oder Monte-Carlo-Berechnun-
gen zur Ermittlung der Effizienz für die Messgeometrien statt. Anhand von Standardpräparaten in repro-
duzierbaren Geometrien werden die Effizienzen der Detektoren und die Funktionalität der Anlage regel-
mäßig, entsprechend einem Qualitätssicherungsplan, überprüft.  

Die bei der Messung des Probengutes ermittelten Impulse werden von einer Auswertesoftware mittels 
eines oder mehrerer Kalibrierfaktoren unter Berücksichtigung von möglicher Selbstabsorption durch das 
Messgut in Aktivität in Bq umgerechnet. Sinnvollerweise sollten Freimessanlagen eine Wägeeinrichtung 
besitzen, mit der sie die Masse des Gebindes und darüber die spezifische Aktivität ermitteln können.  

Spezifische Aktivität: maximale Mittelungsmasse D: 300 kg bis 1 000 kg (siehe Anlage 8 StrlSchV) 
bzw. CH: 100 kg oder ggf. nach Absprache mit der Aufsichtsbehörde (Art. 106 Abs. 4 StSV [2], s. 
auch Tabelle 1 zu Frage 50).  

Die Aktivitätsberechnung von Freimesskammern basiert bei Nuklidgemischen auf der Verwendung von 
Nuklidvektoren, so dass bei einer quantitativen Analyse der Beitrag jedes Nuklids gemäß seiner vorab er-
mittelten Effizienzwerte berechnet wird und so für einen Nuklidvektor und eine Geometrie eine Zählrate 
ermittelt wird. Diese wird mit dem maximal zulässigen Wert für das Einhalten eines Freigabepfades vergli-
chen und führt somit zur Entscheidung des Freigabepfades. Durch die unterschiedlichen Halbwertzeiten 
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der Radionuklide und der integrativen Impulsratenmessung von Gammastrahlen ist bei diesem Prozess 
eine regelmäßige Überprüfung der Nuklidvektoren erforderlich. In Einzelfällen wird die Freimessanlage 
auch mit einem In-situ-Gammaspektrometer gekoppelt, um den vorausgewählten Nuklidvektor mittels ei-
ner nuklidspezifischen Analyse während der Messung zu überprüfen. 

Ist der Nuklidvektor nicht bekannt, kann die Freimessanlage zum Screening und der Suche nach Aktivitäts-
ansammlungen gammastrahlender Nuklide eingesetzt werden. Dies wird bei einer größeren Anzahl gleich-
artiger Gebinde durchgeführt, verifizierende Probenahmen und gammaspektrometrische Auswertungen 
gelten dann zur Begründung/Bewertung für die Gesamtheit der Gebinde. Alternativ kann zusammen mit 
der Gesamtgammamessung in der Freimessanlage auch eine gammaspektrometrische Messung zeitgleich 
zur Bestimmung der Aktivitätsanteile der gammastrahlenden Nuklide erfolgen, ggf. unter Verlängerung der 
für die Gesamt-Gammamessung erforderlichen Messzeit. 

Da die Türen zum Be- und Entladen einer Freimessanlage grundsätzlich auch an zwei gegenüberliegenden 
Seiten offenbleiben können, besteht die Möglichkeit, auch größere Komponenten (z. B. asbesthaltige 
Brandschutztüren) ohne eine Zerlegung zu messen.  

Für die Messung von Bauschuttgranulat oder auch Erdreich sind Fließbandanlagen zur Freimessung entwi-
ckelt worden (Durchfluss- oder sequenzieller Betrieb möglich). 

Frage 82 Wie führe ich Direktmessungen mit dem Oberflächenkontaminations-
monitor durch? 

Mit mobilen Oberflächenkontaminationsmonitoren (Detektorfläche 100 cm² bis mehrere 100 cm²) wird die 
Oberflächenkontamination direkt bestimmt. Das Messverfahren dient zur Erfassung von festhaftender und 
nicht festhaftender Kontamination. 

Die Messung erfolgt in einem möglichst geringen Abstand zum zu messenden Material. Daraus ergeben 
sich Einschränkungen hinsichtlich der Geometrie und des Zustandes der Oberfläche der Messobjekte (die 
zulässige Größe des Messobjektes wird jedoch nicht durch die Messtechnik beschränkt). 

Die Ausführung der Messungen kann je nach Anwendungszweck auf zwei unterschiedliche Arten erfolgen: 

• Überstreichende/zählende Messungen überstreichen die Oberfläche mit geringer Geschwindigkeit 
zum Auffinden von erhöhten Aktivitätskonzentrationen, ggf. als Vorbereitung für statische Mes-
sungen. Sie werden auch dynamische Messungen genannt und vorwiegend bei Orientierungsmes-
sungen angewandt. 

• Statische Messungen sind insbesondere an den Messpunkten durchzuführen, welche bei den über-
streichenden Messungen die höchsten Messergebnisse aufweisen. 

Liegen keine ebenen Oberflächen vor, sondern z. B. sehr raue Oberflächen oder gewölbte bzw. gekantete 
Profile, die nicht vollständig zugänglich sind, so ist der zusätzliche Abstand bei der Bewertung der Messun-
gen zu berücksichtigen, da er von den Geometrien bei der Kalibrierung abweichen kann. 

Ggf. sind Reduktionsfaktoren für das Oberflächenansprechvermögen zu ermitteln oder auch andere, spe-
zielle Kalibrierungen der Messgeräte durchzuführen. 
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Frage 83 Wann hilft ein Nuklidvektor? 
Ein Nuklidvektor hilft beim Umgang mit „schwer messbaren“ bzw. „difficult to measure“ Nukliden (DTM) 
bzw. beim Umgang mit Nuklidgemischen, um Aktivitäten mittels „leicht“ messbaren Nukliden (Leitnuklide) 
messen und deklarieren zu können. Weiter wird der Nuklidvektor als eine Eigenschaft eines Stoffes/Mate-
rials verwendet für die Freigabe/Befreiung. 

Frage 84 Welche Anforderung gibt es für eine Entscheidungsmessung vor einer 
Abklinglagerung? 

Radioaktive Abfälle oder Materialien können nach dem Abklingen der Aktivität aufgrund des radioaktiven 
Zerfalls freigegeben werden (CH: in der Schweiz spätestens nach 30 Jahren, Art. 117 StSV [2]). 

Die Freigabe erfolgt basierend auf einer qualifizierten Entscheidungsmessung, mit welcher der Zeitpunkt 
der möglichen Freigabe berechnet werden kann. 

Dies kann entweder eine uneingeschränkte Freigabe sein oder auch eine spezifische Freigabe (CH: Verwer-
tung). 

Bis zum Erreichen dieses Zeitpunktes sind diese Abfälle von den radioaktiven Abfällen, welche diese Vo-
raussetzung nicht erfüllen, zu trennen und während der Abklingzeit so zu verpacken und zu lagern, dass ein 
unkontrollierter Austritt radioaktiver Stoffe verhindert und eine Brandgefahr vermieden wird. 

Die Abfälle sind zu kennzeichnen und mit einer Dokumentation zu versehen, die über Art, Aktivitätsinhalt 
und Zeitpunkt der möglichen Freigabe/Befreiung Auskunft gibt. Vor der Abklinglagerung in der Schweiz 
muss eine qualifizierte Messung erfolgen, die das Aktivitätsinventar belegt (Kap. 8 Bst. b. ENSI-B04 [46]): 
„Radioaktive Materialien mit geringer Aktivität dürfen erst nach einer Entscheidungsmessung in die Ab-
klinglagerung verbracht werden.“ 

Vor der Freigabe/Befreiung muss mittels Messung sichergestellt werden, dass die Radioaktivität abgeklun-
gen ist. Das entsprechende Nachweisverfahren erfolgt in Abstimmung mit der zuständigen Behörde, wel-
che auch die technischen Anforderungen für ein Abklinglager und die damit im Zusammenhang stehenden 
Tätigkeiten festlegt. 

Frage 85 Wann kommen Ortsdosisleistungsmessgeräte im Rahmen der Frei-
gabe zum Einsatz? 

Bei Messungen zur Freigabe im Regelungsgebiet des deutschen Strahlenschutzrechts haben Ortsdosisleis-
tungsmessgeräte in der Regel nur eine untergeordnete Bedeutung.  

Anders ist es im Rechtsgebiet der Schweizer Strahlenschutzregelungen. Dort ist eine Ortsdosisleistungs-
messung an den freizugebenen Stoffen zwingend erforderlich, um eine Befreiung zu erwirken. Die Ortsdo-
sisleistung darf in 10 cm Abstand zum jeweiligen Stoff 100 nSv/h nicht überschreiten, dabei darf der natür-
liche Untergrund zum Abzug gebracht werden. 

Ortsdosisleistungsmessungen werden aber auch in Deutschland als orientierende Messungen eingesetzt, 
zum Beispiel zur Hot Spot-Suche, um spätere Störeffekte bei den direkten Oberflächenkontaminationsmes-
sungen oder In-situ-Gammaspektrometriemessungen zu reduzieren. Aufgrund ihrer Sensitivität für geringe 
Untergrundschwankungen kommen hier vor allem Ortsdosisleistungsmessgeräte mit Szintillationsdetekto-



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 83 von 90 

ren im Zählratenmodus zum Einsatz. Der Zählratenmodus ist vorzuziehen, da bei vielen Geräten im Gegen-
satz zur Ortsdosisleistungsmessung die Dämpfung (Mittelungszeit der gemessenen Impulse) kleiner ist und 
damit Impulsratenänderungen besser detektiert werden können. 

Frage 86 Wie werden freigegebene Reststoffe transportiert? 
Nach der Erteilung des Freigabebescheids und der Feststellung der Übereinstimmung der konkreten Charge 
mit dem Freigabebescheid ist die Freigabe erfolgt. Wie in der amtlichen Begründung zu Kapitel 3 der 
StrlSchV [10] klargestellt wird, kann die Radioaktivität der freigegebenen Stoffe wegen ihrer Geringfügigkeit 
außer Acht gelassen werden. „Insbesondere ist eine Fortführung der atom- und strahlenschutzrechtlichen 
Überwachung nicht gerechtfertigt („De Minimis“-Konzept). […]Diese Stoffe können ihrem vorgesehenen 
Entsorgungsweg entsprechend z.B. als konventioneller Abfall behandelt werden.“ 

Im Falle der spezifischen Freigabe zur Beseitigung ist die Freigabe selbst allerdings erst mit der Beseitigung 
der freigegebenen Stoffe z. B. in der Verbrennungsanlage abgeschlossen. Für den Fall, dass die Beseitigung 
in der Verbrennungsanlage, aus welchen Gründen auch immer, nicht möglich ist oder nicht erfolgt, hat der 
Gesetzgeber in § 42 (3) StrlSchV [1] eine Sicherung eingebaut. Hier wird der Strahlenschutzverantwortliche, 
der Inhaber der Freigabe ist, verpflichtet, die Behörde über diese Tatsachen unverzüglich zu informieren. 
Die Behörde hat dann die Möglichkeit, zusätzliche Maßnahmen bis hin zum Widerruf der Freigabe zu er-
greifen (siehe auch die amtliche Begründung zur StrlSchV zu § 42 (3). 

Viele Abfallwirtschaftsbetriebe und Recyclingunternehmen haben Portalmessanlagen in ihrem Eingangs-
bereich, welche die angelieferten Materialien hinsichtlich ihres radiologischen Inhalts messen. Dies kann 
nach der spezifischen Freigabe zu Alarmen führen und die Verweigerung der Abfallannahme nach sich zie-
hen. Es gibt keine einheitlichen Vorgaben für die Einstellungen der Portalmessanlagen. Es empfiehlt sich, 
vor der Anlieferung mit dem Unternehmen ein Einvernehmen herzustellen. 

Ergänzend zum Strahlenschutzrecht sind sowohl wegen der Radioaktivität wie auch anderer möglicher Ge-
fährdungen das Transportrecht (Gefahrgutrecht) in Form des Übereinkommens über die internationale Be-
förderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) [64] zu beachten. Weiterhin sind das Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) [11] sowie die Annahmebedingungen der Verwertungs- oder Beseitigungsanlage zu 
berücksichtigen. Die radiologische Gefahrenkennzeichnung muss vor dem Transport entfernt werden.  

Frage 87 Was ist beim Transport radioaktiver Stoffe zu beachten? 
Beim Transport radioaktiver Stoffe, z. B. zu einem externen Dienstleister mit Umgangsgenehmigung oder 
in ein Zwischenlager, sind verschiedene nationale Regelungen (CH: Verordnung über die Beförderung ge-
fährlicher Güter auf der Strasse (SDR) [65], D: Gefahrgutverordnung für Straße, Eisenbahn- und Binnen-
schifffahrt (GGVSEB) [66]), wie auch internationale Regelungen Übereinkommen über die internationale 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) [64]) zu beachten. Hier sind neben den allgemeinen 
Transportbedingungen die A1- (radioaktive Stoffe in besonderer Form) und A2-Werte (radioaktive Stoffe, 
ausgenommen radioaktive Stoffe in besonderer Form) einzuhalten. Zusätzlich ist zu beachten, dass hier das 
Gefahrgutrecht und das Strahlenschutzrecht mit teils unterschiedlichen Regelungen aufeinandertreffen. 
Beispielsweise darf ein Versandstück nach Transportrecht (Gefahrgutrecht) nur eine maximale äußere 
Oberflächenkontamination von 0,4 Bq/cm² bei Beta-/Gamma- und 0,04 Bq/cm² bei Alpha-Strahlern auf-
weisen. Legt man jedoch das Strahlenschutzrecht zu Grunde, weichen diese Werte teilweise deutlich von 
denen aus dem Transportrecht ab. Weiterhin müssen im Transportrecht je nach Freigabe- und Entsor-
gungspfad ggf. noch zusätzliche Regelungen und Vorschriften beachtet werden. 
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Abkürzungsverzeichnis 
AAB  Allgemeine Annahmebedingungen (CH) 
Abs.  Absatz (CH) 
ADR  Agreement concerning the International Carriage of Dangerous Goods by Road 
AGW  Ablagerungs-Obergrenzen (CH) 
AK  Arbeitskreis 
AKE  Arbeitskreis Entsorgung 
Art.  Artikel (CH) 
AtEV  Atomrechtliche Entsorgungsverordnung (D) 
AtG  Atomgesetz (D) 
BAG  Bundesamt für Gesundheit (CH) 
BAFU  Bundesamt für Umwelt (CH) 
Banz.  Bundesanzeiger (D) 
BGBl.  Bundesgesetzblatt (D) 
BGE  Bundesgesellschaft für Endlagerung (D) 
BMUB Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (aktuell: Bundes-

ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit, BMUKN) (D) 
Bst.  Buchstabe (CH) 
BZL  Bundeszwischenlager (CH) 
CH  Schweiz 
CS  Richtwert für die Kontamination von Oberflächen (contamination des surfaces) (CH) 
D  Deutschland 
DIN  Deutsches Institut für Normung e. V. (D) 
DepV  Deponieverordnung (D) 
DK  Deponieklasse (D) 
EABN  Endgültigen AusserBetriebNahme (CH) 
EN  Europäische Norm 
ENSI  Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat (CH) 
ESK  Entsorgungskommission (D) 
GGVSEB Gefahrgutverordnung für Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (D) 
GMBl.  Gemeinsames Ministerialblatt (D) 
GPS  Global Positioning System 
GSG  General Safety Guide 
gTL  geologisches Tiefenlager (CH) 
HPGe  Reinstgermanium (high purity germanium) 
IAEA  International Atomic Energy Agency (Internationale Atomenergie-Organisation) 
ICP-MS  Massenspektrometrie mit induktiv gekoppeltem Plasma (Inductively coupled plasma mass 

spectrometry) 
ICRP International Commission on Radiological Protection (Internationale Strahlenschutzkom-

mission) 
IEC International Electrotechnical Commission (Internationale Elektrotechnische Kommission) 
ISO International Organization for Standardization (Internationale Organisation für Normung) 
Kap.  Kapitel (CH) 
KKW  Kernkraftwerk 
KrWG  Kreislaufwirtschaftsgesetz (D) 
LAGA  Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (D) 
LL  Befreiungsgrenze (limite de libération) (CH) 
LSC  Flüssigszintillationsmessung (liquid scintillation counting) 
MIF  Medizin, Industrie, Forschung 
NGO  Non-Governmental Organization (Nichtregierungsorganisation) 



ISSN 2944-6201                                                                                                                             FS-2026-138.04-AKE 

 

                                                                                                                                                                Seite 86 von 90 
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